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Dr. Peter Angst 
Senatspräsident des OGH 

Die Liegenschaftsschätzung 
nach der EO-Novelle 2000 
I. Allgemeines 

1. Die EO·Novelle 2000 BGBI. I 2000/59 ist in den wesentli· 
chen, hier bedeutsamen Teilen am 1. 10. 2000 in Kraft getre­
ten. Sie findet auf die Schätzung von Liegenschaften jedoch 
nur Anwendung, wenn der Exekutionsantrag nach dem 30. 9. 
2000 bei Gericht eingelangt ist. ln anderen Fällen ist die 
Schätzung noch nach den früheren Vorschriften durchzu­
führen. 

2. Wesentlicher Inhalt der EO-Novelle 2000 ist die 
Neuregelung des Zwangsversteigerungsverfahrens und des 
Verfahrens zur Aufhebung von Miteigentum. Neu ist ferner, daß 
Superädifikate nicht mehr nach den Vorschriften für die 
Fahrnisexekution, sandem wie eine Liegenschaft versteigert 
werden. Ausdrücklich Liegenschaften gleichgestellt wird nun­
mehr auch das Baurecht (s. hiezu Gregor/Kratochvil, Das 
Baurecht und seine Bewertung, SV 1994/4, 11). 

3. Bei der Schätzung im Zuge der Zwangsversteigerung ist 
neu, daß (von Zubehör allenfalls abgesehen; s. unten 111) die 
Anberaumung und Durchführung des Schätzungstermins 
allein dem Sachverständigen obliegt. Die Mitwirkung des 
Gerichtsvollziehers ist nicht mehr vorgesehen. 

4. Es kommt nicht mehr zu einem Beschluß über die Festset­
zung des Schätzwertes, sondern es wird dem Versteige­
rungsverfahren ohne formelle Entscheidung des Gerichtes das 
Gutachten des Sachverständigen (allenfalls nach vom Gericht 
angeordneten Ergänzungen) zu Grunde gelegt. 

II. Verlauf des Schätzungsverfahrens 

1. Erste Stufe: Beschluß über die Anordnung der Schät­
zung 

1.1 Die Schätzung wird wie bisher vom Exekutionsgericht 
durch Beschluß angeordnet. ln diesem Beschluß wird auch 
der Sachverständige (ausnahmsweise werden auch mehrere) 
bestellt. 

1.2 Wie bisher hat das Exekutionsgericht von Amts wegen vom 
zuständigen Vermessungsamt die Angaben über das 
Flächenausmaß der zu versteigernden Grundstücke und gege­
benenfalls das Ausmaß der einzelnen Benützungsabschnitte 
und vom zuständigen Finanzamt die Angaben über den 
Einheitswert und den Steuermaßbetrag beizuschaffen. 
Außerdem ist gemäß § 55a EO von Amts wegen eine 
Grundbuchsabschrift anzuschließen. 

2. Zweite Stufe: Schätzungstermin 

2.1 Anberaumung: 
Die Anberaumung des Schätzungstermins obliegt nunmehr 
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zwar grundsätzlich dem Sachverständigen selbst. Der Termin 
soll (wie bisher) nicht vor Ablauf von drei Wochen seit Überga­
be des Exekutionsbewilligungsbeschlusses an die Geschäfts­
abteilung liegen(§ 140 Abs. 1 EO). 

2.2 Ladung: 
Nach Mohr (Zwangsversteigerung 5 ff.) ist die Ladung vom 
Sachverständigen zu bewirken. Dem steht jedoch vor allem 
entgegen, daß gemäß§ 141 Abs. 3 EO den Buchberechtigten 
(vor allem Hypothekargläubigern) zugleich mit der Ladung eine 
Ausfertigung der Exekutionsbewilligung zuzustellen ist. 
Abgesehen davon, daß es in § 141 Abs. 3 EO heißt, daß die 
Ladungen nach dem Inhalt "der dem Gericht darüber vorlie­
genden Urkunden" zu bewirken ist und nur diesen die Namen 
und Anschriften in Form des sogenannten "lnteressenver­
zeichnisses" zur Verfügung stehen, würde die Zustellung durch 
den Sachverständigen bedeuten, daß die Vorschriften des 
Zustellgesetzes über Hinterlegung und Ersatzzustellung nicht 
anwendbar wären. Beides spricht dafür, daß sowohl die 
Ladung als auch die Zustellung der Exekutionsbewilligung wei­
terhin durch das Exekutionsgericht zu bewirken sind, wobei der 
Sachverständige diesem den Termin (am besten telefonisch) 
bekanntzugeben hat. Zu laden sind neben den Parteien des 
Verfahrens alle Buchberechtigten (Hypothekargläubiger, 
Reallast-, Dienstbarkeits- und Ausgedingsberechtigte). Die 
Ladung ist im allgemeinen nur durchzuführen, wenn der dem 
betreibenden Gläubiger gemäß § 136 Abs. 2 EO aufgetragene 
Kostenvorschuß erlegt wurde. Auch dies spricht dafür, daß die 
Zustellung vom Gericht zu veranlassen ist. 

2.3 Durchführung des Schätzungstermins: 
Die Durchführung (Leitung) des Schätzungstermins obliegt 
nunmehr allein dem Sachverständigen (zur Ausnahme beim 
Zubehör s. unten 111). Der Sachverständige hat sich (durch 
Anfrage beim Exekutionsgericht) vorher davon zu überzeugen, 
daß die Zustellung aller Ladungen ausgewiesen ist 
(andernfalls Anberaumung eines neuen Termins). ln dem Gut­
achten ist gemäß § 9 Abs. 1 Z 1 LBG anzuführen, wer zum 
Schätzungstermin erschienen ist. 

2.4 Ermittlung der Schätzungsgrundlagen: 
Es sind vom Sachverständigen alle Umstände, die für die 
Ermittlung des Wertes der Liegenschaft von Bedeutung sind, 
vollständig und sorgfältig zu erheben (sonst unter Umständen 
Schadenersatzpflicht). Dazu gehört auch die Frage, ob ein 
Grenzüberbau vorhanden ist und ob und welche Bestand­
verträge, die auf den Wert der Liegenschaft Einfluß haben, 
bestehen. Bei Wohnungseigentum muß bei den für die 
Verwaltung der Liegenschaft zuständigen Personen festgestellt 
werden, wie hoch der gemäß § 19 WEG auf den 
Verpflichtenden entfallende Anteil an den Aufwendungen für 
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die Liegenschaft ist (einschließlich nicht aus dem Grundbuch 
zu entnehmender Darlehensrückzahlungen I). 

2.5 Beseitigung von Hindernissen: 
Mangels einer entsprechenden gesetzlichen Regelung stehen 
dem Sachverständigen die Befugnisse, die dem Gerichtsvoll­
zieher im § 26 EO zur Beseitigung von Vollzugshindernissen 
und eines Widerstands eingeräumt werden, nicht zu. Der 
Sachverständige muß <;laher zur Beseitigung dieser Hindernis~ 
se (insbesondere für das Aufsperren verschlossener Räume) 
die Hilfe des Gerichtsvollziehers in Anspruch nehmen. Zu 
diesem Zweck ist dem Exekutionsgericht ein schriftlicher 
Bericht über die aufgetretenen Hindernisse zu erstatten. 

2.6 Kostenverzeichnisse: 
Der Sachverständige ist nicht verpflichtet, Kostenverzeichnisse 
entgegenzunehmen. Geschieht dies dennoch, muß er sie spä­
testens innerhalb der Frist des § 74 Abs. 2 EO (vier Wochen) 
dem Gericht übergeben. 

3. Drftte Stufe: Erstattung des Gutachtens 

3.1 Inhalt: 
Am Inhalt des zu erstattenden Gutachtens hat sich durch die 
EO,Novelle 2000 nichts geändert. Ist der Grundbuchsabschrift 
zu entnehmen, daß auf der zu versteigernden Liegenschaft 
Lasten haften, die für den Wert der Liegenschaft von 
Bedeutung sind, einem betreibenden Gläubiger oder 
Hypothekargläubiger im Rang nachfolgen und daher vom 
Ersteher nicht ohne Anrechnung auf das Meistbot zu überneh­
men sind (vor allem Dienstbarkeilen und Ausgedingsrechte), 
so ist eine dreifache Bewertung (Wert der Liegenschaft bei 
Aufrechterhaltung der Belastungen und ohne diese 
Belastungen, Wert der Belastungen und gegebenenfalls der 
davon abweichende Wert der Rechte) vorzunehmen. Sind sol­
che Lasten vom Ersteher ohne Anrechnung an das Meistbot 
zu übernehmen (was der Fall ist, wenn sie allen Gläubigern im 
Rang vorgehen), so ist- wie bisher- nur der Wert anzugeben, 
den die Liegenschaft bei Aufrechterhaltung der Belastung hat 
(deren Wert kann aber der Begründung des für die 
Liegenschaft insgesamt ermittelten Wertes zu entnehmen 
sein). Neu und aus § 143 Abs. 3 und 4 EO abzuleiten ist 
jedoch: 

a) Sind mehrere Grundbuchskörper (= Einlagen) zu schät­
zen, ist anzugeben, ob sie eine wirtschaftliche Einheit bilden, 
und es ist dann anzuführen, welchen Wert jeder 
Grundbuchskörper für sich allein und welchen alle zusammen 
als wirtschaftliche Einheit haben. 

b) Enthält die Einlage mehrere Grundstücke, empfiehlt sich 
stets die Angabe, ob bei parzellenweiser oder parzellengrup­
penweiser Versteigerung, also bei gesonderter Versteigerung 
der einzelnen Grundstücke (oder von Gruppen von 
Grundstücken), voraussichtlich ein höherer Erlös zu erzielen 
ist. Wird diese Frage verneint (also etwa mit dem Satz "Es ist 
nicht anzunehmen, daß bei parzellen- oder parzellengruppan­
weiser Versteigerung der Grundstücke ein höherer Erlös erzielt 
werden wird"), so ist nur der Wert des gesamten Grund­
buchskörpers anzugeben. Andernfalls ist auch der Wert der 
einzelnen Grundstücke oder der Gruppen von Grundstücken 
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anzuführen. All dies gilt entsprechend, wenn mehrere 
Eigentumswohnungen zu schätzen sind. 

3.1 Kurzfassung des Gutachtens: 
Außerdem hat das Gutachten zwingend einen Lageplan und 
bei Gebäuden auch einen Grundriß so wie zumindest ein Bild 
zu enthalten. Der Sachverständige hat dem Gericht wie bisher 
eine schriftliche Ausfertigung seines Gutachtens in so vielen 
Exemplaren zu übermitteln, daß jeder betreibenden Partei und 
dem Verpflichteten eine Ausfertigung zugestellt werden und 
eine Ausfertigung zum Gerichtsakt genommen werden kann. 
Ab 1. 9. 2001 ist dem Gericht eine Kurzfassung des 
Gutachtens (kurze Beschreibung der Liegenschaft und Angabe 
des ermittelten Schätzwerts) in elektronischer Form zur 
Verfügung zu stellen. Dieser Kurzfassung müssen der 
Lageplan und bei Gebäuden der Grundriß sowie zumindest ein 
Bild in elektronischer Form angeschlossen sein. All dies dient 
zur Bekanntmachung des Versteigerungstermins in der 
Ediktsdatei, die ab 1. 9. 2001 in einem Probebetrieb und ab 
1. 1. 2002 im Echtbetrieb jeweils elektronisch geführt wird. 

111. Schätzung des Zubehörs 

Nicht eindeutig ist die im § 140 Abs. 3 EO für die Schätzung 
des Zubehörs enthaltene Regelung. Es mag der Intention des 
Gesetzgebers entsprechen, daß auch das auf einer Liegen­
schaft vorhandene Zubehör vom Sachverständigen ohne 
Beiziehung des Gerichtsvollziehers zu beschreiben ist (so 
auch Mohr, Zwangsversteigerung 26). Der Wortlaut des§ 140 
Abs. 3 spricht jedoch deutlich dafür, daß die Beschreibung des 
Zubehörs durch den Gerichtsvollzieher vorzunehmen ist. 
Folgt man dieser Ansicht (eine Klärung wird erst die 
Rechtsprechung bringen müssen), so hat der Sachverständige 
dem Gericht zur Vermeidung von Nachteilen für den betreiben­
den Gläubiger unverzüglich (und nicht erst in oder mit seinem 
Gutachten) mitzuteilen, daß auf der zu schätzenden 
Liegenschaft Zubehör vorhanden ist. Dieses hat dann die 
Verzeichnung und Beschreibung dieser Gegenstände durch 
den Gerichtsvollzieher zu veranlassen. Zu dem neuen Termin 

. ' sind neben dem Sachverständigen dieselben Personen wie ·-:._;.) 
zum ersten Schätzungstermin zu laden. Die Schätzung der 
Zubehörstücke obliegt selbstverständlich stets dem 
Sachverständigen. Solange die angeführte Frage nicht eindeu-
tig durch die Rechtsprechung geklärt ist, wird es sich zur 
Vermeidung von Schadenersatzpflichten empfehlen, dem 
Exekutionsgericht stets unverzüglich davon Mitteilung zu 
machen, daß sich auf der zu schätzenden Liegenschaft 
Zubehörstücke befinden, und diesem die Entscheidung zu 
überlassen, ob es deren Verzeichnung und Beschreibung 
durch den Gerichtsvollzieher veranlaßt 

IV. Schätzung von Superädifikaten 

Für die Schätzung von Superädifikaten gelten an sich diesel­
ben Grundsätze wie für die Schätzung von Liegenschaften. 
Das Bestehen von dinglichen Rechten ist hiebei der 
Sammlung der bei Gericht hinterlegten und eingereihten 
Liegenschafts- und Bauwerksurkunden zu entnehmen, in 
die der Sachverständige Einsicht nehmen muß, wenn ihm nicht 
vom Gericht eine Abschrift der Bauwerkskartei zur Verfügung 
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gestellt wird. Wichtig ist es, daß der Sachverständige für die 
Schätzung eines Superädifikats feststellt, auf welcher Rechts­
grundlage der Eigentümer des Superädifikats die Liegen­
schaft, auf der es sich befindet, benützt (durch Befragung des 
Verpflichteten, aber auch des Liegenschaftseigentümers). Auf 
den Wert ist hier vor allem von Bedeutung, unter welchen 
Umständen das Nutzungsverhältnis vom Liegenschaftseigen­
tümer aufgelöst werden kann, welches Entgelt für die Benüt­
zung der Liegenschaft zu entrichten ist, für welche Zeit das 
Recht auf Benützung der Liegenschaft noch besteht und was 
für den Fall der Beendigung des Nutzungsverhältnisses, in das 
der Ersteher gemäß § 153a EO eintritt, vereinbart wurde 
(Pflicht zur Entfernung des Superädifikats oder Übergang in 
das Eigentum des Liegenschaftseigentümers). 

V. Aufhebung der Eigentumsgemeinschaft 

Steht eine Liegenschaft im Miteigentum mehrerer Personen, 
so kann jeder Miteigentümer die Teilung der Liegenschaft 
begehren. Sie wird durch ein gerichtliches Urteil angeordnet 
und kann entweder in Form der Realteilung (Zuweisung ent­
sprechender Teilflächen) oder Zivilteilung (Versteigerung und 
Verteilung des Erlöses) durchgeführt werden. Ist im Urteil die 
Zivilteilung angeordnet, so richtet sich die Versteigerung seit 
der EO-Novelle 2000 weitgehend nach den Vorschriften über 
die Zwangsversteigerung von Liegenschaften. Dies trifft auch 
auf die Schätzung der zu versteigernden Liegenschaft zu, für 
die daher das im vorstehenden Gesagte entsprechend gilt. Ein 
wesentlicher Unterschied ergibt sich aber daraus, daß auf der 
Liegenschaft haftende Lasten vom Ersteher stets ohne 
Anrechnung auf das Meistbot zu übernehmen sind. Dies 
bedeutet einerseits, daß Buchberechtigte zum Schätzungs­
termin nicht geladen werden müssen, daß aber Belastungen, 
die auf den Wert der Liegenschaft von Einfluß sein können 
(Dienstbarkeiten, Reallasten und andere Ausgedinge, einge­
tragene Bestandrechte), stets bei der Ermittlung des 
Liegenschaftswertes zu berücksichtigen sind. Die oben 
erwähnte dreifache Bewertung (Wert der Liegenschaft mit und 
ohne Belastungen, Wert der Belastungen) kann hingegen ent­
fallen. Es ist somit stets der Wert der Liegenschaft bei 
Aufrechterhaltung der den Wert beeinflussenden Bela­
stungen anzuführen. 

VI. Schadenersatzpflicht des Sachverständigen 

1. Gemäß § 141 Abs. 5 EO haftet der Sachverständige nach 
§ 1299 ABGB dem Ersteher und allen Beteiligten für Vermö-
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gensnachteile, die er ihnen durch pflichtwidrige Führung sei­
nes Amtes verursacht. Damit wurde die Schadenersatzpflicht 
des Sachverständigen festgelegt, die bisher von der Recht­
sprechung verneint wurde. Die Schadenersatzpflicht setzt vor­
aus, daß der Sachverständige den Schaden schuldhaft, also 
zumindest leicht fahrlässig, verursacht hat, wobei dies auf der 
Grundlage des§ 1299 ABGB zu beurteilen ist. Dies bedeutet, 
daß beim Sachverständigen nicht bloß die Kenntnisse und die 
Sorgfalt eines durchschnittlichen Menschen, sondern jene der 
betreffenden Berufsgruppe vorausgesetzt werden. 

2. Zu ersetzen ist nicht nur der Schaden, der dem Ersteher 
durch ein schuldhaftes Verhalten des Sachverständigen ent­
steht, sondern gegebenenfalls auch der den Parteien des 
Verfahrens und den Buchberechtigten entstehende Schaden. 
Keine Schadenersatzpflicht besteht hingegen gegenüber 
Bietinteressenten, wenn sie nicht zu dem angeführten 
Personenkreis gehören. 

3. Beispiele für schuldhafte Schadenszufügung: Der 
Sachverständige legt bei einer Eigentumswohnung auf Grund 
eines Bescheides über die Nutzwertfeststellung seinem 
Gutachten einen höheren als den dem Grundbuch zu entneh­
menden Miteigentumsanteil zu Grunde, obwohl er durch 
Einsicht in die Urkundensammlung feststellen hätte können, 
daß die Grundbuchseintragung auf eine "Änderungsparifizie~ 
rung" zurückging (1 Ob 79/00z). Der Sachverständige unterläßt 
zurnutbare und notwendige Erhebungen über die vom 
Wohnungseigentümer zu zahlenden Beträge (vgl. 5 Ob 
21/00b). 

Vtl. Fortführende Literatur 

Weitere Ausführungen zu den durch die EO-Novelle 2000 her­
beigeführten Änderungen sind vor allem in folgenden Werken 
zu finden: 

Mohr, Die neue Zwangsversteigerung (2000), Verlag Manz 
Kommentar zur EO, Verlag Manz (in Druck; die Schätzung wird 
in der Kommentierung der§§ 140 bis 145 EO behandelt) 

Korrespondenz: 
Dr. Peter Angst 
Senatspräsident des OGH 
1016 Wien, Schmerlingplatz 11 
Telefon 01/521 52 33 31 
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Dr. Michael Schaumbarger 
Richter des Bezirksgerichtes Innere Stadt Wien 

Sonderstellung von einspurigen Fahrzeugen 
und Sportgeräten im Straßenverkehr 
I. Einleitung und Definitionen 

Einspurige Fahrzeuge, insbesondere Fahrräder, und Sport­
geräte, insbesondere Rollschuhe in der rnodernen Forrn der 
lnline·Skates, spielen auf öffentlichen Verkehrsflächen und 
somit im Straßenverkehr eine große Rolle. Im folgenden soll 
deren rechtliche Stellung als Verkehrsteilnehmer behandelt 
werden. 

Was sind "einspurige Fahrzeuge"? Nach den gesetzlichen 
Definitionen entweder einspurige Kraftfahrzeuge oder Fahrrä­
der. Der Unterschied zwischen (einspurigen) Kraftfahrzeugen 
und Fahrrädern besteht darin, daß erstere durch technisch frei­
gemachte Energie angetrieben werden, während zweitere im 
Normalfall mit einer Vorrichtung zur Übertragung der menschli­
chen Kraft auf die Antriebsräder ausgestattet sind. Dies ist 
lediglich der Normalfall, weil das Fahrrad im Sinne des 
Gesetzes mehr ist als im normalen Sprachgebrauch'. Fahrrad 
im Sinne des § 2 Abs. 1 Z 22 Straßenverkehrsordnung 1960 
(StVO) ist auch: 
- Ein Fahrrad "im engeren Sinn" (lit a), das zusätzlich mit 

einem elektrischen Antrieb gemäß § 1 Abs. 2a Kraftfahr­
gasetz (KFG) ausgestattet ist (sog. Elektrofahrrad, lit b). 

- Ein zweirädriges Fahrzeug, das unmittelbar durch mensch­
liche Kraft angetrieben wird (Roller, lit c). Der Gesetzgeber 
dachte dabei weniger an den Kinderroller, den es schon län­
gere Zeit gibt, sondern an den sog. Sidewalker. Das ist ein 
Tretroller für Erwachsene mit 20- oder 26-Zoii­
Fahrradreifen. 

- Ein elektrisch angetriebenes Fahrrad, dessen Antrieb dem 
eines Elektrofahrrades im Sinne des § 2 Abs. 2a KFG ent­
spricht (Ii! d). 

Abgrenzungsfragen sind immer wieder bei Kinderfahrrädern 
aufgetaucht. Der Oberste Gerichtshof (OGH) hat vor einigen 
Jahren entschieden, daß ein Kinderklapprad ein Fahrrad im 
Sinne des § 2 Abs. 1 Z 22 StVO ist'. 

Sportgeräte, die im Straßenverkehr Verwendung finden, sind 
vor allem alle Arten von Rollschuhen, insbesondere die sog. 
lnline-Skates. Mit der 20. Novelle zur Straßenverkehrsordnung 
(20. StVO-Novelle, BGBI. I 1998/92) fand das Rollschuhfahren 
erstmals größere Berücksichtigung in den Bestimmungen der 
StVO. Nach der Rechtslage vor dieser Novelle war das 
Rollschuhfahren auf Fahrbahnen jedenfalls verboten. 
Rollschuhfahren galt als Spielen auf der Straße im Sinne des 
§ 88 Abs. 1 StVO. Es konnte daher- erlaubterweise - nur auf 
den für den übrigen Verkehr gesperrten Fahrbahnen 
(Spielstraßen) und auf Wohnstraßen betrieben werden. 

Mit der neuen Rechtslage, die unten noch ausführlich erläutert 
wird, stellt sich die Frage, ob Rollschuhe nun als Fahrzeuge 
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und Rollschuhfahrer daher als Fahrzeuglenker zu betrachten 
sind'. Mit der 20. StVO-Novelle wurde auch die Begriffs­
bestimmung des Fahrrades durch die schon erwähnten 
"Fahrräder im weiteren Sinne" erweitert. So könnte man auf 
den ersten Blick versucht sein, Rollschuhe der Fahrraddefini­
tion des § 2 Abs. 1 Z 22 lit c StVO zu unterstellen: ein zweirädri­
ges Fahrzeug, das unmittelbar durch menschliche Kraft ange­
trieben wird. Doch hat der Gesetzgeber selbst in Klammer den 
Ausdruck "Roller'' hinzugefügt. Rollschuhe sind aber etwas 
anderes als Roller und daher auch keine Fahrräder im Sinne 
des Gesetzes. 

Rollschuhe sind nicht einmal Fahrzeuge im Sinne des § 2 
Abs. 1 Z 1 9 StVO, also zur Verwendung auf Straßen bestimm­
te oder auf Straßen verwendete Beförderungsmittel'. Sie sind 
es deshalb nicht, weil Rollschuhe primär als Sportgeräte 
betrachtet und verwendet werden und nach ihrem Hauptzweck 
nicht als Beförderungsmittel dienen. Jedoch könnte sich diese 
auf den allgemeinen Sprachgebrauch und auf eine Durch­
schnittsbetrachtung abstellende Anschauung ändern, wenn 
Rollschuhe etwa noch häufiger als jetzt für die Fahrt zum und 
vom Arbeitsplatz verwendet werden und dies auch in die 
Durchschnittsbetrachtung eindringt. Zum jetzigen Zeitpunkt 
sind Rollschuhfahrer mE als Verkehrsteilnehmer sui generis zu 
betrachten. Bestimmte Normen in der StVO wurden für diese 
Verkehrsteilnehmer geschaffen; bestimmte öffentliche Ver­
kehrsflächen dürfen sie benützen und dabei haben sie die auf 
sie zugeschnittenen Verhaltensnormen zu beachten. 

Als weiteres Sportgerät, das mitunter - zumeist unerlaubter- . 
weise - im Straßenverkehr anzutreffen ist, soll das Skateboard ··c;_; 
genannt werden. Es ist ein als Spiel- und Sportgerät dienendes 
Brett auf vier federnd gelagerten Rollen, mit dem man sich ste­
hend durch Abstoßen fortbewegt und das nur durch Gewichts­
verlagerung gesteuert wird5

. 

II. Die einspurigen Kraftfahrzeuge im Straßenverkehr 

Die einspurigen Kraftfahrzeuge sollen hier nur am Rande 
erwähnt werden. Nach der einschlägigen Definition des § 2 
Abs. 1 Z 4 KFG 1967 handelt es sich um den Großteil der 
Krafträder, eben um Krattfahrzeuge mit zwei Rädern. 

Die Unterarten der Krafträder werden in derselben 
Bestimmung definiert. Auch nach dem EU-Beitritt sind die alten 
Begriffe beibehalten worden. Es finden sich jedoch bei den ein­
schlägigen Bestimmungen Hinweise auf die EU-Richtlinie 
92/61/EWG. 

Nach der Ziffer 15 leg.cit. ist ein Motorfahrrad ein Kraftrad mit 
einer Bauartgeschwindigkeit von nicht mehr als 45 km/h, des­
sen Antriebsmotor, wenn er ein Hubkolbenmotor ist, einen 
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Hubraum von nicht mehr als 50 ccm hat. Das Motorfahrrad 
entspricht dem Kleinkraftrad im Sinne der Richtlinie 
92/61/EWG. 

Ein Motorrad ist ein nicht unter die Ziffer 14 fallendes einspuri­
ges Kraftrad. Dieser Bezeichnung entspricht die Bezeichnung 
Kraftrad im Sinne der genannten Richtlinie (§ 2 Abs. 1 Z 15 
KFG). 

Unterarten des Motorrades sind das Kleinmotorrad, dessen 
Antriebsmotor, wenn er ein Hubkolbenmotor ist, einen 
Hubraum von nicht mehr als 50 ccm hat (Ziffer 15 a), und das 
Leichtmotorrad. Dieses ist ein Motorrad mit einer Motorleistung 
von nicht mehr als 25 kW und einem Verhältnis von Leistung 
zu Leergewicht von nicht mehr als 0,16 kW/kg (Ziffer 15 b). 

Es versteht sich von selbst, daß Motorräder mit Beiwagen 
(§ 2 Abs. 1 Z 16 KFG) und Motordreiräder (Z 171eg.cit.) keine 

· ... einspurigen Kraftfahrzeuge sind. 

Im VI. Abschnitt der StVO, der die besonderen Vorschriften für 
den Verkehr mit Fahrrädern und Motorfahrrädern regelt, findet 
sich § 69. Diese den Motorfahrrädern gewidmete Bestimmung 
verweist auf die Verhaltensvorschriften für Radfahrer, die 
sinngemäß anzuwenden sind. 

Den Lenkern von Motorfahrrädern ist überdies verboten: 

a) das Nebeneinanderfahren mit anderen Motorfahrrädern 
oder Fahrrädern; 

b) Motorfahrräder neben einem anderen Motorfahrrad oder 
Fahrrad zu schieben; 

c) dieselbe Straße oder dieselben Straßenzüge innerhalb 
eines örtlichen Bereiches ohne zwingenden Grund mehr­
mals hintereinander zu befahren oder den Motor am Stand 
länger als unbedingt notwendig laufen zu lassen (§ 69 
Abs. 2 StVO). 

Bemerkenswert ist der Buchstabe c leg. cit. Es handelt sich um 
eine der wenigen Normen außerhalb des Arbeitnehmer­
schutzrechtes, die den Lärmschutz zum Inhalt haben. 

·. ,, Nun einige Bemerkungen zum Führerscheingesetz (FSG 
BGBI. I 1997/120 idF BGBI. I 1998/94) und den daraus für 
Lenker von Motorfahrrädern geltenden Bestimmungen: 
Personen, die keine Lenkerberechtigung haben und zwischen 
16 und 24 Jahre alt sind, dürfen ein Motorfahrrad (Moped) nur 
dann lenken, wenn sie einen sog. Mopedausweis besitzen. 
Dieser wird nach Ablegen einer Prüfung nicht von der Behörde, 
sondern von den dazu ermächtigten Stellen, wie z.B. den 
Autofahrerclubs, Fahrschulen, dem Kuratorium für Verkehrs­
sicherheit oder dem Jugendrotkreuz ausgestellt. Die ermäch­
tigten Stellen teilen dies der Wohnsitzbehörde mit. 

Durch § 31 Abs. 2 und 3 FSG wurde die Möglichkeit, den 
Mopedausweis schon ab dem vollendeten 15. Lebensjahr zu 
erwerben, neu geschaffen. Dies soll es vor allem Jugendlichen 
in ländlichen Gebieten mit ungünstigen Verkehrsverbindungen 
ermöglichen, rascher zum Arbeitsplatz bzw. zur Schule oder 
Ausbildungsstätte zu gelangen. Dazu ist ein Antrag zu stellen. 
Der Antragsteller muß seine geistige Reife durch eine 
Stellungnahme einer verkehrspsychologischen Untersu­
chungsstelle nachweisen, eine Einwilligungserklärung der 
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Erziehungsberechtigten vorlegen und eine Bestätigung seiner 
Schule oder seines Lehrherrn beibringen, daß ihm für die Fahrt 
von seinem Wohnort zur Schule oder zur Ausbildungsstätte 
keine oder nur unzumutbare öffentliche Verkehrsverbindungen 
zur Verfügung stehen6

. 

Schon erwähnt wurde, daß die Verhaltensnormen für Lenker 
von Motorfahrrädern allgemein umschrieben sind - so § 68 
Abs. 3 lit c StVO, wonach es verboten ist, das Fahrrad (das 
Motorfahrrad) in einer nicht verkehrsgemäßen Art zu gebrau­
chen. Diese Vorschriften haben durch die Rechtsprechung 
Konkretisierungen erfahren. So ist auf Motorfahrrädern aus 
Gründen der Verkehrssicherheit der Damenreitsitz nicht gestat­
tet' und ist es dem Lenker verboten, die Füße während der 
Fahrt von den Tretkurbeln zu nehmen•. 

Für den Zivilrichter von Bedeutung ist die Charakterisierung 
der Verhaltensvorschriften für Mofa-Fahrer (und Radfahrer) als 
Schutzgesetze im Sinne des§ 1311 ABGB'. 

Nach dieser schadenersatzrechtlichen Bestimmung unseres 
ABGB trifft der bloße Zufall denjenigen, in dessen Vermögen 
oder Person er sich ereignet. Hat aber jemand den Zufall durch 
ein Verschulden veranlaßt, hat er ein Gesetz übertreten, das 
den zufälligen Beschädigungen vorzubeugen sucht, oder sich 
ohne Not in fremde Geschäfte gemengt, so haftet er für allen 
Nachteil, welcher außer dem nicht erfolgt wäre. Für den 
Ausgang eines Haftpflichtprozesses, also auch für den eines 
aus einem Verkehrsunfall herrührenden Schadenersatzprozes­
ses, kann es von entscheidender Bedeutung sein, ob ein 
Beteiligter eine Norm übertreten hat, die ein Schutzgesetz im 
Sinne der genannten ABGB-Bestimmung ist. Diese Schutz­
gesetze sind abstrakte Gefährdungsverbote, die dazu be­
stimmt sind, die Mitglieder eines Personenkreises gegen die 
Verletzung von Rechtsgütern zu schützen". Dabei muß ein 
Schutzgesetz nicht ein Gesetz im formellen Sinn sein - jede 
Rechtsvorschrift, die inhaltlich einen Schutzzweck verfolgt", 
also auch Verordnungen, Verwaltungsbescheide und sogar 
Auflagen in einem Zulassungsbescheid, genügen". Verhal­
tensvorschriften für Verkehrsteilnehmer sind ohne weiteres als 
Schutzgesetze erkennbar, aber auch die Bestimmungen des 
KFG, die etwa höchstzulässige Geschwindigkeiten für einzelne 
Fahrzeugarten festlegen, sind Schutzgesetze". 

111. Das Fahrrad im Straßenverkehr 

a) Die Bedeutung des Fahrrades im Straßenverkehr ist groß. 
Gerade im städtischen Bereich, wo die Entfernungen gering 
und die Kraftfahrzeugdichte hoch ist, sind zumindest in den 
wärmeren Jahreszeiten immer mehr Leute mit dem Fahrrad 
unterwegs. Der Gesetzgeber hat darauf reagiert und den 
Radfahrern in der Straßenverkehrsordnung einen beachtlichen 
Platz eingeräumt. Zahlreiche Novellen zur StVO in den letzten 
Jahren waren (auch) den Radfahrern gewidmet". 

ln der Rechtsprechung des OGH hat das Fahrrad eine noch 
ältere Geschichte. Zum erstenmal taucht es in einer 
Entscheidung aus dem Jahre 1923 auf, allerdings nicht im 
Zusammenhang eines Verkehrsunfalles, sondern in einem Fall 
zur Gastwirtehaftung: Der Gastwirt haftet nicht für das von 
einem Passanten dem Lohndiener zur Aufbewahrung überge-
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bene Fahrrad 15
. 1927 kommt der erste Fall aus einem 

Zusammenstoß zwischen einem Radfahrer und einem 
Kraftfahrzeug zum OGH". Der OGH hatte sich bereits hier -
nicht zum letzten Mal- mit der Frage der Verschuldensteilung 
bei Beteiligung eines unmündigen Radfahrers an einem Unfall 
zu befassen. 

b) Radfahrer sind -abgesehen von den Fußgängern und seit 
neuestem gemeinsam mit den Rollschuhfahrern - die jüng­
sten Verkehrsteilnehmer. Jedenfalls finden sich unter den 
Radfahrern die jüngsten Benützer der Fahrbahn. Ein Radfahrer 
muß grundsätzlich mindestens zwölf Jahre alt sein. Kinder 
unter zwölf Jahren dürfen ein Fahrrad nur unter Aufsicht einer 
Person, die das sechzehnte Lebensjahr vollendet hat, oder mit 
behördlicher Bewilligung lenken (§ 65 Abs. 1 StVO). 

Die behördliche Bewilligung, der Radfahrausweis, kann schon 
mit zehn Jahren erworben werden. § 65 Abs. 2 StVO verlangt 
neben der Vollendung des zehnten Lebensjahres die 
Annahme, daß das Kind die erforderliche körperliche und gei­
stige Eignung sowie Kenntnisse der straßenpolizeilichen 
Vorschriften besitzt. Zur Austeilung des Radfahrausweises ist 
die Bezirksverwaltungsbehörde zuständig". Form und Inhalt 
der Ausweise werden durch die Kinderfahrradausweis­
Verordnung des (damaligen) BMöWV, BGBI. 1994/947, näher 
geregelt. Seit der 15. StVO-Novelle gilt die Bewilligung für das 
gesamte Bundesgebiet. sofern nicht der gesetzliche Vertreter 
eine örtlich eingeschränkte Geltung beantragt. 

Wie steht es nun um die Kenntnisse der jungen Radfahrer 
betreffend die Verkehrsregeln? Bewegen sie sich wirklich 
sicher im Straßenverkehr und sind die gesetzlichen Bestim­
mungen ausreichend? Der Anteil der 10- bis 19-Jährigen an 
der Gesamtbevölkerung betrug 1998 lediglich 12%. 

Der Anteil dieser Altersgruppe an Unfällen mit Radfahrbeteili­
gung betrug immerhin 30%. Von 1993 bis 1999 gab es 61 getö­
tete und ca. 9.000 verletzte Radfahrer dieser Altersgruppe in 
Österreich 16

• 

Im Rahmen einer 1998 vom Kuratorium für Verkehrssicherheit 
durchgeführten Studie über "Radfahrer im Schulumfeld" wur­
den an 1518 Schüler, 125 Lehrer und Passanten neunzehn 
verhaltensbezogene und vierzehn rechtliche Fragen zum 
Radfahren im Straßenverkehr gestellt". 

Wie ist nun der Wissensstand der Befragten: 

Beinahe 1 00% der Befragten wußten, daß sie mit dem Fahrrad 
einen Radweg benützen dürfen. Erfreulich ist auch, daß ca 
90% der Schüler die Benützungspflicht von Radfahranlagen 
(§ 68 Abs. 1 Satz 1 StVO) kennen. Weniger sicher waren die 
Schüler bei der Frage, welche Verkehrsfläche zu benützen ist, 
wenn keine Radfahranlage vorhanden ist. Mehr als 1 0% der 
Schüler benützen bewußt den Gehsteig anstatt der Fahrbahn. 

Interessante Ergebnisse brachten die Fragen zu den 
Vorrangregeln, insbesondere zur Vorrangsituation auf 
Radfahranlagen. Hier gab es deutliche Wissenslücken. Vor 
allem die jüngeren Altersgruppen schnitten schlecht ab, wobei 
die Schüler mit abgelegter Radfahrprüfung weit besser infor­
miert waren als Schüler ohne Radfahrprüfung. Es fällt auf, daß 
die 10- bis 11-jährigen Schüler mit Radfahrprüfung mehr richti-
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ge Antworten gaben als die 12- bis 13-Jährigen mit 
Radfahrprüfung. Offenbar ist die Vergassensrate bei kompli­
zierteren Vorschriften wie Vorrangregeln groß. Es sollten daher 
Auffrischungskurse zu dem bei Radfahrprüfungen Erlernten 
erwogen werden. 

Bei einer Frage kann den Schülern, anders als den befragten 
Erwachsenen, ein relativ gutes Zeugnis ausgestellt werden: 
Gemäß § 68 Abs. 3a StVO dürfen Radfahrer Radfahrerüber­
fahrten, wo der Verkehr nicht durch Arm- oder Lichtzeichen 
geregelt wird, mit höchstens 10 km/h befahren. 30% der 
Schüler mit Radfahrprüfung kannten diese Regelung. Doch 
auch hier sinkt die Kenntnis mit zunehmendem Alter, also je 
weiter die Radfahrprüfung zurückliegt. Immerhin 40% der 
Schüler mit Führerschein war diese Regelung bekannt, jedoch 
nur 18% der Lehrer und (erwachsenen) Passanten. 

Mag die Vorschrift zur höchstzulässigen Geschwindigkeit auf 
ungeregelten Radfahrerüberfahrten von untergeordneter 
Bedeutung sein, so ist das Ergebnis der Frage nach der 
"Rechtsvorrangregel", die auch im Verhältnis der Fahrbahn zur 
Radfahranlage gilt, nicht sehr ermutigend. Immerhin 10% der 
Führerscheinbesitzer (Schüler, Lehrer, Passanten) gaben an, 
daß der von links kommende Fahrzeuglenker gegenüber dem 
von rechts kommenden Radfahrer auf der Radfahranlage im 
Vorrang sei. Offenbar wird von immerhin 10% der Fahrzeug­
lenker diesfalls anstelle der Rechtsregel des § 19 Abs. 1 StVO 
unrichtigerweise die Vorrangregel des§ 19 Abs. 6 StVO ange­
wendet, wonach Fahrzeuge im fließenden Verkehr den 
Vorrang haben gegenüber Fahrzeugen, die von Nebenfahr­
bahnen, von Fußgängerzonen, von Wohnstraßen, von Haus­
oder Grundstücksausfahrten, von Garagen, von Parkplätzen, 
von Tankstellen, von Feldwegen oder dgl. kommen. Radfahrer 
sind aus der demonstrativen Aufzählung dieser Bestimmung 
ausdrücklich gestrichen worden. Bei der Kreuzung der 
Fahrbahn mit einer Radfahrerüberfahrt, die zwei Teile eines 
Radweges-miteinander verbindet, gilt die RechtsregeL Anders 
verhält es sich, wenn ein Radfahrer eine Radfahranlage ver­
läßt. Hier greift die Sonderbestimmung des§ 19 Abs. 6a StVO. 
Der Radfahrer hat den Fahrzeugen im fließenden Verkehr den 
Vorrang zu geben. Das Wissen um diese Bestimmungen 
scheint nicht ausreichend zu sein. Aufklärung tut not. 

c) Das Wort "Radfahranlage" wurde schon des öfteren er­
wähnt. Die StVO kennt den Radfahrstreifen, den Mehrzweck­
streifen, den Radweg, den Geh- und Radweg und die 
Radfahrerüberfahrt (§ 2 Abs. 1 Z 11b, 7, 7a, 8, 11a und 12a 
StVO). Da es in der Vergangenheit immer wieder zu Unklar­
heiten bezüglich der auf Radfahranlagen geltenden Fahrt­
richtung gekommen ist, wurde mit der 20. StVO-Novelle der 
§ Ba StVO zur "Fahrordnung auf Radfahranlagen" geschaffen. 
Nun ist klar, daß Radfahranlagen in beiden Richtungen befah­
ren werden dürfen, sofern sich aus Bodenmarkierungen 
(Richtungspfeilen) nichts anderes ergibt. Besonderes gilt für 
den Radfahrstreifen: dieser darf, ausgenommen in Einbahn­
straßen, nur in der den angrenzenden Fahrstreifen entspre­
chenden Fahrtrichtung befahren werden; diese Fahrtrichtung 
ist auch auf einer Radfahrerüberfahrt einzuhalten, die an den 
Radfahrstreifen anschließt. 
Die Novelle war nicht zuletzt eine Reaktion auf die 
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Rechtsprechung des OGH, der des älteren das Fehlen einer 
eindeutigen Vorschrift in der StVO bemängelt hat. Dies kommt 
daher auch in den Erläuterungen zur Regierungsvorlage zur 
20. StVO-Novelle zum Ausdruck'". Nach der nun geltenden 
Rechtslage hat daher die zuständige Behörde zu beurteilen, ob 
eine Radfahranlage breit genug ist, um den Fahrradverkehr in 
beiden Richtungen zu ermöglichen. Sollte die Breite nicht aus­
reichen, wird die vorgeschriebene Fahrtrichtung durch 
Richtungspfeile anzuzeigen sein. Dabei hat die Behörde zu 
berücksichtigen, daß es seit der 20. StVO-Novelle auch 
Rollschuhfahrern erlaubt ist, Radfahranlagen zu benützen, und 
daß diese in der Regel einen breiteren Bewegungsstreifen 
benötigen als Radfahrer. 

Sollte ein Radweg nicht breit genug sein, um in beiden Richtun­
gen benützt zu werden, und hat die zuständige Behörde die 
erlaubte Fahrtrichtung durch Richtungspfeile festgelegt, so hat 
ein in der anderen Richtung fahrender Radfahrer die Fahrbahn 

· ~· zu benützen. Ein besonderes Fahrverbot für Radfahrer in dieser 
Richtung ist aus der geltenden Rechtslage nicht abzuleiten. 

Besonderes Augenmerk verdient die aus dieser Bestimmung 
abzuleitende Sonderregel für Einbahnen. Aus § Ba Abs. 2 
StVO folgt, daß Radfahrstreifen in Einbahnen in beiden 
Richtungen befahren werden dürfen und die Behörde nicht die 
Möglichkeit hat, eine Einbahnregelung für Radfahrer zu verfü­
gen, wenn der Radfahrstreifen zu schmal ist, um aneinander 
vorbei zu fahren. Da gemäß § 68 Abs. 1 StVO die RadJahr­
anlage von den Radfahrern zwingend zu benützen ist, gilt für 
den Fall der Begegnung von zwei einander entgegenkommen­
den Radfahrern§ 10 Abs. 2 Satz 1 StVO. Kann nicht oder nicht 
ausreichend ausgewichen werden, so sind die einander 
begegnenden Fahrzeuge anzuhalten". Eine für den Kraftfahr­
zeugverkehr auf schmalen Bergstraßen geschaffene Regelung 
erhält so einen Anwendungsbereich, an den der historische 
Gesetzgeber ursprünglich nicht gedacht haben dürf1e. 

d) Im schon erwähnten VI. Abschnitt der Straßenverkehrs­
ordnung finden sich die wesentlichen Bestimmungen für Rad­
fahrer und Fahrräder ("Besondere Bestimmungen für den 
Verkehr mit Fahrrädern und Motorlahrrädern"). Auf das 
Alter, mit dem junge Radfahrer erlaubterweise im Straßen­
verkehr teilnehmen, wurde schon hingewiesen (§ 65 Abs. 1 
und 2 StVO). Hinzuzufügen ist, daß§ 68 Abs. 3 StVO eine wei­
tere "Aitersbestimmung" enthält: Radfahrer, die auf dem Fahr­
rad Personen mitführen, müssen das sechzehnte Lebensjahr 
vollendet haben, wobei eine bescheidmäßige Herabsetzung 
dieses Mindestalters nicht vorgesehen ist". Ist die mitgeführte 
Person noch nicht acht Jahre alt, so muß für sie ein eigener, 
der Größe des Kindes entsprechender Sitz vorhanden sein. 
Zum Mitführen von Personen, die mehr als acht Jahre alt sind, 
brachte die 20. StVO-Novelle eine weitere entscheidende 
Änderung. Das Erfordernis einer behördlichen Bewilligung ent­
fällt, es dürfen aber nur noch Fahrräder verwendet werden, die 
hinsichtlich ihrer Bauart den Anforderungen der Produktsicher­
heitsbestimmungen für Fahrräder zum Transport mehrerer 
Personen entsprechen. Nach Erlassung der entsprechenden 
Verordnung dürfen daher nur noch Fahrräder in Verkehr 
gebracht werden, die diesen Anforderungen genügen. 

Wenn zuvor von den Schutzgesetzen im Sinne des § 1311 
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ABGB die Rede war, soll hier nicht unerwähnt bleiben, daß 
§ 65 Abs. 1 StVO, der das Mindestalters des Radfahrers fest­
legt, ein Beispiel für ein Schutzgesetz ist, das sich nicht an die 
unmittelbar beteiligten Straßenbenützer, sondern an Dritte rich­
tet. Diese Schutzvorschrift wendet sich an die aufsichtspflichti­
gen Personen, also an die Eitern bzw. an die Erziehungs­
berechtigten, deren Sache es ist, den ihrer Aufsicht und 
Erziehung anvertrauten Kindern das Lenken eines Fahrrades 
zu ermöglichen oder zu verbieten23

• Somit kann die Eitern oder 
die Erziehungsberechtigten ein Verschulden treffen, das sich 
nicht auf die unmittelbare Zufügung des Schadens, sondern 
darauf bezieht, daß sie ihrem Kind das Lenken des Fahrrades 
ermöglicht haben, obwohl die Voraussetzungen dafür nicht vor­
handen waren. 

So verstoßen Eitern, die ihrem Kind generell die Erlaubnis 
erteilen, einen Radweg mit dem Rad ohne entsprechende 
Aufsicht zu benützen, gegen die Schutznorm des § 65 StVO. 
Es liegt dann an den Eitern, im Prozeß zu behaupten und zu 
beweisen, daß sie dennoch ihre Aufsichtspflicht nicht schuld­
halt verletzt haben". Die Behauptung ist leicht aufgestellt, der 
Beweis wird schwierig zu erbringen sein. 

Dies bedeutet daher folgendes: Alleine daraus, daß es das für 
das Radfahren erforderliche Alter noch nicht hatte, folgt für das 
Kind nicht, daß es für die Unfallfolgen haftet. Nur aus dem 
Verhalten des Kindes beim Radfahren ist abzuleiten, ob ein all­
fälliges (Mit-)Verschulden des Kindes vorliegt. Jedoch haften 
die Eltern, weil sie einem Kind die Benützung eines Fahrrades 
auf öffentlichen Verkehrsflächen ermöglicht haben, wenn ihnen 
nicht der Beweis gelingt, daß keine schuldhafte Verletzung 
ihrer Aufsichtspflicht vorliegt. 

Die Rechtsprechung wendet die Schutznorm des § 65 StVO 
auch auf (nach der alten Rechtslage) voll Entmündigte und auf 
Personen an, denen ein Sachwalter nach § 273 Abs. 3 ABGB 
zur Besorgu~g aller Angelegenheiten bestellt ist". 

e) Die Bestimmungen zur "Beschaffenheit von Fahrrädern, 
Fahrradanhängern und Kindersitzen" (§ 66 StVO) wurden 
durch die 20. StVO-Novelle grundlegend geändert. Lediglich 
§ 66 Abs. 1 Satz 1 StVO blieb in der ursprünglichen Form 
erhalten: Fahrräder müssen der Größe des Benützers entspre­
chen. Das Fahrrad muß daher so groß und die Sattelhöhe so 
eingestellt sein, daß der Radfahrer in der Lage ist, Bremsen, 
Lenkeinrichtungen und Tretkurbeln sicher zu bedienen. 

Der Verordnungsgeber wird nun ermächtigt, in einer Ver­
ordnung gemäß § 8 Abs. 1 Produktsicherheitsgesetz 1994 
(BGBI. 1995/63) festzulegen, in welchem Zustand Fahrräder, 
Fahrradanhänger und Kindersitze erhalten werden müssen 
(§§ 66 Abs. 1 iVm 104 Abs 8 StVO). 

Weiters hat der Verordnungsgeber nach § 66 Abs. 2 StVO 
unter Bedachtnahme auf die Verkehrssicherheit und den Stand 
der Technik festzulegen: 

1. unter welchen Voraussetzungen bestimmte Teile der 
Ausrüstung von Fahrrädern oder Fahrradanhängern entfal­
len können; 

2. unter welchen Voraussetzungen die Beförderung von 
Kindern in Kindersitzen oder Personen mit Fahrrad-

DER SACHVERSTÄNDIGE 143 



Einspurige Fahrzeuge und Sportgeräte im Straßenverkehr 

anhängern und mehrspurigen Fahrrädern zulässig ist; 
3. das Ladegewicht, das bei der Beförderung von Lasten oder 

Personen mit Fahrrädern oder Fahrradanhängern nicht 
überschritten werden darf. 

Der Zweck dieser Delegierung an den Verordnungsgeber liegt 
in der auch bei Fahrrädern rasch fortschreitenden technischen 
Entwicklung, auf die der Verordnungsgeber schneller reagieren 
kann als der Gesetzgeber (im formellen Sinn). Letzlieh soll auf 
dem Verordnungsweg der folgende rechtliche Zustand ge­
schaffen werden: Händler, Importeure usw. dürfen nur Fahr­
räder in Verkehr bringen, die der Produktsicherheitsverordnung 
entsprechen, der Radfahrer ist verpflichtet, sein Rad im ent­
sprechend ordentlichen Zustand zu erhalten'". 

Als Übergangsbestimmung sagt § 104 Abs. 8 StVO, daß bis 
zum lnkrafttreten einer Produktsicherheitsverordnung die 
Bestimmungen des § 66 idF der 19. StVO-Novelle über die 
Beschaffenheit und Ausrüstung von Fahrrädern weiter anzu­
wenden sind. 

Weiters soll der Verordnungsgeber vor allem die Vorausset­
zungen, unter welchen Ausrüstungsteile am Fahrrad entfallen 
können, regeln. Damit soll die derzeitige illegale Verwendung 
von Tausenden Mountainbikes legalisiert werden, die keine hell 
leuchtende, mit dem Fahrrad fest verbundene Lampe, kein 
rotes Rücklicht und keine gelb rückstrahlanden Reifen oder 
Felgen haben (§ 66 Abs. 2 Z 4, 4 und 7 StVO aF), aber nur 
tagsüber und bei guter Sicht verwendet werden". 

f) Das "Verhalten der Radfahrer" regelt§ 68 StVO. 
§ 68 Abs. 1 Satz 1 StVO enthält die schon mehrfach erwähnte 
Benützungspflicht einer Radfahranlage. Auf Straßen mit einer 
Radfahranlage ist mit einspurigen Fahrrädern ohne Anhänger 
diese zu benützen. Diese Benützungspflicht gilt nicht absolut. 
Sollte ein Radweg in einem so schlechten Zustand sein, daß er 
nicht gefahrlos benützt werden kann, verstößt der Radfahrer 
mit der Benützung der Fahrbahn nicht gegen die genannte 
Norm. Dabei ist auch die Art des benützten Fahrrades von 
Bedeutung. Sollte der Radweg so voller Rollsplitt sein, daß der 
Rennradfahrer die Beschädigung seines empfindlichen 
Rennrades riskiert, darf er die Fahrbahn benützen - auch 
dann, wenn er nicht auf einer Trainingsfahrt ist. Dabei ist er 
auch nicht gezwungen, ständig den Radweg zu beobachten, 
ob dessen abschnittsweise Benützung nicht doch möglich ist. 
Er darf auf der Fahrbahn bleiben'". Jedoch stellt die Nicht­
benützung des Radweges dann keine Notsituation dar, wenn 
der Radfahrer nicht behauptet und beweist, daß es ihm nicht 
möglich und zurnutbar gewesen wäre, sein Fahrziel auf ande­
ren Straßenzügen zu erreichen29

• 

Eine Wahlmöglichkeit zwischen Radfahranlage und Fahrbahn 
besteht für den Radfahrer mit einem Anhänger, der nicht brei­
ter als 80 cm oder ausschließlich zur Personenbeförderung 
bestimmt ist, und bei Trainingsfahrten mit Rennfahrrädern. 
Eine Benützungspflicht der für den übrigen Verkehr bestimm­
ten Fahrbahn gilt für Fahrräder mit einem sonstigen Anhänger 
und für mehrspurige Fahrräder. 

Ein besonderes Gefahrenpotential liegt in den Geh- und Rad­
wegen, also in den Verkehrsflächen, die sowohl von Radfah­
rern als auch von Fußgängern benützt werden und entspre-
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chend gekennzeichnet sind. Radfahrer haben sich hier so zu 
verhalten, daß die Fußgänger nicht gefährdet werden". 
Radfahrer trifft hier also eine erhöhte Sorgfaltspflicht gegen­
über Fußgängern. Analog gilt diese Verpflichtung zur besonde­
ren Rücksichtnahme auf Fußgänger auch in Wohnstraßen 
oder Fußgängerzonen, in denen das Radfahren gemäß § 76a 
Abs. 2 Z 3 StVO durch Verordnung erlaubt worden ist. 

Radfahrer dürfen nicht freihändig fahren, sie dürfen die Füße 
während der Fahrt nicht von den Pedalen nehmen; sie dürfen 
sich nicht ziehen lassen und das Fahrrad nicht in einer nicht 
verkehrsgemäßen Art gebrauchen. Andere Fahrzeuge oder 
Kleinfahrzeuge dürfen beim Radfahren nicht mitgeführt werden 
(§ 68 Abs. 3 StVO). 

Da auf Fahrrädern keine entsprechenden Vorrichtungen vor­
handen sind, ist die Änderung der Fahrtrichtung oder der 
Wechsel des Fahrstreifens durch deutlich erkennbare Hand­
zeichen anzuzeigen (§ 11 Abs. 3 StVO). Gegenstände, die 
dabei hinderlich sein können, dürfen nicht mitgeführt werden 
(§ 68 Abs. 5 StVO). Wohl ausschließlich für den ländlichen 
Raum von Bedeutung is.t das Verbot des Mitführans unge­
schützter Sägen oder Sensen. Daß auch geöffnete Schirme 
wie alle anderen Gegenstände, die Personen gefährden oder 
Sachen beschädigen können, nicht mitgeführt werden dürfen, 
ist von größerer praktischer Relevanz (§ 68 Abs. 5 StVO). 
Erwähnt soll noch werden, daß auch das "Vorschlängeln" 
durch die 20. StVO-Novelle neu geregelt worden ist (§ 12 
Abs. 5 StVO). 

g) Das Nebeneinanderfahren: Schon bisher durften Radfah­
rer auf Radwegen und in Wohnstraßen nebeneinander fahren. 
Neu und mE bedenklich ist, daß dies seit der 20.StVO-Novelle 
auch auf sonstigen Straßen mit öffentlichem Verkehr bei 
Trainingsfahrten mit Rennfahrrädern erlaubt ist. Was ein 
Rennfahrrad ist, bestimmt die Verordnung des (damaligen) 
BMöWV vom 24. 4. 1986, BGBI. 1 986/242. Als Rennfahrrad 
gilt ein Fahrrad mit folgenden technischen Merkmalen: 
a) Eigengewicht des fahrbereiten Fahrrades höchstens 12 kg; 
b) Rennlenker; 
c) äußerer Felgendurchmesser mindestens 630 mm; 
d) äußere Felgenbreite höchstens 23 mm. 

Eine "Trainingsfahrten-Verordnung" existiert nicht und damit 
auch keine Legaldefinition der Trainingsfahrt. Daher stellt sich 
die Frage, wann eine solche vorliegt. Ist deren Vorliegen zu 
bejahen, wenn Radfahrer mit Sportbekleidung auf Rennfahr­
rädern mit überdurchschnittlichem Tempo unterwegs sind? 
Kann es nicht auch Teil des Trainings sein, zwischendurch das 
Tempo zu reduzieren, um dann wieder schneller zu fahren 
(Intervalltraining)? Gilt diesfalls die Erlaubnis des Nebeneinan­
derfahrans nur für die Intervalle, in denen schneller gefahren 
wird oder doch dem Wortlaut entsprechend für die gesamte 
Trainingsfahrt? Die Gesetzesmaterialien geben nur bescheide­
ne Hinweise zur Lösung dieser Fragen. Im Bericht des 
Verkehrsausschusses des Nationalrates heißt es lediglich, daß 
als Kriterium für Trainingsfahrten insbesondere jene Verhält­
nisse wie Ausrüstung und gefahrene Geschwindigkeit - maß­
geblich sind, die mit jenen bei einer radfahrsportliehen 
Veranstaltung vergleichbar sind31

• 

Doch auch die Rennfahrrad-Verordnung ist nicht so klar, wie 
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sie auf den ersten Blick scheint Unter dem Rennlenker im 
Sinne des § 1 lit b der Verordnung ist eine im Radrennsport all­
gemein übliche Lenkstange zu verstehen, die in der Regel 
einen nach vorne und unten gekrümmten Griff aufweist Auch 
Mountainbikes werden im Wettkampf und somit in Radrennen 
eingesetzt, wobei üblicherweise ein gerader Griff verwendet 
wird. Dennoch liegt hier kein Rennlenker im Sinne der 
Verordnung vor. 

Aber auch im grundsätzlichen ist die neugeschaffene Erlaubnis 
des Nebeneinanderfahrans bedenklich. Der Gesetzgeber 
scheint bei der 20. StVO-Novelle von der Sorge um das Wohl 
des sportlichen Teils der Bevölkerung geleitet worden zu sein, 
worauf auch die unten erklärten Bestimmungen für 
Rollschuhfahrer hindeuten. Ob auch auf ein gedeihliches 
Nebeneinander von Kraftfahrzeugen und Radfahrern ausrei­
chend Bedacht genommen worden ist, bleibt abzuwarten. Daß 
ein solches schon vor der Novelle nicht immer vorhanden war, 
zeigt der Sachverhalt, der sich aus folgendem Leitsatz einer 
oberstgerichtlichen Entscheidung erschließen läßt: "Der 
Versuch, unter Mißachtung der Vorschriften des § 76 als 
Fußgänger einen Radfahrer (durch Aussteigen aus dem PKW, 
in die Fahrbahn treten und Versperren des Weges) anzuhalten, 
stellt ein gegenüber dem vermeintlich die Anhaltung erforder­
lich machenden provokanten Verhalten des Radfahrers ("Zick­
Zack-Fahren" vor PKW und Zeigen der Faust, Bespucken des 
PKW usw.) überwiegendes Verschulden an dem eingetrete­
nem Unfall dar, das eine Verschuldensteilung von 2 : 1 zu 
Lasten des Fußgängers rechtfertigt"". 

IV. Sportgeräte im Straßenverkehr 

1. Rollschuhe 

a) Rollschuhfahren ist heutzutage fast ausschließlich lnline­
Skating. Andere Arten von Rollschuhen werden kaum noch 
benützt und in Sportfachgeschäften kaum noch angeboten. 

lnline-Skating ist die erfolgreichste Neuerung der Sportbranche 
in den letzten Jahren. Weltweit wird die Zahl der Skater auf 
mehr als 50 Millionen geschätzt Diese Sportart wurde erst im 
Laufe der 90er Jahre aus den USA nach Europa exportiert. So 
findet sich in der Ausgabe des Fremdwörter-Dudan aus dem 
Jahre 1990 weder der Begriff "lnline-Skater'' noch der Begriff 
"lnline-Skating". Lediglich der "Diskoroller", ein Relikt aus den 
80er Jahren, wird als "besonders schneller Rollschuh mit daran 
befindlichen Schuhen" erklärt. Erst in späteren Ausgaben des 
Fremdwörter-Dudan fand das "lnline-Skating" Aufnahme. 

Was ist daher ein "lnline-Skate": ein Rollschuh mit einer in der 
Mitte der Sohle verlaufenden Schiene mit vier hintereinander 
montierten Kunststoffrollen, die mit hochwertigen Kugellagern 
ausgestattet sind. 

Auf diese Art und Weise bewegen sich in Österreich ebenso 
wie in der Schweiz geschätzte 800.000 Menschen zumindest 
ab und zu fort, in Deutschland ungefähr 11 Millionen. 

lnline-Skating ist kein Sport für den Garten oder für den 
Hausgebrauch, auch herkömmliche Sportplätze (etwa 
Laufbahnen) sind dafür ungeeignet So ist es nicht verwunder­
lich, daß sich vor einigen Jahren das Problem der Schaffung 
rechtsverbindlicher Normen für das Rollschuhfahren im 
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Straßenverkehr stellte. Der Ruf nach dem Gesetzgeber wurde 
immer lauter3

• 

b) Schon vor der 20. StVO-Novelle ist der Gesetzgeber offen­
bar davon ausgegangen, daß Rollschuhe nicht nur Spielzeug, 
sondern auch Fortbewegungsmittel sind. § 88 Abs. 1 StVO, der 
das Spielen auf Straßen regelte (und regelt), sprach vom 
Fahren mit "Rollschuhen, fahrzeugähnlichem Kinderspielzeug 
und ähnlichen Bewegungsmitteln". Schon erwähnt wurde, daß 
das Fahren auf der Fahrbahn nach der alten Rechtslage jeden­
falls verboten war. Davon ausgenommen waren lediglich die 
sog. Spielstraßen. Das Rollschuhfahren auf diesen Spiel­
straßen war überdies nur dann erlaubt, wenn sie keine oder 
nur geringe Neigung aufwiesen. Weiters durfte man mit 
Rollschuhen auf Wohnstraßen im Sinne des § 76b StVO fah­
ren. § 76b Abs. 2 StVO gestattet in diesen Straßen das 
Betreten der Fahrbahn und das Spielen, das nach der alten 
Fassung des § 88 Abs. 1 StVO auch das Rollschuhfahren 
mitumfaßte. 

Abgesehen vom Verbot des Fahrensauf Fahrbahnen in Längs­
richtung gingen die Meinungen, was Rollschuhfahrer im 
Straßenverkehr durften oder nicht durften, auseinander: 

Nach der herrschenden Meinung war das Rollschuhfahren auf 
Nebenfahrbahnen, Radfahrstreifen und Mehrzweckstreifen 
jedenfalls verboten". Diese mE richtige Ansicht konnte sich 
darauf stützen, daß Nebenfahrbahnen, Parkplätze und 
Parkstreifen für den fließenden bzw. ruhenden Verkehr gewid­
mete Teile der Straße und somit als Fahrbahn im Sinne des 
§ 2 Abs. 1 Z 2 StVO zu betrachten sind. Radfahrstreifen und 
Mehrzweckstreifen sind schon nach dem klaren Wortlaut ihrer 
gesetzlichen Definitionen Teile der Fahrbahn. Ein Radfahr­
streifen ist ein für den Fahrradverkehr bestimmter und beson­
ders gekennzeichneter Teil der Fahrbahn, wobei der Verlauf 
durch wiederholte Markierung mit Fahrradsymbolen und das 
Ende durch die Schriftzeichenmarkierung "Ende" angezeigt 
wird (§ 2 Äbs. 1 Z 7 StVO). Ein Mehrzweckstreifen ist ein 
Radfahrstreifen oder ein Abschnitt eines Radfahrstreifens, der 
unter besonderer Rücksichtnahme auf die Radfahrer von 
anderen Fahrzeugen benützt werden darf, wenn für diese der 
links an den Mehrzweckstreifen angrenzende Fahrstreifen 
nicht breit genug ist oder wenn das Befahren durch 
Richtungspfeile auf der Fahrbahn für das Einordnen zur 
Weiterfahrt angeordnet ist (§ 2 Abs. 1 Z 7a StVO). Der Mehr­
zweckstreifen ist also lediglich eine besondere Ausprägung 
des Radfahrstreifens und daher auch Teil der Fahrbahn. 

Strittig war auch die Frage, ob Gehsteige oder Gehwege vom 
Verbot des Rollschuhfahrans mitumfaßt waren. Dittrich/ 
Stolzlechner" und Kammerhofer/Benes" vertraten die Ansicht, 
daß das Rollschuhfahren nur auf wenig benützten Gehsteigen 
erlaubt sei, sodaß eine Gefährdung oder Behinderung des 
Fußgängerverkehrs oder des Fahrzeugverkehrs auf der 
angrenzenden Fahrbahn auszuschließen sei. Nach Messiner 
war den Rollschuhfahrern die Benützung von Gehsteigen und 
Gehwegen generell erlaubt Der Fußgängerverkehr und der 
Fahrzeugverkehr auf der angrenzenden Fahrbahn durften nur 
nicht konkret behindert werden. Auch für Fußgängerzonen ver­
trat dieser Autor37 die Meinung, daß das Fahren mit 
Rollschuhen unter dem Gefährdungs- und Behinderungsverbot 
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des § 88 Abs. 2 StVO erlaubt gewesen sei. Er stützte diese 
darauf. daß Fußgängerzonen im wesentlichen dem 
Fußgängerverkehr vorbehalten sind und der Fahrzeugverkehr 
-von geringen Ausnahmen abgesehen - in ihnen verboten ist, 
wobei die erlaubterweise einfahrenden Fahrzeuge 
Schrittgeschwindigkeit einhalten müssen(§ 76a Abs. 6 StVO). 
Diese Auslegung war mE vertretbar. Die StVO sah weder eine 
ausdrückliche Fahrerlaubnis noch ein ausdrückliches Fahrver­
bot für Rollschuhfahrer in Fußgängerzonen vor. 

Noch schwieriger war nach der alten Rechtslage die Frage zu 
beantworten, ob das Rollschuhfahren auf Radwegen erlaubt 
gewesen ist. Die Beantwortung dieser Frage war von großer 
praktischer Relevanz, weil gerade für lnline-Skater, die nach 
Messungen des ÖAMTC auf gerader Fahrbahn Geschwindig­
keiten bis zu 40 km/h erreichen, Radwege naturgemäß viel 
attraktiver sind als etwa Spielstraßen oder Fußgängerzonen. 
Messinet'" und Dittrich!Stolzlechner" vertraten die Ansicht, 
daß ein Fahrverbot für Rollschuhfahrer auf Radwegen und 
auch auf Geh- und Radwegen nicht bestanden habe. 

Auch die Höchstgerichte betrachteten den Radweg nicht als 
Teil der Fahrbahn, sondern als zur Straße gehörig, sodaß das 
Rollschuhfahrverbot des§ 88 Abs. 1 StVO für Fahrbahnen hier 
wohl nicht galt'". 

Dem widersprach ein Erlaß des damaligen Bundesmini­
steriums für öffentliche Wirtschaft und Verkehr vom 11. 1. 1995, 
Zahl 160.784/1-1/6-94, nach dem auch Fahrräder Fahrzeuge 
und Radwege als für den Fahrzeugverkehr bestimmte Teile der 
Straße - daher Fahrbahnen - waren. So hat das Rollschuh­
fahrverbot auch für Radwege gegolten. 

Die Rechtslage war unbefriedigend. Die Meinungen waren 
geteilt. Einigkeit herrschte lediglich darüber, daß der Gesetz­
geber gefordert war, Klarheit zu schaffen. 

c) Die Reaktion des Gesetzgebers folgte in der schon mehr­
mals erwähnten 20. StVO-Novelle (BGBI. I 1998/92). 

Die zentrale Regelung findet sich im neugeschaffenen § 88a 
StVO (Rollschuhfahrer). 

Danach dürfen Rollschuhfahrer nunmehr generell befahren: 
-Gehsteige, 
-Gehwege, 
- Schutzwege, 
- Wohnstraßen41

, 

- Fußgängerzonen und 
-Spielstraßen. 

Bei letzteren handelt es sich - wie schon erwähnt - um 
Fahrbahnen, die gemäß § 88 Abs. 1 StVO vom Verbot des 
Spielens auf der Fahrbahn ausgenommen worden sind. 
Rollschuhfahren ist seit der 20. StVO-Novelle kein Spielen im 
Sinne des Gesetzes mehr. Die genannte Spielstraßennorm 
sprach vor der Novelle vom Spielen auf Straßen, das (auch) 
Fahren mit Rollschuhen, fahrzeugähnlichem Kinderspielzeug 
und ähnlichen Bewegungsmitteln war. Nunmehr wurde das 
Rollschuhfahren aus dieser Definition herausgenommen und 
eigens geregelt. 

Besondere Beachtung verdient das Rollschuhfahren auf 
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Radfahranlagen: Radwege, Geh- und Radwege sowie Rad­
fahrerüberfahrten dürfen generell befahren werden: Radfahr­
streifen und Mehrzweckstreifen (als besondere Form des 
Radfahrstreifens) dann nicht, wenn sie außerhalb des Orts­
gebietes liegen. ln der Fahrerlaubnis auf Radfahranlagen liegt 
der praktisch bedeutsamste TeH der Novelle. Dies zeigt sich 
auch in den Erläuternden Bemerkungen zur Regierungs­
vorlage. Es wird darauf hingewiesen, daß lnline-Skater oft 
höhere Geschwindigkeiten erreichen als Fußgänger. Daher 
soll zur Konfliktvermeidung das Befahren von Radfahranlagen 
mit Rollschuhen grundsätzlich gestattet sein". Welche 
Konflikte im Zusammenspiel mit Radfahrern auftreten werden, 
wird die Zukunft zeigen. Ganz unproblematisch ist die gemein­
same Benützung von Radfahranlagen nicht. Man denke nur 
daran, daß ein Rollschuhfahrer - wie schon erwähnt - auf­
grund der Ausholbewegung mit den Armen und des Diagonal­
schrittes einen relativ breiten Bewegungsstreifen benötigt. 

Grundsätzlich nicht erlaubt ist dem Rollschuhfahrer auch nach 
der Novelle das Befahren der Fahrbahn - auch einer Neben­
fahrbahn - in Längsrichtung. Das Queren der Fahrbahn, um 
von einer erlaubterweise benützten Verkehrsfläche auf die 
andere zu gelangen, ist gestattet43

. Zu diesem Zweck muß ein 
Rollschuhfahrer seine Rollschuhe nicht ausziehen. 

Nun könnte man der Auffassung sein, daß die Benützung der 
Fahrbahn auch in Längsrichtung erlaubt sei, wenn jemand mit 
Rollschuhen an den Füßen geht. Fußgängern ist es bekannt­
lich gemäß § 76 Abs. 1 StVO erlaubt, das Straßenbankett und, 
wenn auch dieses fehlt, den äußersten (linken) Fahrbahnrand 
zu benützen, sofern Gehsteige und Gehwege nicht vorhanden 
sind. Diese Ansicht würde mE zu weit gehen. Es wäre äußerst 
unpraktisch, ja unmöglich, es von der Geschwindigkeit abhän­
gig zu machen, ob eine Person mit Rollschuhen an den Füßen 
als Rollschuhfahrer oder Fußgänger zu betrachten sei. Gerade 
schlechte Rollschuhfahrer, die nicht in der Lage sind, ins 
Gleiten zu kommen, und sich nur schrittweise vorwärtsbewe­
gen (können), wären danach Fußgänger und dürften die 
Fahrbahn auch in Längsrichtung benützen. Eine solche 
Absicht kann dem Gesetzgeber nicht unterstellt werden. c..;; 

Nun bieten Erzeuger von lnline-Skates sog. Gehhilfen an, die 
ein Gehen ermöglichen, ohne daß der Rollschuh ausgezogen 
werden muß. Zumeist handelt es sich um Steckaufsätze, die 
von unten gegen die Schiene geschoben werden und die 
Rollen blockieren. Dann ist ein Fahren nicht möglich - der 
Rollschuhfahrer wird zum Fußgänger. 

Schon kurz erwähnt wurde das Straßenbankett Darf dieses 
vom Rollschuhfahrer, soweit dies mit Rollschuhen (lnline­
Skates) überhaupt möglich ist, benützt werden? Wenn man die 
Aufzählung des § 88a Abs. 1 StVO als Iaxative Aufzählung 
aller Verkehrsflächen, die von Rollschuhfahrern benützt wer­
den dürfen, ansieht, ist die Frage zu verneinen«. ME handelt 
es sich um eine erschöpfende Aufzählung. Mit ihr wollte der 
Gesetzgeber abschließende Klarheit schaffen, weil er in der 
Ziffer 4 auch die Fahrbahnen erwähnt, auf denen durch 
Verordnung der zuständigen Behörde das Fahren mit Roll­
schuhen zugelassen wurde. Diese Erwähnung wäre an sich 
nicht nötig, weil die eigentliche Verordnungsermächtigung 
schon in § 88 Abs. 1 letzter Satz StVO geschaffen worden ist. 
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Da dem Gesetzgeber nicht unterstellt werden kann, eine über­
flüssige Regelung zu treffen, kann die nochmalige Erwähnung 
dieser Fahrbahnen in der Ziffer 4 des§ 88a Abs. 1 nur bedeu­
ten, daß mit einer Iaxativen Aufzählung Klarheit geschaffen 
werden sollte. 

Der Verordnungsgeber ist ermächtigt, durch Verordnung auf 
einzelnen Fahrbahnen oder Fahrbahnabschnitten entweder 
dauernd oder für bestimmte Zeiten das Fahren mit Roll­
schuhen zuzulassen (§ 88 Abs. 1 letzter Satz StVO). Dabei fällt 
auf, daß die Ermächtigung an die zuständige Behörde sehr 
weit gelaßt ist. Kaltenegger/Kol/er'' schlagen vor, diese neue 
Regelung teleologisch zu reduzieren. Die zuständige Behörde 
dürfe das Fahren mit Rollschuhen auf Fahrbahnen nur dann 
zulassen, wenn es das öffentliche Interesse erfordert, keine 
erheblichen Interessen am unbehinderten Straßenverkehr ent­
gegenstehen und die Fahrbahn keine oder nur geringe 
Neigung aufweist. 

Dem ist mit der Einschränkung zuzustimmen, daß die 
Fahrbahnneigung den Verordnungsgeber nicht determiniert. 
Vor der 20. StVO-Novelle durften Spielstraßen mit Rollschu­
hen, fahrzeugähnlichem Kinderspielzeug und ähnlichen Be­
wegungsmitteln nur befahren werden, wenn sie keine oder nur 
geringe Neigung aufwiesen (§ 88 Abs. 1 Satz 3 StVO aF). 
Nach dem eindeutigen Wortlaut der neuen Regelung gilt die­
ses Verbot für Rollschuhfahrer nicht mehr. Zwar könnte dem 
Gesetzgeber eine planwidrige Lücke unterlaufen sein, die 
grundsätzlich durch Analogie zu füllen wäre, doch hat die 
Rechtsfortbildung durch den Rechtsanwender behutsam zu 
erfolgen. Dem Gesetzgeber ist hier nicht zu unterstellen, daß 
mit einer Gesetzesänderung, welche die Rechte der 
Rollschuhfahrer erheblich erweitert, im schmalen Bereich der 
Spielstraßen eine Lücke unterlaufen wäre, deren Schließen 
durch den Rechtsanwender die Rechte der Rollschuhfahrer 
beschneiden würde. Rollschuhfahren ist daher auch auf 
Spielstraßen mit mehr als geringer Neigung erlaubt". Dies gilt 
beispielsweise auch für Radfahranlagen, die mehr als gering 
geneigt sind. 

Daher kann der Verordnungsgeber auch auf mehr als gering 
geneigten Fahrbahnen und Fahrbahnabschnitten das Roll­
schuhfahren zulassen. Die gesetzliche Ermächtigung dafür fin­
det sich unmittelbar im Anschluß an die zuletzt genannte Norm 
für die Benützung von Spielstraßen, sodaß für jene dieselben 
Überlegungen gelten. Dazu kommt, daß zur Einschränkung 
der gesetzlichen Ermächtigung des Verordnungsgebers die 
schon erwähnte Methode der teleologischen Reduktion heran­
zuziehen wäre, von der zurückhaltend Gebrauch zu machen ist. 

Dennoch wird der Verordnungsgeber gut daran tun, die 
Fahrbahnen, die für den Rollschuhverkehr freigegeben wer­
den, sorgfältig auszuwählen. Eines der größten Probleme beim 
lnline-Skating stellt das Bremsen dar. Das Problem wächst mit 
der Neigung der Fahrbahn. 

ln einem Lehrbuch zum lnline-Skating" heißt es dazu: 
"Bremsen ist lebenswichtig - doch mit dem Stopper stehen 
viele Skater auf Kriegsfuß. Sie können nur mangelhaft verzö­
gern, oft sogar so schlecht, daß sie sich selbst den Spaß am 
Skaten rauben, weil sie aus Furcht vor ungenügenden Brems-
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ergebnissen erst gar nicht richtig schnell fahren. Wer also 
sicher skaten will und nicht mit der Textil- oder Handbremse 
Kleider oder Körper ruinieren will, muß die Bremstechniken 
ausreichend beherrschen." Professionelle Skater unterschei­
den mehrere Bremstechniken: das Bremsen mit dem 
Gummistopper (Heei-Stop), den Pflugstop, den Rasenstop, 
den Spin-Stop, den T-Stop, den Powerslide und den Hockey­
Stop48. 

Ich möchte diese Bremstechniken kurz erläutern: 

Beim Pflugstop werden die Beine gegrätscht, die Knie und 
Füße dann leicht nach innen gedreht, wodurch sich - ähnlich 
wie beim Pflugfahren im Wintersport die Geschwindigkeit ver­
ringert. Bei hohem Tempo erscheint diese Bremstechnik unge­
eignet zu sein. 

Effektiver ist da schon der Heei-Stop. Hier wird der an den 
Skates vorhandene Gummistopper verwendet. 

Der Rasenstop ist eine Art Notbremse, bei welcher der Skater 
einfach in ein angrenzendes Rasenstück ausweicht, sofern ein 
solches vorhanden ist. 

Beim Spin-Stop wird die Geschwindigkeit einfach in eine 
Drehung umgelenkt, was bei sehr hohen Geschwindigkeiten 
nicht immer erfolgreich sein dürfte. 

Der T-Stop zeichnet sich vor allem durch einen langen 
Bremsweg aus. Ein Rollschuh wird quer zur Fahrtrichtung hin­
ter den anderen gestellt. Dieser Schuh schleift dann auf der 
Innenkante über die Fahrbahn, wodurch eine Bremswirkung 
erzielt wird. 

Sowohl der Powerslide als auch der Hockey-Stop können 
von vornherein nur von sehr guten Fahrern mit ausgefeilter 
Technik angewendet werden. Beim Powerslide dreht man sich 
schnell um, fährt einbeinig rückwärts, senkt den Körper­
schwerpunkt ab und streckt das hintere Bein weit nach hinten. 
Beim Hockey-Stop wird ähnlich wie beim Schlittschuhfahren 
durch Quersteilen der Skates gebremst. Was auf dem glatten 
Eis relativ schnell erlernbar ist, erfordert auf dem Asphalt 
großes Können und einen ausgeprägten Gleichgewichtssinn. 

Die Schwierigkeiten des Bremsens zeigen, welche Bedeutung 
den Verhaltensnormen für Rollschuhfahrer zukommt. 

§ 88a StVO idF der 20. StVO-Novelle bringt auch hier 
grundsätzliche Regelungen: 

Absatz 2 schreibt das Verhalten bei Benützung von 
Radfahranlagen vor. Absatz 3 trifft zuerst eine grundsätzliche 
Verhaltensnorm, wonach Rollschuhfahrer sich so zu verhalten 
haben, daß andere Verkehrsteilnehmer weder gefährdet noch 
behindert werden und sagt, was Rollschuhfahrer bei der 
Benützung von auch Fußgängern offenstehenden Verkehrs­
flächen zu beachten haben. ln Absatz 4 wird das Mindestalter 
für Rollschuhfahrer einheitlich geregelt. 

Nach der zuletzt genannten Bestimmung dürfen Kinder unter 
12 Jahren auf Straßen mit öffentlichem Verkehr nur unter 
Aufsicht einer Person, die das 16. Lebensjahr vollendet hat, 
rollschuhfahren. ln Wohnstraßen bedarf es unabhängig vom 
Alter keiner Aufsichtsperson. Kinder, die eine Radfahrbewil-
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ligung nach § 65 Abs. 2 StVO besitzen, dürfen wie mit dem 
Fahrrad auch mit Rollschuhen ohne Aufsichtsperson unter­
wegs sein. Der sachliche Geltungsbereich des Radfahr­
ausweises wird daher auf Rollschuhe ausgedehnt. 

Nach § BBa Abs. 2 StVO haben Rollschuhfahrer bei der 
Benützung von Radfahranlagen die gemäß § Ba vorgeschrie­
bene Fahrtrichtung einzuhalten und die für Radfahrer gelten­
den Verhaltensvorschriften zu beachten. § Ba StVO, auf den 
verwiesen wird, sagt, daß Radfahranlagen in beiden Richtun­
gen befahren werden dürfen, sofern sich aus Bodenmarkie­
rungen (Richtungspfeilen) nichts anderes ergibt (Abs. t ). 

Was die Fahrtrichtung betrifft ist § BBa Abs. 2 hinreichend klar; 
die Verweisung auf die für Radfahrer geltenden Verhaltens­
vorschriften wirft Fragen auf. Sind tatsächlich alle diese 
Vorschriften von Rollschuhfahrern zu beachten, wenn nein, 
welche nicht? 

Kaltenegger/Koller• schränken den Anwendungsbereich der 
Norm logisch-systematisch so ein, daß Rollschuhfahrer nur 
jene Radfahrervorschriften zu beachten haben, 
t. deren Befolgung auch durch Rollschuhfahrer faktisch mög­

lich ist, 
2. die auf Radfahranlagen Anwendung finden und 
3. die auch hinsichtlich Rollschuhfahrern denselben 

Regelungs- und Schutzzweck verfolgen. 

Dieser Interpretation ist zuzustimmen. Sie ist im Ergebnis sinn­
voll und mE methodisch unbedenklich. 

Was bedeutet dies in concreto: 
Die Benützungspflicht von Fahrradanlagen des § 6B Abs. 
StVO hat für Rollschuhfahrer keinen Anwendungsbereich, weil 
sie auf der daneben liegenden Fahrbahn ohnehin nicht fahren 
dürfen. Auf den absurden Fall, daß der Verordnungsgeber aus­
gerechnet auf einer Fahrbahn mit angrenzender Radfahr­
anlage das Rollschuhfahren zuläßt, möchte ich nicht weiter 
eingehen. 

lrn Verhältnis Radfahranlage - Gehsteig gibt es keine Benüt­
zungspflicht Der Rollschuhfahrer kann es sich aussuchen, wo 
er fährt50

• 

Nebeneinander fahren dürfen Rollschuhfahrer nur auf 
Radwegen und Wohnstraßen (§ 68 Abs. 2 StVO). Sie dürfen 
sich nicht an ein anderes Fahrzeug anhängen, um sich ziehen 
zu lassen. Rollschuhe dürfen nicht in einer nicht verkehrsge­
mäßen Art, zum Beispiel zu Wettfahrten, gebraucht werden. 
Auch für Rollschuhfahrer ist es verboten, beim Fahren Fahr­
zeuge oder Kleinfahrzeuge mitzuführen (§ 68 Abs. 3 StVO). 
Radfahrerüberfahrten, wo der Verkehr nicht durch Arm- oder 
Lichtzeichen geregelt wird, dürfen Rollschuhfahrer nur mit 
maximal 1 0 km/h und nicht unmittelbar vor einem herannahen­
den Fahrzeug und für dessen Lenker überraschend befahren 
(§ 68 Abs. 3a StVO). Geöffnete Schirme und dergleichen dür­
fen von Rollschuhfahrern nicht mitgeführt werden. Die Ände­
rung der Fahrtrichtung ist durch deutlich erkennbare 
Handzeichen anzuzeigen(§ tt Abs. 3 StVO). 

Diese für Radfahranlagen geltenden Verhaltensnormen hat der 
Rollschuhfahrer auch zu beachten, wenn er einen Geh- und 
Radweg, also eine für den Fußgänger- und den Fahrrad-
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verkehr bestimmte Verkehrsfläche, benützt. 

Auf Verkehrsflächen, die ansonsten nur für den Fußgänger­
verkehr bestimmt sind (Gehsteige, Gehwege, Schutzwege), in 
Fußgängerzonen und in Wohnstraßen haben Rollschuhfahrer 
ihre Geschwindigkeit dem Fußgängerverkehr anzupassen und 
die für Fußgänger geltenden Verhaltensvorschriften zu beach­
ten (§ BBa Abs. 3 StVO). Diese für Fußgänger geltenden Ver­
haltensvorschritten sind vom Rollschuhfahrer auch zu beach­
ten, wenn er eine für ihn geöffnete Fahrbahn benützfi 1

• 

Auf die entsprechenden Schutznormen für Rollschuhfahrer, die 
sich auf Schutzwegen oder Radfahrerüberfahrten befinden, 
wurde nicht vergessen. Der Lenker eines Fahrzeuges hat auch 
einem Rollschuhfahrer das ungehinderte Überqueren der 
Fahrbahn zu ermöglichen, wenn dieser auf einem Schutzweg 
oder einer Radfahrerüberfahrt ist oder eine derartige Ver­
kehrsfläche erkennbar benützen will (§ 9 Abs. 2 StVO). Das 
Vorbeifahren an und das Überholen von Fahrzeugen, die vor 
einem Schutzweg oder einer Radfahrerüberfahrt anhalten, um 
einem Rollschuhfahrer das Benützen des Schutzweges oder 
der Radfahrerüberfahrt zu ermöglichen, ist verboten (§ t 7 
Abs. 3 Z 3 und § t 6 Abs. t lit d StVO). 

Nun noch einige Anmerkungen zum alkoholbeeinträchtigten 
Rollschuhfahrer'': Rollschuhfahrer sind keine Lenker von 
Fahrzeugen, daher können alkoholisierte Rollschuhfahrer auch 
nicht an der weiteren Verwendung der Rollschuhe gehindert 
werden. § 5b StVO setzt das Lenken oder die Inbetriebnahme 
eines Fahrzeuges voraus53

. 

Schon gesagt wurde, daß für Rollschuhfahrer - sofern sie 
keine Radfahranlage benützen -die für Fußgänger geltenden 
Verhaltensvorschritten heranzuziehen sind. Daher gilt etwa bei 
der Benützung des Gehsteiges keine Alkoholobergrenze. Auf 
Radfahranlagen gilt die auch von Radfahrern zu beachtende 
Alkoholobergrenze des § 5 Abs. t StVO. ln diesem Zusam­
menhang ist die unterschiedliche Behandlung von Rollschuh­
fahrern -je nachdem wo sie fahren - unbefriedigend. Wegen 
des Analogieverbotes bei Strafbestimmungen kann eine 
Korrektur nur durch den Gesetzgeber erfolgen. 

Ansonsten ist die gesetzliche Regelung der Rechte und 
Pflichten der Rollschuhfahrer durch die 20. StVO-Novelle 
durchaus gelungen. Klarheit wurde vor allem zum Rollschuh­
fahren auf Radfahranlagen geschaffen. Bei einer t 996 vor der 
Novelle durchgeführten Befragung bezeichnete der Grußteil 
der damals befragten lnline-Skater die damaligen gesetzlichen 
Regelungen als unklar. Rechtsunsicherheit bestand aber nicht 
nur bei den Skatern selbst, sondern in der gesamten Bevölke­
rung. Bei einer repräsentativen österreichweiten Telefon­
umfrage im Oktober t 996 bezeichneten 47% der Befragten 
Radfahranlagen uneingeschränkt als legale Verkehrsflächen 
für Rollschuhfahrer''. 

d) lnline-Skating ist ein immer beliebter werdender Sport. Die 
weitere Entwicklung der Grundform dieser Sportart auf öffentli­
chen Verkehrsflächen bleibt abzuwarten. 

ln diesem Zusammenhang sollte auf einige Entwicklungen des 
Skatings außerhalb des Straßenverkehrs hingewiesen werden. 
Drei aus den USA kommende Ausformungen des Sports 
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möchte ich kurz vorstellen: 

Für das sog. Off-Road-Skatlng wurden geländetaugliche 
lnline-Skates mit entsprechender Profliierung für den Einsatz 
im gebirgigen Gelände entwickelt. Es bleibt abzuwarten, ob 
hier eine ernsthafte Konkurrenz zum beliebten Mountainbiking 
entstehen kann. 

Skate-Wing nennt sich ein patentiertes Segel für lnline-Skater. 
Ein einfacher Fußhaken des Segels steht auf dem Skate und 
preßt diesen bei höherem Tempo fest auf den Boden. Das 
Segel - eigentlich der Flügel (Wing) - hat eine Fläche von 
immerhin 4 Quadratmetern. Gutes Bremsvermögen und aus­
gereifte Fahrtechnik sind Voraussetzung. 

Verticai-Skating schließlich ist das Pendant zurn Bungee­
Jumping. Der durch ein Seil gesicherte Skater fährt eine senk­
rechte Wand (zumeist von einem Hochhaus) hinunter''". 

2. Skateboards 

Das Skateboard ist - wie eingangs schon erwähnt - ein Brett, 
das auf vier federnden Rollen gelagert ist und mit dem man 
sich stehend mit Abstoßen fortbewegt. Wichtig ist, daß das 
Skateboard nur durch Gewichtsverlagerung gesteuert werden 
kann, daß keine feste Verbindung zwischen Fahrer und Board 
besteht und Bremsen oft nur durch Abspringen möglich ist. 
Rollschuhe und Skateboards sind daher - weil Skateboards 
keine Schuhe sind- zwei Paar Schuhe. 

Das Skateboardfahren ist auf öffentlichen Verkehrsflächen 
grundsätzlich nicht erlaubt, nicht auf Fahrbahnen, nicht auf 
Gehsteigen und Gehwegen", auch nicht auf Gehsteigen in 
Fußgängerzonen" und nicht auf Radfahranlagen. 

Lediglich Spielstraßen im Sinne des § 88 Abs. 1 StVO dürfen 
mit Skateboards befahren werden, sofern sie keine oder nur 
geringe Neigung aufweisen. Die Fahrerlaubnis gilt nicht für 
Wohnstraßen, weil § 76b Abs. 2 StVO nur das Betreten der 
Fahrbahn und das Spielen, nicht aber das Befahren mit fahr­
zeugähnlichem Kinderspielzeug und ähnlichen Bewegungs­
mitteln gestattet. 

V. Der Radfahrer und der Rollschuhfahrer Im Zivilprozeß 

Besonderheiten im praktischen Zivilprozeß treten oft dadurch 
auf, daß unfallgeschädigte Radfahrer oder Rollschuhfahrer, die 
noch minderjährig sind, ihre Ansprüche verfolgen. Es ist daher 
dafür Sorge zu tragen, daß die Zustimmung der gesetzlichen 
Vertreter und die pflegschaftsgerichtliche Genehmigung zur 
Klagsführung vorliegen. 

Gemäß § 154 Abs. 3 ABGB bedürfen Vertretungshandlungen 
und Einwilligungen eines Elternteils in Vermögensangelegen­
heiten zu ihrer Rechtswirksamkeit der Zustimmung des ande­
ren Elternteils und der Genehmigung des Gerichts, sofern die 
Vermögensangelegenheit nicht zum ordentlichen Wirtschafts­
betrieb gehört. Unter dieser Voraussetzung- nicht zum ordent­
lichen Wirtschaftsbetrieb gehörig - zählen dazu die Erhebung 
einer Klage und alle verfahrensrechtlichen Verfügungen, die 
den Verfahrensgegenstand an sich betreffen. Nach der ständi­
gen Rechtsprechung gehört die Einbringung einer Schaden­
ersatzklage nicht zum ordentlichen Wirtschaftsbetrieb". 
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Eine große Rolle spielt das Alter aufgrund der gesetzlichen 
Vorgaben bei der Frage nach dern Verschulden bzw. nach 
einem allfälligen Mitverschulden. Aus§ 1310 ABGB ergibt sich 
das Erfordernis, das Verschulden Unmündiger (Personen die 
jünger als 14 Jahre sind) milder zu beurteilen als unter gleichen 
Umständen das Verschulden Erwachsener. Dies gilt auch für 
Unmündige, denen die behördliche Bewilligung zum Lenken 
eines Fahrrades im Straßenverkehr erteilt worden ist59

. Die 
Verantwortlichkeit Unmündiger ist umso weniger anzunehmen, 
je mehr das Alter unter der Mündigkeitsgrenze liegro, sie ist 
daher umso eher anzunehmen, je mehr sich das Alter der 
Mündigkeitsgrenze nähert. 

Folgender Fall soll dies veranschaulichen": 

Die 13'/,-jährige Lenkerin eines Fahrrades (Kiägerin) über­
querte auf einem Schutzweg die Fahrbahn und stieß mit dem 
PKW des Erstbeklagten zusammen, dessen Haftpflichtver­
sicherer war zweitbeklagte Partei -, wobei die Klägerin die 
Fahrbahn für den Kläger von rechts nach links überquerte. Sie 
achtete überhaupt nicht auf den Fahrzeugverkehr auf der 
Fahrbahn. Der Erstbeklagte fuhr in Annäherung an den 
Schutzweg geringfügig zu schnell und reagierte etwas zu spät. 

Das Erstgericht kam zu einer Verschuldensteilung von 1 : 1, 
das Berufungsgericht zu einem Verhältnis von 1 : 2 zuungun­
sten der beklagten Parteien. Dies wurde vom OGH unter 
Hinweis auf den schon erwähnten in ständiger Recht­
sprechung entwickelten Grundsatz bestätigt, wonach das Ver­
schulden unmündiger Minderjähriger in der Regel milder zu 
beurteilen ist als unter sonst gleichen Umständen das 
Verschulden Erwachsener. Hervorzuheben ist, daß das Alter 
der Klägerin knapp unter der Mündigkeitsgrenze lag. Wäre sie 
etwas älter gewesen, wäre eine Verschuldensteilung von 1 : 1 
wohl nicht zu beanstanden gewesen. Gleiches gilt für eine 
Verschuldensteilung von 1 : 3, wenn die Klägerin knapp 1 0 
Jahre alt und erst seit kurzem in Besitz eines Radfahr­
ausweises gewesen wäre. Die Zulassung eines Unmündigen 
zum Radfahren besagt eben nicht, daß er in gleichem Maße 
wie ein Erwachsener verantwortlich gemacht werden kann62

• 

Naturgemäß stehen im Schadenersatzprozeß des klagenden 
Radfahrers oder Rollschuhfahrers andere Ansprüche im 
Vordergrund als bei Prozessen aus Verkehrsunfällen, an 
denen ausschließlich Kraftfahrzeuge beteiligt waren. Die 
Reparaturkosten, der Wiederbeschaffungswert beim Total­
schaden, die Wertminderung treten in den Hintergrund. Umso 
bedeutender werden Schmerzengeldansprüche, Heilungs­
kosten, Verunstaltungsentschädigung und Verdienstentgang. 

Somit wird zumeist (auch) ein medizinischer Sachverständiger 
beizuziehen sein. Dies bedeutet aber nicht, daß dadurch der 
Sachverständige aus dem Verkehrsfach im Haftpflichtprozeß 
an Bedeutung verliert. Im Gegenteil: Gerade bei Beteiligung 
von einspurigen Fahrzeugen und von Sportgeräten an 
Verkehrsunfällen ist der erstinstanzliehe Richter, der in der 
Regel über Verkehrsunfälle mit zweispurigen Kraftfahrzeugen 
zu entsche'1den hat und daher in diesem Bereich über größere 
Erfahrung verfügt, auf die fachkundige Unterstützung des 
Sachverständigen angewiesen. 
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30 § 68 Abs. 1 letzter Satz StVO; Grundtner, Vorschriften auf Radfahr­

streifen, Radwegen, Rad~ und Gehwegen, ZVR 1986, 8. 
31 Bericht und Antrag des Verkehrsausschusses betreffend den 

Entwurt eines Bundesgesetzes, mit dem die Straßenverkehrs~ 

ordnung 1960 und die 3. StVO~Novelle geändert werden (20. 
StVO-Novelle), 1225 Blg NA 20.GP. 

32 OGH 12. 4. 1988,8 Ob 58/87, ZVR 1989/11. 
33 Messiner, ZVR 1995, 198. 

34 So Messiner, ZVR 1995, 199. 
35 Komm. zur StVO, RZ 18 zu § 88. 
36 Komm. zur StVO, 7.Aufl., Anm. 5 zu § 88. 
37 ZVR 1995, 199. 
38 ZVR 1995, 200. 
39 StVO, RZ 19 zu § 88. 
40 OGH in ZVR 1988/76; VwGH vom 17.1.1985, 84/02/0272. 
41 Diese werden in § 88a Abs. 1 Z 3 ausdrücklich erwähnt. Ansonsten 

würden sie aufgrund der Neufassung des § 88 Abs. 1 aus der 
Benützungserlaubnis für Rollschuhfahrer herausfallen, weil § 76b 
Abs. 2 StVO das Spielen in Wohnstraßen gestattet, Rollschuhfah­
ren aber kein Spielen mehr ist. 

42 EriRV der 20. StVO-Novelle, 713 Blg NA 20.GP, 16. 
43 So auch Messiner, StVO, 1 o. Aufl., Anm. 2 zu § 88a. 
44 So auch Kaltenegger!Koller, ZVR 1998, 428; aM - allerdings zur 

alten Rechtslage- Messiner, ZVR 1995, 199. 
45 ZVR 1998, 429. 
46 AM Kaltenegger!Koller, ZVR 1998, 429. 
47 Ladig!Rüger, Richtig lnline-Skating, BLV Sportpraxis Top, 2. Auf!., 

1979, 83. 
48 Ladig!Rüger, 83 ff. 
49 ZVR 1998, 430. 
50 So auch Kaltenegger!Koller, ZVR 1998, 430. 
51 Dies folgt daraus, daß§ 88 a Abs. 3 Satz 2 StVO die grundsätzli­

che Bestimmung ist, die von der Iex specialis des Absatzes 2 leg. 
cit. nur auf Radfahranlagen verdrängt wird. 

52 Siehe auch Messiner, StVO, 10. Aufl., Anm. 4 zu § 88a. 
53 So auch Messiner, StVO, 10. Auf!., Anm. 4 zu§ 88a. 
54 Passath, lnline-Skating im Straßenverkehr, ZVR 1997, 389, 393. 
55 Zu alldem Ladig!Rüger, 119 f. 
56 So die Erlässe des BMV vom 27. 6.1977, 69.400/l~IV/5~1 977, und 

vom 11. 2. 1983, 2.505/1-IV/5-83, sowie des BMöWV vom 
11. 1. 1995, 160.784/1-1/6-94. 

57 Messiner, StVO, 10. Auf!., Anm. 7 zu§ 88. 
58 So EF-Sig 38.323; EF-Sig 51.228. 
59 ZVR 1982/167 = EF-Sig 38.561 ; ZVR 1985/21 = EF-Sig 46.085. 
60 EF-Sig 11.744; ZVR 1974/39; ZVR 1976/204; ZVR 1986/77 = EF-

Sig 48.639. 
61 ZVR 1 979/32. 
62 ZVR 1996/63. 

Korrespondenz: 
Dr. Michael Schaumberger 
Richter des Bezirksgerichtes Innere Stadt Wien 
Riemergasse 7, 1010 Wien 

Ein gesegnetes Weihnachtsfest und ein erfolgreiches neues Jahr 

wünscht allen Mitgliedern und ihren Familienangehörigen 

die Präsidien des Hauptverbandes der 

allgemein beeideten und gerichtlich zertifizierten Sachverständigen 

und der Landesverbände 
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Univ.-Doz. Dr. Karl Buchgraber 
Allgemein beeideter und gerichtlich zertifizierter Sachverständiger 

Wichtige Aspekte für die 
Bewertung des Grünlandes 
Oie ökonomische, sozioökonomische und vor allem die ökolo­
gische Bedeutung des Grünlandes in Österreich ist sehr groß. 
Es werden in diesem Fachbereich viele Gutachten angefordert, 
sodaß es wichtig erscheint, diese Materie genauer zu betrach­
ten. 

Das Grünland in Österreich nimmt rund 60% der landwirt­
schaftlichen Nutzfläche ein, in vielen Regionen geht dieser 
Anteil gegen 100%. Die Wiesen, Weiden, Almen und 
Feldfutterflächen werden aufgrund der geologischen, klimati­
schen und strukturellen Bedingungen unterschiedlich bewirt­
schaftet (vergleiche Abbildung 1 und 2). 

Auf den rund 2,1 Mio. Hektar Grünland wachsen pro Jahr rund 
7 bis 8 Mio. Tonnen Trockenmasse, die in Österreich zu 42% 
als Silage, 32% als Heu und Grummet und 26% als Grünfutter 
rund 2,8 Mio. Nutztieren vorgelegt werden. 

120.000 Grünland- und Viehbetriebe bewirtschaften die 
Flächen und leisten einen großen Beitrag für die Offenhaltung 
der gepflegten Kulturlandschaft. 

Aspekte der Grünlandbewirtschaftung 

Das natürliche Leistungspotential eines Standortes (Klima, 
Höhenstufe, Boden, Sonneneinstrahlung, etc.) kann durch die 
Bewirtschaftungsmaßnahmen der Landwirte gefördert werden. 

Ertragspotential 

. Dauergrünland und Feldfutterbau finden sich in Österreich 
unter klimatisch (baltisch, illyrisch, pannonisch, alpin sowie alle 
Übergänge davon) und standörtlich (seichtgründig, tiefgründig, 
trocken, feucht, hängig etc.) sehr unterschiedlichen 
Bedingungen in den verschiedensten Höhenstufen. 

Oie Bewirtschaftungspraxis in den eher kleinstrukturierten 
Betrieben schafft eine weitere Differenzierung und somit eine 
große Vielfalt der Grünlandstandorte in Österreich. 

ln Tabelle 1 werden die durchschnittlichen Bruttoerträge der 
einzelnen Nutzungsformen in t Trockenmasse je Hektar, unter­
gliedert in drei Ertragslagen dargestellt. Oie Zahlen fassen die 
standörtliche Vielfalt in praktikable Klassen zusammen und 
sind Basis für die weitere Einschätzung. 

Aus der Nutzungsform, der Höhenlage und den beeinflussen­
den Standortsfaktoren kann die Ertragslage gut eingeschätzt 
werden. 

Düngung des Grünlandes 

Die Düngung des Österreichischen Grünlandes erfolgt auf etwa 
85% der Flächen vorwiegend mit wirtschaftseigenem Dünger 
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Abb. 1: Die Grünlandflächen in Österreich im Jahre 2000 

Ertenslws Grünland 

Düngung ausschlie~li<:h 
mil \1\t'irbchaftsdünger 

Neben Wirtschaftsdüng,;,r 
.:~ucll l'all~la& mln. 

Stickstoff 

Abb. 2: Grünlandbewirtschaftung in Österreich im Jahre 2000 auf 
2,1 Mill. Hektar Wiesen, Weiden, Almen, Feldfutter 

in Form von Stallmist, Jauche, Gülle oder Kompost, nur fall­
weise wird eine mineralische Ergänzungsdüngung vorgenom­
men. Den Standortsbedingungen gut angepaßte Tierbesatz­
stärken von rund 0,5 bis 2,0 GVE/ha stellen für die meisten Be­
triebe eine wesentliche Grundlage für eine Kreislaufwirtschaft 
im Grünland dar. ln Gunstlagen bzw. in Verbindung mit 
Feldfutterbau ist aber auch ein höherer Viehbesatz möglich. 
Bei der Düngung von Grünland sind neben den einschlägigen 
Bestimmungen des Wasserrechtes und der Bodenschutz­
gesetze auch die Regeln der guten fachlichen Praxis (1996) 
sowie etwaige ÖPUL-Auflagen einzuhalten. Darüber hinaus 
setzt die Trinkwasser-Nitratverordnung (1 989) mit 50 mg Nitrat 
je Liter Wasser eine Obergrenze fest, die einzuhalten ist. Laut 
Wasserrechtsgesetz (WRG-Novelle 1997) gilt für Dauergrün­
land eine bewilligungsfreie Obergrenze von 3,5 DGVE/ha bzw. 
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Aspekte für die Bewertung des Grünlandes 

Tabelle 1: Einschätzung der Ertragslage der einzelnen 
Nutzungsformen im Wirtschaftsgrünland, Feldfutter und in der 
Sämereienvermehrung 

0 Ertragslage in t TM/ha 

Nutzungsformen niedrig 

Dauer- und Wechselwiese 

1 Schnitt 
2 Schnitte 
3 Schnitte 
4 Schnitte 
5 Schnitte 
6 Schnitte 

Mähweide,l 

1 Schnitt+ 

2,0 
3,5 
5,5 

1 bis 2 Weidegänge 4,5 
2 Schnitte+ 
1 bis 2 Weidegänge 
2 Schnitte+ 
2 od. mehr Weidegänge 

Dauerweiden1) 

Kulturweiden 
Ganztagsweide 
(über 12 Std.) 
Kurztagsweide 
(unter 12 Std.) 
Hutweiden 

Feldfutter 

kleebetont 
gräserbetont 
Gräserreinbestände 

Sämereienvermehrung 

Alpingräser 
Gräser für das 
Wirtschaftsgrünland 
Rotklee 

5,0 

5,5 
1,5 

6,5 
6,0 

3,0 

3,5 
4,5 

mittel 

3,5 
5,0 
7,0 
8,5 
9,5 

6,0 

7,5 

8,5 

7,5 

8,0 
3,0 

8,0 
8,5 
9,0 

3,5 

5,5 
5,5 

11 Ein Weidegang entspricht 1 ,5 bis 2,0 t TM/ha. 

hoch 

8,5 
10,0 
11,5 
13,0 

9,0 

11,0 

11,0 

11,0 

12,0 
14,0 
15,0 

8,0 
7,0 

21 0 kg Reinstickstoff/ha und Jahr. Es sind hier sowohl minera­
lische als auch organische Stickstoffdünger anzurechnen, 
wobei die Wirtschaftsdünger mit dem anrechenbaren Stickstoff 
in die Nährstoffberechnungen eingehen. Grundlage dafür sind 
die Anfallswerte je Großvieheinheit (GVE), welche sich auf ein 
Lebendgewicht von 500 kg bezieht. Altes Dauergrünland 
besitzt relativ große Humusreserven und oftmals ein Legu­
minoseninventar, das ebenfalls Beachtliches zur Stickstoff­
versorgung der Pflanzenbestände beitragen kann. Es ist 
dadurch möglich, auch ohne mineralischer Stickstoffdüngung 
ein mittleres Ertragsniveau, bezogen auf die Leistungsfähigkeit 
des jeweils vorliegenden Standortes, zu erzielen. 

Der Einsatz der Wirtschaftsdünger stellt am Grünland die 
wesentlichste Quelle für die Nährstoffversorgung der Pflanzen­
bestände dar. 
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Tabelle 2: Empfehlungsgrundlage für die Stickstoffdüngung in 
kg/ha und Jahr im Grünland, Feldfutter und in der 
Sämereienvermehrung 

Nutzungsformen 

Dauer- und Wechselwiese 

1 Schnitt 
2 Schnitte 
3 Schnitte kleereich 
3 Schnitte gräserbetont 
4 Schnitte kleereich 
4 Schnitte gräserbetont 
5 Schnitte gräserbetont 
6 Schnitte gräserbetont 

Mähweide11 

1 Schnitt+ 1 bis 

niedrig 
kg N/ha 

0-20 
30-50 
60-80 

2 Weidegänge 40- 60 
2 Schnitte+ 1 Weidegang 
2 Schnitte + 2 oder 
mehr Weidegänge 

Dauerweiden'l 

Kulturweiden 
Ganztagsweide 
(mehr als 12 Std.) 
Kurztagsweide 
{weniger als 12 Std.) 
Hutweiden 

Feldfun er 

kleebetont (über 40 Fl-%)•1 
gräserbetont 
Gräserreinbestände 

Sämereienvermehrung 

Alpingräser 
Gräser für das 
Wirtschaftsgrünland 
Rotklee 

40-60 

50-70 

0-40 
60-100 

40-70 

70-90 
0-20 

Ertragslage 

mittel 
kg N/ha 

20-30 
50-70 
80-100 
100- 120 
100-120 
140- 160 
160- 200" 

70-90 
90-110 

100-120 

70- 100 

90- 110 

0-40 
140-180'1 

160-20041 

70- 100 

90-110 
0-20 

hoch 
kg N/ha 

100-120 
120-150 
130-150 
170-20041 

2103141 

210°~' 1 

120-140 

150-170 

130-150 

130-150 

0-40 
2103)4) 
2103)4) 

110-130 
0-20 

' 1 Bei diesen Empfehlungen sind die Ausscheidungen der Weidetiere auf :(;: 
der Weide berücksichtigt. 
21 Start- oder Herbstdüngung bis zu 40 kg N/ha. 
31 Höhere N-Gaben pro Jahr sind laut Wasserrechtsgesetznovelle 1990 
bewilligungspflichtig. Die Stickstoffdüngung pro Jahr ist auf die einzelnen 
Aufwüchse aufzuteilen. 
' 1 Ab 18. 12.2002 sind lt. EU-Nitratrichtlinie maximal 170 kg N/ha und Jahr 
aus Wirtschaftsdüngern zulässig. 

Der Lagerung, der Bewertung und der gezielten Ausbringung 
der Wirtschaftsdünger kommt dabei eine große Bedeutung zu. 
Eine mineralische Stickstoffanwendung am Grünland kann bei 
Gräserreinbeständen und gräserbetonten Feldfutterbeständen 
sowie fallweise im Dauergrünland bei höheren Ertrags­
erwartungen (mehr als 9.000 kg Heu je Hektar) in Abstimmung 
mit der Wirtschaftsdüngergabe sinnvoll sein. Die Pflanzen­
bestände, insbesondere die Kleeanteile, werden dadurch 
jedoch beeinflußt. 

Auf Dauergrünland ist die zusätzliche Anwendung von minera­
lischem Stickstoff nur dann sinnvoll, wenn dies zur Erzielung 
eines entsprechenden Mehrertrages notwendig ist. Voraus-
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setzung dafür ist, daß sich Standort und Pflanzenbestand 
nachhaltig zur Erzielung von hohen bis sehr hohen Erträgen 
eignen. Die angebotenen Umweltförderungsmaßnahmen 
gemäß EU-VO 2078/92 = (ÖPUL) sind in diesem Zusam­
menhang im Hinblick auf die Einkommensbildung zu berück­
sichtigen. 

Die Richtlinien für die sachgerechte Düngung (Fachbeirat, 
2000) in Tabelle 2 stellen eine Empfehlung für die Stick­
stoffdüngung der einzelnen Nutzungsformen über das gesam­
te Jahr dar. Die Entscheidung über die Düngung der Einzel­
aufwüchse muß vom Grünlandwirt in Abhängigkeit von 
Nutzungshäufigkeit und Pflanzenbestand in der Natur getrof­
fen werden. 

Die Stickstoffversorgung der einzelnen Aufwüchse 

Die Ausbringungsmenge pro Aufwuchs und Hektar soll bei 
Rindergülle (1 0% TM) und Jauche (2% TM) unverdünnt 15 m3 

nicht überschreiten. Eine Verdünnung der Güllen mit Wasser, 
besonders in den wärmeren Jahreszeiten, sollte im Verhältnis 
von 1 : 0,5 bis 1 : 1 erfolgen. Bei Stallmist (20-25% TM) in den 
verschiedensten Rottephasen soll die Ausbringungsmenge pro 
Aufwuchs und Hektar 20 t Frischmasse nicht überschreiten. 
Bei Stallmistkompost (4G-60% TM) und bei Komposten aus 
biogenen Abfällen (5G-60% TM) soll die Ausbringungsmenge 
bezogen auf die Frischmasse nicht höher als 15 t/ha liegen. 
Die Wirtschaftsdünger sollten zur Erhaltung von harmonischen 
Pflanzenbeständen in kleineren, dafür aber mehrmaligen 
Gaben pro Jahr auf den Flächen gut verteilt werden. 

Es läßt sich dadurch der artenreiche Pflanzenbestand im 
Grünland leichter führen, es besteht auch eine geringere 
Verunkrautungsgefahr und ein geringeres Risiko zur Futter­
verschmutzung. Die Nährstoffe, insbesondere Stickstoff, kön­
nen besser genutzt werden und die Futterinhaltsstoffe bleiben 
im erwünschten Bereich. 

Die Düngung beeinflußt die Ertragsbildung nachhaltig. Im 
Grünland sollten jene Nährstoffe über die Wirtschaftsdünger 
wieder der Wiese zugeführt werden, die durch den Entzug der 
Pflanzen dem Boden entnommen wurden. 

Tabelle 3: Empfohlene Gülle- und Jauchenmengen (Basis 
unverdünnt) für die einzelnen Nutzungsformen 

Nutzungs- jährliche mlbzw. 
Nutzungsform häufigkeit Anzahl t/ha und 

pro Jahr der Gaben Ond Gabe '1 

Extensivwiesen~l und -weiden 1 -2 10-15 
Wirtschaftswiesen und -weiden 
im Bergland 2-3 1-2 15 
Wirtschaftswiesen und -weiden 
in Gunstlagen 4-6 3-4 15 
Mähweiden 4-5 2-3 15 
Feldfutter"1 gräserbetont 4-5 3-4 15 

' 1 Eine Verdünnung der Gülle und Jauche mit Wasser wird empfohlen. 
~1 Extensivwiesen und kleebetontes Feldfutter sollten nach Möglichkeit eher mit 
Rottemist oder Kompost gedüngt werden. 
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Abb. 3: Nutzungsstadien und Energiegehalt des Grünlandfutters 

Nutzung des Grünlandes 

Das natürliche Ertragspotential, die Nährstoffversorgung, der 
Pflanzenbestand und die geplante Verwertung der Aufwüchse 
bestimmen die Nutzungshäufigkeit und letztendes die 
Nutzungsform des Grünlandes. Erntet ein Landwirt sein 
Grünland für die Verfütterung an Milchtiere, so wird er bestrebt 
sein, zum Zeitpunkt des Ähren-/Rispenschiabans der 
Leitgräser (Goldhafer, Knaulgras, etc.) die Pflanzenbestände 
bei guten Erträgen und Futterqualitäten zu mähen. Benötigt er 
sein Grundfutter für die Mutterkühe, Mutterschafe, Ochsen­
mast oder Pferde, so steht die Qualität nicht im Vordergrund 
(vergleiche Abbildung 3). 

Als Qualitätsfutter gilt: 

Z. B. 1. Aufwuchs im Vegetationsstadium Ähren-/Rispenschia­
ben gemäht 

Hohe Qualität= 6,0 MJ NEUkg TM 

Als Grundfutter minderer Qualität gilt: 

Z.B. 1. Aufwuchs im Vegetationsstadium Ende Blüte gemäht 

Mindere Qualität= 4,7 MJ NEUkg TM 

ln der Futterwerttabelle für das Grundfutter im Alpenraum 
(Buchgraber et al, 1999) können die Futterqualitäten für alle 
Nutzungsformen und den dazugehörigen Aufwüchsen in den 
einzelnen Vegetationsstadien entnommen werden. Die 
Tabellen können beim Autor bestellt werden. 

Mit zunehmendem Alter der Pflanzen sinkt die Futterqualität 
(Verdaulichkeit der organischen Masse, Rohproteingehalt, 
Zuckergehalt, Energiegehalt und Futteraufnahme). Es ist wich­
tig, die Pflanzenbestände in ihrem Vegetationsstadium anzu­
sprechen. 

Die Futtererträge bzw. die Menge des Futters alleine sind nicht 
mehr der Maßstab für die Bewertung, sondern es gilt den 
Qualitätsertrag bzw. die Qualitätsmasse zu bewerten. 

Ansprache von Grünlandflächen 

Bevor der Ertrag und die Futterqualität eines Pflanzenbe­
standes geschätzt werden, sollten unbedingt bei der Begehung 
die wichtigsten Pflanzenarten erkannt und aufgenommen wer­
den. Die einzelnen Flächen unterscheiden sich je nach 
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Bewirtschaftung (Düngung, Nutzung, Pflege, Nachsaat etc.) 
und Standortbedingungen (Boden, Klima, Höhenlage etc.). Die 
vorherrschenden Pflanzenarten sollten je nach Ausmaß fest­
gehalten werden, d. h. es sollten die Flächenprozente jeder Art 
geschätzt werden. Hiezu betrachtet man die einzelnen Pflan­
zenarten in ihrer projektiven Deckung. Bei dieser Flächen­
prozentschätzung wird jede Pflanzenart separat für sich 
geschätzt und am Ende werden alle aufgenommenen Arten in 
ihren Flächenprozenten addiert. Dies ergibt dann die Ge­
samtflächenprozente eines Pflanzenbestandes. Durch die 
Überlappung der einzelnen Pflanzenarten entstehen so oft 
Flächenprozente über 100%. 

Deckt der Pflanzenbewuchs den Boden nicht zur Gänze ab, 
d. h. kann bei der projektiven Betrachtung der "offene" Boden 
in Flächenprozenten eingeschätzt werden, so zieht man von 
100 Fl% diesen "offenen" Boden davon ab. Dadurch erhält man 
die "Projektive Deckung" eines Pflanzenbestandes. Dieser 
gibt einen Hinweis für die Dichte und die Ertragsfähigkeit des 
Pflanzenbestandes und wäre als wichtiger Schätzparameter 
bei Flurschäden durch Fahrzeuge, durch Baulichkeiten etc. 
anzuwenden. Ein idealer Pflanzenbestand in Wiesen und 
Weiden weist eine harmonische Zusammensetzung von 
Gräsern, Kräutern und Kleearten (Leguminosen) auf (verglei­
che Abbildung 4). 

Bleibt nicht die Zeit für eine genaue Pflanzenbestandsaufnah­
me nach den Einzelarten, so sollten diese drei Artengruppen 
(Gräser, Leguminosen, Kräuter) geschätzt werden. Bei den 
Gräsern sollte man noch die Süß- und Sauergräser und bei 
den Kräutern auch die Gift- und Problemkräuter differenziert 
betrachten. Neben der Schätzung nach Flächenprozenten gibt 
es auch die Einschätzung nach Gewichtsprozenten. Hier wer­
den diese drei Artengruppen nach Gewichtsanteilen von 100 
eingeschätzt. Für diese Beurteilung der Pflanzenbestände gibt 
es an der BAL Gumpenstein jährlich Seminare, um am Feld 
durch praktische Übungen diese Schätzmethoden zu festigen. 
Wichtig für eine gezielte Ansprache ist auch die Feststellung, in 
welchem Entwicklungsstadium sich der Pflanzenbestand zur 
Aufnahme befindet. Dazu werden die Leitgräser, -kräuter und 
Kleearten herangezogen. 

50--60 % GRÄSER 

15--25 % Untergräser 

15-20% Mittelgräser 
2D-30 % Obergräser 

1o-30% LEGUMINOSEN 

(Wiesenrispe, Rotschwingel, 
Engl. Raygras etc.) 
(Goldhafer, Timothe etc.) 
(Knaulgras, Wiesenschwingel, 
Glatthafer, Wiesenfuchs­
schwanz etc.) 

Weißklee, Wiesenrotklee, Hornklee, Wicken etc. 

1G-30% KRÄUTER 

Löwenzahn, Spitzwegerich, Gänseblümchen, Ampfer, 
Geißfuß, Wiesenkerbel, Bärenklau, Hahnenfuß, 
Frauenmantel etc. 

Abb. 4: Idealer leistungsfähiger Bestand im Dauergrünland 
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Abb. 5: Entwicklungsstadien der Gräser und Kleearten 

Leitgräser: Goldhafer,Giatthafer, Knaulgras, Bürstling etc. 
Leitkräuter: Löwenzahn, Hahnenfuß, Wiesenkerbel etc. 
Kleearten: Weißklee, Rotklee, Luzerne --" 

ln Abbildung 5 sind die einzelnen Entwicklungsstadien bzw. 
Vegetationsstadien graphisch dargestellt. Es beginnt mit der 
"Schoßphase", geht in das "Rispen- und Ährenschieben" sowie 
in die "Biühphase" und endet im überständigen Zustand. Der 
Entwicklungsverlauf der Pflanzenbestände- insbesondere der 
Leitgräser- ist mit Zunahme der Höhenmeter um 200 m um 
rund eine Woche verzögert; pro 1 00 Höhenmeter sind es drei 
bis vier Tage. Ein Talbetrieb auf ca. 700 m Seehöhe erntet sei-
nen ersten Aufwuchs beim Ähren- und Rispenschieben um den 
23. Mai, während die Wiesenflächen auf 900 m Seehöhe die-
ses Vegetationsstadium Ende Mai/Anfang Juni erreichen. 
Vergleicht man zwei Futterpartien aus dem Wirtschaftsgrün-
land auf den unterschiedlichen Höhenstufen zum gleichen 
Vegetationsstadium, so unterscheiden sich die Futterpartien im 
Futterwert nur unwesentlich. Das Älterwerden der Pflanzen 
bewirkt eine Veränderung der Futterqualität und der 
Ertragsleistung. Eine Ertragsleistung von 30 dt TM/ha beim 
ersten Aufwuchs zum Ähren- und Rispenschieben ist anders 
zu bewerten als 30 dt TM/ha des gleichen Aufwuchses Ende 
Blüte. d 

Neben der Ansprache und Beurteilung des Pflanzenbestandes 
sollten vom Standort folgende Parameter bekannt sein: 

Kenndaten für die gutachterliehe Aufnahme im Grünland: 

Neben den Daten zum Besitzer oder Nutzer sind die konkreten 
Daten zur Fläche, zum Boden, zur Bewirtschaftung, zum 
Pflanzenbestand sowie zum Ertrag und zur Futterqualität zu 
erfragen bzw. zu erheben. Ein diesbezügliches Formular kann 
unter http://www.bal.bmlf.gv.at abgerufen werden. 

Ertrags- und Qualitätserträge 

Die Futtererträge auf den einzelnen Wiesen, Weiden, Almen 
und Feldfutterflächen sind äußerst unterschiedlich. Das natür­
liche Ertragspotential des Standortes und das Ausmaß der 
Bewirtschaftung zur Zeit und in der Vergangenheit führen zu 
den Erträgen und Futterqualitäten. Die Vielschichtigkeil der 
Einflüsse auf die Ertragshöhe läßt keine Gesetzmäßigkeit zu, 
vielmehr ist das natürliche Ertragspotential des betreffenden 
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Tabelle 4: Trockenmasseerträge sowie Qualitätserträge am 
Österreichischen Grünland 

Nutzungsform am Grünland TM-Erträge Qualitätserträge 

Einschnittflächen 

Einschnittfläche mit Nachweide 
Magerwiesen 
Feuchtwiesen 
Streuwiesen 

Zweischnittflächen 

Zweischnittfläche 
Zweischnittfläche mit Nachweide 

Dreischnittflächen 

Landesübliche Wirtschaftsweise 
Gehobene Wirtschaftsweise 

Mehrschnittflächen 

Vierschnittflächen 
Fünfschnittflächen 
Sechsschnittflächen 

Mähweiden 

in dtlha 
0 Ertrag1) 

30 
30 
35 
50 

50 
65 

75 
90 

95 
105 
115 

Ein Schnitt mit zwei Weidegängen 60 
Zwei Schnitte mit einem Weidegang 70 
Zwei Schnitte mit zwei Weidgängen 90 

Kulturweiden 

Drei Weidegänge 55 
Vier und fünf Weidegänge 85 

Hutweiden 

Ein Weidegang 25 
Zwei Weidegänge 35 

Almweiden 15 

Bergmähder 20 

Feldfutter 

Rotkleegräser 120 
Luzernegräser 110 
Wechselwiesen 95 
Gräserreinbestände 115 

0 Energiedichte in MJ NEUha 
in der Praxis in (gerund.) bezogen 
MJ NEUkg TM auf 0 TM-Ertrag 

5,1 15000 
4,0 12000 
3,8 13000 
3,2 (16000)' 

5,2 26000 
5,3 34000 

5,6 42000 
5,8 52000 

5,8 ssooo 
5,9 62000 
6,0 69000 

6,1 37000 
5,9 41000 
5,8 52000 

6,2 34000 
6,2 53000 

5,0 13000 
5,2 18000 

4,5 7000 

4,9 10000 

6,0 72000 
5,8 64000 
6,0 57000 
6,0 69000 

' Durchschnittlicher Ertrag wurde nach der Häufigkeit in der Natur im gewo­
genen Mittel festgelegt. 
2 Streuwiesen liefern Einstreu 

Grundlutter 

Grünfutter 
Heu bzw. Grummet 
Grassilagen 
Maissilagen 
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TM-Gehalt in % 

20 
86 

2D-65 
22-35 

Aspekte für die Bewertung des Grünlandes 

Standortes entscheidend. So kann eine Dreischnittfläche auf 
einer Seehöhe von 1200 m aufgrund günstiger Bodenver­
hältnisse und dem vorhandenen Mikroklima durchaus den 
Ertrag einer Dreischnittfläche in Tallage bringen. 

ln Tabelle 4 sind die TM-Erträge und die Qualitätserträge je 
nach Nutzungsform und Intensität angegeben. Der Qualitäts­
ertrag ergibt sich aus der durchschnittlichen Energiedichte in 
MJ NEUkg TM multipliziert mit den TM-Erträgen in kg/ha 
(siehe Formel). 

Die einzelnen Nutzungsformen in der Praxis werden sich darin 
finden. Der durchschnittliche Ertrag wurde nach der Häufigkeit 
in der Natur festgelegt. Die breite Aufgliederung in die einzel­
nen Nutzungsformen entspricht den Verhältnissen in der 
Praxis. ln vielen Begutachtungen ist nicht nur der Jahresertrag, 
sondern die Erträge in den einzelnen Aufwüchsen gefragt. 

ln Tabelle 5 wurde die Verteilung der Ertragsleistung der ein­
zelnen Aufwüchse dargestellt, wobei davon ausgegangen wird, 
daß über das gesamte Jahr eine einheitliche Bewirtschaftung 
stattfindet. Der Energiegehalt des Futters für die Berechnung 
des Qualitätsertrages bleibt bei den einzelnen Aufwüchsen, 
wie in Tabelle 4 angegeben. 

Ertragsschätzung 

Weichen die Ertragsangaben in den Tabellen 4 und 5 von der 
Realität im Einzelfall ab, so sollte eine Ertragsschätzung bzw. 
Ertragserhebung vorgenommen werden. 

Mit einem Rahmen von 1 m2 werden aus der zu erhebenden 
Fläche zwischen 10 und 15 zufällig verteilte Ertrags­
quadratmeter entnommen und einzeln gewogen. Nach der 
Zuordnung der Erträge zu der Fläche und mit der Umrech­
nungsgraphik (vergleiche Abbildung 6) kann der TM-Ertrag in 
kg/ha abgelesen werden. 

Die häufige. Ertragserhebung und Umrechnung in den TM­
Ertrag bewirkt infolge eine verbesserte Einschätzung des 
Ertrages am Feld - nach viel Übung auch ohne Rahmen und 
Sense. 

ln der Frischmasse sind etwa 20% Trockenmasse (TM) enthal­
ten, sofern das Futter nicht taunaß oder regennaß ist. 

Ermittlung bzw. Einschätzung des TM-Gehaltes 

Bei Heu und Grummet kann ein Trockenmassegehalt von 86% 
angenommen werden. 

Bei Silagen hängt es vom Anwelkgrad ab: der Trockenmas­
segehalt liegt bei 20 bis 35% (bei Silomaissilage) und bei 20 
bis 65% (bei Grassilage). 

ln Tabelle 7 und 8 werden praktische Methoden zur Einschät­
zung des Trockenmassegehaltes bei Silomaispflanzen und bei 
Silagen angegeben. 

Qualitätsminderungen 

Die Energiewerte in Tabelle 4 sind bei guten durchschnittlichen 
Ernte- und Konservierungsbedingungen zu erzielen. Falls die 
Konservierung oder die Lagerung durch schlechte Witterung, 
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Ermittlung des TM-Gehaltes 

Einwaage von 1000 g Silage 

"' Trocknung im Backrohr bis zur Gewichtskonstanz 

"' Rückwaage dividiert durch 1 0 
ergibt % TM-Gehalt 

Energiebewertungssystem: 
NEL löst STE ab! 

Netto-Energie-Laktation (NEL) 

Der NEL -Gehalt eines Futters gibt den Energiegehalt an, 
der als Milchenergie erscheint. 

Wenn ein Futter 5,00 MJ/kg TM NEL hat, kann damit eine 
Milchenergiemenge von 5,00 MJ erzeugt werden, dies sind 
5,00/3,17 (Energiebedarf für 1 kg Milch)= 7,58 kg Milch. 

Werte NEL-STE: 

Grünfutter: 1. Schnitt 

Silage: 1, Schnitt 

Heu: 1. Schnitt 

NEL MJikg TM 

4,00 

5,00 

6,00 

4,00 

5,00 

6,00 

4,00 
5,00 
6,00 

STEikg TM 

340 

447 

552 

368 

466 

564 

310 
411 
512 

durch fehlerhafte Gärung (Silagen), durch Nacherwärmung 
(Silagen) oder durch Überhitzung (Heu bzw. Grummen) beein­
trächtigt wurde, so müssen die Energiewerte (NEL MJ/kg TM) 
reduziert werden und sodann der neue Qualitätsertrag ermittelt 
werden (vergleiche Tabelle 6). 

Eine Hilfe für die genaue Einschätzung der unterschiedlichen 
Futterpartien stellt die ÖAG-Futterwerttabelle für Wiederkäuer 
dar. 
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Tabelle 5: Ertragsanteile der einzelnen Aufwüchse zum Jahres-
ertrag 

Nutzungsformen 0 TM-Jahres· i. Aufw. 2. Aufw. 3. Aufw. 4. Aufw. 
am Grünland ertrag in dtlha in% in% in% in% 

Einschnittfläche 

Einschnittfläche mit Nachweide 30 100 
Magerwiesen 30 100 
Feuchtwiesen 35 100 
Streuwiesen 50 100 

ZWeischnittfläche 

Zweischnittfläche 50 60 40 
Zweischnittfläche mit Nachweide 65 45 35 20 

Drelschnlttflilche 

Landesübliche Wirtschaftsweise 75 40 30 30 
Gehobene Wirtschaftsweise 90 40 30 30 

Mehrschnittfläche 

Vierschnittfläche 95 35 25 25 15 
Fünfschnittlläche 105 30 25 15 15'1 
Sechsschnittfläche 115 25 20 15 13'1 

Mähweiden 

Ein Schnitt mit zwei Weidegängen 60 50 25 25 
Zwei Schnitte m. einem Weidegang 70 35 35 15 15 
Zwei Schnitte m. zwei Weidegängen 90 30 30 20 20 

Kulturweiden 

Drei Weidegänge 55 40 30 30 
Vier und fünf Weidegänge 85 25 25 25 25 

Hutweiden 

Ein Weidegang 25 100 
Zwei Weidegänge 35 60 40 

Almweiden 15 100 

Bergmähder 20 100 

Feldfutter 

Rotkleegräser 120 30 25 25 20 
Luzernegräser 110 40 30 30 
Wechselwiesen 95 40 30 30 
Gräserreinbestände 115 30 30 20 20 

' 1die restlichen Aufwüchse liefern ähnliche Erträge 
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Abb. 6: Schätzung der Trockenmasseerträge pro Aufwuchs am 
Grünland und Feldfutterbau 
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Tabelle 6: Abzüge im Energiegehalt der Futterwerttabelle 

Einflussfaktoren 
Abzüge in 

NEL MJ/kg TM 

Witterung bei der Ernte 
1 Tag Regen - 0,2 
2 und mehr Tage -0,4 

Anwelk- und Trocknungsdauer 
bis zwei Tage 
ab drittem Tag, je Tag -0,2 

Überhitzung am Heustock 
Futter leicht gelblich 
und muffig - 0,2 
Futter leicht braun -0,2 
Futter braun und brandig - 0,4 

Nass-Silagen 
(weniger als 28 % TM-Gehalt) - 0,2 

Gärqualität 
fehlerhaft (etwas Buttersäure 
oder Schimmel) -0,1 
schlecht (Buttersäure 
oder Schimmel) - 0,4 

Nacherwärmung 
oder alkoholischer Geruch -0,2 

Tabelle 7: TM-Gehalt in der Silomaispflanze 

weniger als 20% TM Der Silomais war erst in der Blüte, die 
Körner sind milchigweiß und weich, in der 
Maissilage tritt sehr viel Saft aus. 

20 bis 25% TM 

25 bis 28% TM 

28 bis 35% TM 
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Die Körner am Silomaiskolben werden 
auf der Außenseite fest, aus der 
Kornspitze tritt noch eine milchige 
Flüssigkeit. ln der Maissilage tritt bei nor­
malem Händedruck noch tropfenweise 
der Saft aus. 

Die Körner gehen in die Teigreife, die 
Außenseite wird hart und aus der 
Kornspitze tritt nur wenig Flüssigkeit. Das 
Korn ist teigig. Bei festem Pressen mit 
den Händen tritt noch etwas Pflanzensaft 
aus, die Hände werden noch leicht 
feucht. 

Teig- bis Gelbreife, die Körner sind durch­
gehend hart und es entsteht weder 
Gärsaft noch werden die Hände bei fest­
em Druck feucht. 
Tabelle 8: Griff- und Wringprobe: Grobe 
praktische Prüfung des TM-Gehaltes in 
der Silage 

Aspekte für die Bewertung des Grünlandes 

Tabelle 8: Griff- und Wringprobe: Grobe praktische Prüfung des 
TM-Gehaltes in der Silage 

20 bis 28% TM 

Naß- bzw. leichte 
Anwelksilage 

28 bis 40% TM 

Normale 
Anwelksilage 

40 bis 50% TM 

Starke Anwelksilage 

Über 50% TM 
Gärheu 

Zusammenfassung 

Hier tritt schon bei kräftigem Händedruck 
Pflanzensaft bzw. Gärsaft aus; das Futter 
tropft, die Hände 

sind stark befeuchtet. Der Futterknäuel 
bleibt nach dem Auspressen 
geschlossen. 

Die Hände werden nur bei stärkstem 
Pressen und kräftigem Winden feucht -
gegen 40% TM tritt beim 

Auswinden kein Pflanzensaft mehr aus. 
Der gepreßte Futterknäuel geht wieder 
auf. 

Trotz starkem Auspressen und Winden 
bleiben die Hände trocken - es tritt kein 
Pflanzensaft mehr aus. 

Greift sich bereits wie Heu an und sieht 
von der Farbe auch schon so aus. 

Die Bewertung und Begutachtung von Grünlandflächen und von 
Grundfutter aus dem Grünland erfordert umfangreiches Fachwis­
sen von den Pflanzenbeständen, der Ertrags- und Qualitätser­
mittlung sowie der möglichen Einschätzung der Futterpartien. 

Der Pflanzenbestand sollte möglichst genau angesprochen 
werden, um auch für spätere Diskussionen und Verhandlungen 
eine fachliche Basis in der Hand zu haben. Über den 
Pflanzenbestand lassen sich Veränderungen in der 
Bewirtschaftung und den standörtlichen Einflußfaktoren erken­
nen und ableiten. 

Die Ertrags- und Qualitätsertragszahlen für die einzelnen 
Nutzungsformen am Österreichischen Grünland sollten eine 
gute Basis für die Einstufung der zu bewertenden Flächen sein. 

Korrespondenz: 
Univ. -Doz. Dr. Kar/ Buchgraber 
Institut für Pflanzenbau und Kulturlandschaft 
BAL Gumpenstein 
A-8952 lrdning 
Telefon 03682/224 51-0 
Telefax 03682/246 14 88 
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Dr. Martin Greimel 
Institut für Technik, Bauwesen und Ökonomie, BAL Gumpenstein 

Entschädigungsberechnung 
für die verschiedenen Nutzungsformen 
des Grünlandes 
Gegenstand dieser Publikation ist die Entschädigungs­
berechnung lür einen nur zeitlich begrenzten Nutzungsanigang 
im Grünland. Wenn das Ereignis, das zum Nutzungsanigang 
führt, voraussichtlich länger als 20 bis 25 Jahre andauert, so 
wird empfohlen, mit dem ortsüblichen Grundverkehrswert (z. B. 
Ennstal Dreischnittwiese je m' zwischen öS 32,- und 45,-), die 
Entschädigungsansprüche zu ermitteln. 

Bei zeitlich begrenztem Nutzungsanigang empfiehlt es sich, 
den Wertentgang, der durch den Verlust der Grünlandprodukte 
entsteht, direkt abzugelten. Dazu gibt es mehrere 
Berechnungsmöglichkeiten, die jeweils spezifische Vor- und 
Nachteile aufweisen. Nachfolgend daher eine kurze 
Beschreibung einiger für Entschädigungsberechnungen im 
Grünland relevanter Berechnungsmodelle. 

Pachtwert 

Besteht die Möglichkeit, Ersatzflächen zu pachten, so ent­
spricht der Pachtpreis in diesem Falle dem Entschädigungs­
anspruch. Da jedoch selten gleichwertige Pachtgründe in 
akzeptabler Entfernung zum betroffenen Betrieb vorliegen, tritt 
dieser Optimalfall nicht oft ein. 

Veredelungswert 

Grünlandprodukte werden in erster Linie zur Veredelung in der 
Wiederkäuerfütterung eingesetzt. Als Bewertungsmaßstab 
könnte daher der Rohertrag der Veredelungsprodukte Fleisch 
und Milch herangezogen werden. Von diesem Rohertrag müs­
sen die Veredelungskosten abgezogen werden. Diese sind 
jedoch nur durch sehr umfangreiche betriebsindividuelle 
Berechnungen zu ermitteln, so daß eine Abgeltung nach dem 
Veredelungswert nicht empfohlen werden kann. 

Gebrauchswert 

Die Ertragsausfälle, die bei zeitlich begrenztem Nutzungs­
entgang auftreten, vermindern die Futterbasis des Landwirtes. 
Er ist entweder gezwungen, seinen Viehbestand abzustocken, 
oder denn entfallenen Futterertrag am freien Markt wieder zu 
beschaffen. 

Wie bereits erwähnt, werden die Grünlandprodukte in erster 
Linie in der Wiederkäuerfütterung eingesetzt. Wertbestimmend 
sind daher der Energiegehalt in MJ NEL und der Eiweißgehalt 
der Grünlandprodukte. Ein marktgängiges Ersatzprodukt für 
diese wertbestimmenden Komponenten wäre Kraftfutter in 
Form von Futtergetreide bzw. Futtereiweißprodukten (z. B. 
Soja- oder Rapsextraktionsschrot). 
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Beispiel einer Entschädigung für den Ertragsverlust einer 
Dreischnittfläche (gehobene Wirtschaftsweise) nach dem 
Gebrauchswert: 

Qualitätsertrag bei 20% Feld- und Lagerungsverlusten (siehe 
Buchgraber, Tabelle 4): 41.600 MJ NEL 

Preis Milchviehspezialfutter II. Landmarkt Ennstal, September 
1998: öS 3,40 inkl. MwSt. und Transport bis zum Hof 

Energiegehalt je kg Milchviehfutter: 7,5 MJ NEL 

41.600/7,5= 5550 kg • öS 3,40= öS 18.700,-

Kraftfutter ist jedoch kein geeignetes Alleinfuttermittel in der 
Wiederkäuerfütterung, da es ihm u. a. an Struktur fehlt. Die 
alleinige Errechnung eines Gebrauchswertes berücksichtigt 
daher den tatsächlichen Futterwert eines Grünlandproduktes 
nur unzureichend. Ein theoretischer Ausgleich könnte durch 
die Zufütterung von Stroh erfolgen. Da maximal 55% der 
Ration Kraftfutter sein sollten, müßten zu den 5550 kg 
Kraftfutter noch 4500 kg Stroh zu öS 1 ,40 je kg Trockenmasse 
als Strukturergänzung (ohne Nährwert) dazugerechnet wer­
den. 

Vom Gebrauchswert müssen die eingesparten Produktions­
kosten von öS 9.700,- (siehe Tabelle 1) abgezogen werden. 
Da Kraftfutter weniger Lagerungskosten und weniger Kosten 
bei der Futtervorlage als Heu oder Grassilage verursacht, 
müßten diese zusätzlich eingesparten Kosten ebenfalls 
berücksichtigt werden. 

Wiederbeschaffungswert 

Die Produkte des Grünlandes wie Grünmasse, Heu und Silage 
in ihren unterschiedlichsten Ausformungen, wie z. B. gepreßt, 
lose, in Ballen gewickelt, usw. werden nur sporadisch am frei­
en Markt gehandelt. Für einige dieser Produkte, z. B. 
Ballensilage, Pferde- und Wildheu hat sich jedoch in letzter Zeit 
ein beachtliches Handelsvolumen entwickelt, so daß es 
Marktnotierungen gibt (siehe Mitteilungen der Landwirtschafts­
kammern, Lagerhäuser). Trotzdem schwanken auf Grund einer 
hohen Angebotselastizität und hoher Lagerungskosten die 
Marktpreise dieser Produkte jahreszeitlich sehr stark. Für die 
Berechnung des Wiederbeschaffungswertes ist der Preis zum 
Zeitpunkt des Ertragsausfalles, also die Vegetationsperiode 
ausschlaggebend, da Lagerungskosten des Futtermittels nicht 
Ziel der Abgeltung eines Nutzungsaniganges sind. 

Der Nachteil der Berechnung des Wiederbeschaffungswertes 
liegt darin, daß die Qualität der Grünlandprodukte nicht ausrei-
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chend berücksichtigt wird, da der Energiegehalt (MJ NEL) der 
gehandelten Ware meist nicht bekannt ist. Gerade bei Heu 
handelt es sich häufig um Ware, deren Qualität für die Pferde-, 
Wild- bzw. Aufzuchtsfütterung ausreicht, jedoch nicht den 
Anforderungen einer Milchviehfütterung entspricht. Die in 
Österreich gehandelte Ballensilage weist hingegen meist eine 
zufriedenstellende Qualität auf und der Handelspreis je Ballen 
betrug im Frühherbst 1998 zwischen öS 350,- (Kärnten) und 
öS 550,- (Ennstal). Dies entspricht bei einem Ballengewicht 
von ca. 500 kg (33% TM) und einer durchschnittlichen 
Energiedichte von 5,5 MJ NEL je kg TM einem Handelspreis 
für 10 MJ NEL Ballensilage von öS 3,80 in Kärnten und öS 6,06 
im Ennstal. 

Auf der Preisbasis Ennstal (öS 6,06) und den von Buchgraber 
angegebenen Qualitätserträgen wurden Wiederbeschaffungs­
kosten errechnet und diese in Schilling je ha und Jahr für die 
verschiedenen Nutzungsformen des Grünlandes in Tabelle 1 
dargestellt. 

Produktionskosten 

Bei Nutzungsanigang fallen Wiederbeschaffungskosten an, 
der Landwirt erspart sich jedoch Produktionskosten. Bei der 
Errechnung der Produktionskosten spielen die Bewirtschaf­
tungsweise (Einschnitt-, Mehrschnittflächen, Silage- oder 
Heuproduktion, Wiese, Weide oder Mähweide u.a.) sowie die 
Betriebsausstattung und Geländegestaltung (Maschinen, 
Silos, Flächenausmaß, -form, Hangneigung) eine entscheiden­
de Rolle. Die genaue Berechnung der Produktionskosten 
müßte betriebsindividuell erfolgen und würde einen sehr hohen 
Zeitaufwand erfordern. Als Erleichterung könnten die 
Kostenansätze aus dem Standard-OB-Katalog des BMLF her­
angezogen werden. Die in diesem Katalog angegebenen 
Kosten müssen jedoch um die Kosten der Wirtschafts­
düngerausbringung korrigiert werden. Auch den Wert des 
Wirtschaftsdüngers und die Entlohnung der aufgewendeten 
Arbeitszeit ist in den Standard-OB-Werten nicht enthalten. 
Eigene Berechnungen der Produktionskosten auf Basis eines 
Betriebsmodelles für unterschiedliche Nutzungsformen unter 
typisch Österreichischen Betriebsverhältnissen zeigt Tabelle 1. 
Als Berechnungsgrundlage für diese Kennzahlen wurden die 
Richtwerte für variable Maschinenkosten des Kuratoriums für 
Landtechnik (ÖKL) herangezogen. Die Maschinen- und 
Arbeitszeitbedarfswerte wurden mit dem Pe-gestützten 
Programm AVMAC gerechnet und gelten bei einer durch­
schnittlichen Feldfläche von ca. 1 ha (rechteckig) und einer 
Hangneigung unter 25%. Es wurden sämtliche Arbeitsgänge -
von der Pflege über die Ausbringung der Wirtschafts- und 
Handelsdünger, Ernte, Einfuhr und Einlagerung - unter den für 
die jeweilige Ertragsintensität vorherrschenden Bewirtschaf­
tungsbedingungen berücksichtigt. Als Bewirtschaftungsweise 
wurde eine 50%ige Silage- (davon jeweils 50% Flach- bzw. 
Hochsilobergung) und 50%ige Bodenheubereitung bei 
zweimähdiger, ein Silage : Heuverhältnis von 60:40 bei mehr 
als 2 Schnitten, sowie eine 1 OO%ige Bodenheubereitung bei 
einmähdiger Nutzung unterstellt. Bei Weidebetrieb wurde eine 
für Österreich typische Intensität angenommen. So wurde z. B. 
auf einer Hutweide kein chemischer Pflanzenschutz angewen­
det, auf einer Portionsweide schon. Mit der Häufigkeit der 

HEFT 4/2000 

Tabelle 1: Produktionskosten, Wiederbeschaffungskosten und 
Entschädigungswert in Schilling je Hektar und Jahr für unter­
schiedliche Nutzungsnormen des Grünlandes 

Produktions- Wiederbeschaffungs- Entschädig.-
kosten kosten wert 

Nutzungsform im Grünland Schilling je Hektar und Jahr 

Einschnittflächen 

Einschnittfläche mit Nachweide 3.000 9.090 6.090 
Magerwiesen 3.000 7.272 4.272 
Feuchtwiesen 3.100 7.878 4.778 
Streuwiesen 3.000 1.ooo· 4.000 

Zweischnittflächen 

Zweischnittfläche 6.900 15.756 8.856 
Zweischnittfläche mit Nachweide 7.300 20.604 13.304 
DreischnitHiächen 

Landesübliche Wirtschaftsweise 8.800 25.452 16.652 
Gehobene Wirtschaftsweise 9.700 31.512 21.812 

MehrschnitHiächen 

Vierschnittflächen 10.300 33.330 23.030 
Fünfschnittflächen 11.550 37.572 26.022 
Sechsschnittflächen 13.600 41.814 28.214 

Mähweiden 

Ein Schnitt m'1t zwei Weidegängen 5.500 22.422 16.922 
Zwei Schnitte mit einem Weidegang 7.300 24.846 17.546 
Zwei Schnitte mit zwei Weidegängen 7. 700 31.512 23.812 

Kulturweiden 

Drei Weidegänge 4.450 20.604 16.154 
Vier und fünf Weidegänge 6.200 32.118 25.918 

Hutweiden 

Ein Weidegang 500 7.878 7.378 
Zwei Weidegänge 850 10.908 10.058 
Almweiden 400 4.242 3.842 

• Streuwiesen wurden mit dem Strohpreis von öS 1 ,40 je kg TM Stroh bewertet. 

Beweidung variiert auch die Anzahl der Reinigungsschnitte. 
Der ausgebrachte Wirtschaftsdünger wurde auf Basis des 
Nährstoffgehaltes mit den Kosten marktgängiger Handels­
dünger (Nitramoncal, Superphosphat, 60er Kali und Mischkalk) 
bewertet. 

Spezialbehandlungen, wie z. B. Unterdachtrocknung oder 
Zugabe von Silierhilfsmitteln wurden nicht berücksichtigt. 

Entschädigungswert 

Zieht man von den Wiederbeschaffungskosten die Produk­
tionskosten ab, so gelangt man zu dem in Tabelle 1 dargestell­
ten Entschädigungswert in Schilling je ha und Jahr. 

Korrekturfaktoren 

Die in Tabelle 1 angegebenen Produktionskosten gelten für 
ebene, ca. 1 ha große rechteckige bzw. quadratische Flächen. 
Für abweichende Feldformen, Feldgrößen bzw. Hang­
neigungen müssen diese Produktionskosten korrigiert werden. 

Feldform 

Von der Idealform abweichende Feldformen erfordern einen 
erhöhten Arbeitsaufwand. Dieser wirkt sich nicht nur auf die 
direkten Arbeitskosten, sondern auch auf die variablen 
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Maschinenkosten aus. Keine Auswirkung hat die Feldform auf 
die sonstigen variablen Kosten (z. B. Düngerkosten). Die von 
der BTL Wieselburg ermittelten Faktoren (Tabelle 2) dürfen 
daher bei hoher Intensität und damit erhöhten sonstigen varia­
blen Kosten (Handelsdünger, Pflanzenschutz usw.) nicht voll 
auf die Produktionskosten angewendet werden, sondern soll­
ten in diesen Fällen um 10 bis 25% reduziert werden. 

Feldgröße 

Ähnliches wie für die Feldform gilt auch für die Feldgröße. 
Kleinere Feldstücke benötigen mehr Arbeitszeit für 
Wendevorgänge, bzw. verursachen mehr Leerzeiten als große 
Feldstücke und haben daher höhere Arbeits- aber auch 
Maschinenkosten. Für die sonstigen variablen Kosten gilt das­
selbe wie bei der Feldform, d. h. die in Tabelle 2 angeführten 
Faktoren sind bei hoher Intensität wieder um 10 bis 25% zu 
reduzieren. 

Hangneigung 

Bei Schnittnutzung erfordern Hangneigungen über 25% einen 
erhöhten Arbeitsaufwand und den Einsatz von Ieuren 
Spezialmaschinen. Auf der Basis von Untersuchungen der BTL 
Wieselburg und eigenen Berechnungen wurden für unter­
schiedliche Hangneigungen durchschnittlich geltende Multipli­
kationsfaktoren errechnet (Tabelle 2), die wiederum in 
Anlehnung an die Intensität (siehe oben) zu reduzieren sind. 

Tabelle 2: Faktoren für Feldformen, Feldgröße und 
Hangneigung 

Feldform 

Rechteckig, quatratisch 
Trapezförmig 
Dreieckig 
Vieleckig 

Feldgröße in ha 

1 bis 10 
0,95 bis 0,90 
0,90 bis 0,85 
0,85 bis 0,80 
0,80 bis 0,75 
0,75 bis 0,70 
0,70 bis 0,65 
0,65 bis 0,60 
0,60 bis 0,50 
0,50 bis 0,40 
0,40 bis 0,30 
0,30 bis 0,20 
0,20 bis 0,1 0 
0,1 0 bis 0,05 

Hangneigung in % 

0 bis 25 
25 bis 35 
35 bis 50 
>50 
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Faktor 

1 

1 '1 
1,3 

1,4 bis 1,7 

1 ,02 bis 1 ,05 
1 ,05 bis 1 ,08 
1,08 bis 1,10 
1,10bis1,12 
1,12bis1,14 
1,14bis1,17 
1,17bis1,19 
1,19 bis 1,21 
1,21 bis 1,25 
1 ,25 bis 1 ,29 
1 ,29 bis 1 ,35 
1 ,35 bis 1 ,45 
1 ,45 bis 1 ,57 

1 
1,45 
2,70 
3,65 

TM Ertragt) Qualität Oualität5- Wiederbe- Produldioos· Produktions-Enlllchadi· ..,. MJNetje Ertrag schaffungs· kosten ideal kosten korr. gungswert 
Nutzungsform Im Grünland kgTM MJ/ha """ öSfl1a öS/ha 

Einschnittflächen 

Einschnittfläche mit Nachweide 3000 5,1 15300 9.272 3.000 3.000 6.272 

Magerwiesen 3000 4,0 12000 7.272 3.000 3.000 4.272 
Feuchtwiesen 3500 3,8 13300 6.060 3.100 3.100 4.960 
Streuwiesen2) 5000 3,2 16000 9.696 3.000 3.000 6.696 

Zwelsehnlttflilchen 

Zweischnittfläche 5000 5.2 26000 15.756 6.900 6.900 8.856 

Zweischnittfläche mit Nachweide 8500 5,3 34450 2o.an 7.300 7.300 13.577 

Dreischnittflächen 

Landesübliche Wirtschaftsweise '500 5,6 42000 25.452 8.800 8.800 16.652 

Gehobene Wirtschaftsweise 9{)00 5,8 52200 31.633 9.700 9.700 21.933 

Mehrschnittflächen 
Vierschnittflächen 9500 5.8 55100 33.391 10.300 10.300 23.091 

Fünfschnittflächen 10500 5,9 61950 37.542 11.550 11.550 25.992 
Sechsschnittflachen 11500 6,0 69000 41.814 13.600 13.600 28.214 

Mähweiden 

Ein Schnitt mit zwei Weidegängen 6000 6,1 36600 22.180 5.500 5.500 16.680 
Zwei Schnitte mit einem Weidegang 7000 5,9 41300 25.028 7.300 7.300 17.728 
Zwei Schnitte mrt zwei We'degängen 9000 5,8 52200 31.633 7.700 7.700 23.933 

Kulturweiden 

Drei Weidegänge 5500 6,2 34100 20.665 4.450 4.450 16.215 
Vier und fünf Weidegänge 8500 6,2 52700 31.936 6.200 6.200 25.736 

Hutweiden 

Ein Weidegang 2500 5,0 12500 7.575 500 500 7.075 

Zwei Weidegänge 3500 5.2 18200 11.029 850 850 10.179 

Almweiden 1500 •• 5 6750 4.091 ''" 400 3.691 

1) Durchschnittlicher Ertrag wurde nach der Häufigkeit in der Natur im gewogenen Mittellestgelegt 
2) Streuwiesen liefern Einstreu 

Verlustfaktor 1 
Handelspreis je Mj NEL 0,606 
Korrekturtakteren 
Hang 
Feldform 
Feldgröße 
Faktor Ertragsanteil 

Feldverluste 

Da es sich bei den von Buchgraber angegebenen Ertrags­
werten um Bruttowerte handelt, müssen von den Wiederbe­
schaffungskosten noch die Werbe- und Lagerverluste abgezo­
gen werden. Diese betragen bei Bodenheubereitung zwischen 
10 und 25% (Belüftungs- bzw. Bodenheu) bei der Silage­
bereitung 1 0 bis 15% und bei der Weidehaltung zwischen 5 
und 45% (Portions- bzw. Almweide). 

Ausgleichszahlungen 

Der Verlust von Futterfläche kann einzelbetrieblich die 
Anspruchsberechtigung auf Ausgleichszahlungen beeinflus­
sen. So hängen z. B. ÖPUL-Zahlungen im Grünland vom 
Futter- und Grünlandflächenanteil im Betrieb ab. Wenn dieser 
durch den Grünlandflächenverlust zu stark reduziert wird, muß 
der Betrieb im schlimmsten Fall seine bisher erhaltenen ÖPUL­
Zahlungen wieder zurückerstatten, zumindest entgehen ihm 
dadurch Prämien. Auch für die Berechnung des Viehbesatzes, 
der Einfluß auf die Marktordnungsprämien (Sonderprämie 
männl. Rinder, Mutterkuhprämie, Extensivierungsprämie) hat, 
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ist die Futterflächenausstattung eines Betriebes Bemessungs­
grundlage. Eventuelle Benachteiligungen durch Änderung des 
Flächenausmaßes sind bei der Entschädigung zu berücksich­
tigen. 

Schadenseintritt 

Sind zum Zeitpunkt des Eintrittes des Ertragsverlustes bereits 
Produktionskosten angefallen (z. B. Düngerkosten, Grün­
landpflegekosten usw.), so sind diese zusätzlich abzugelten. 
Fällt bei Mehrschnittflächen bzw. Weiden mit mehreren 
Weidegängen nur ein Teil der Nutzung aus, so ist der in Tabelle 1 

Univ.-Prof. Dr. Werner Laubfehler 

angeführte Entschädigungsanspruch mit dem von Buchgraber 
in Tabelle 5 angegebenen Ertragsanteil zu multiplizieren. 

Korrespondenz: 
Dr. Michael Greimel 
Institut für Technik, Bauwesen und Ökonomie, 
BAL Gumpenstein, 
A-8952 lrdning 
Telefon 036821224 51-0 
Telefax 03682/246 14 88 

Allgemein beeideter und gerichtlich zertifizierter Sachverständiger 

Pflegegeld für Erwachsene 
Erfahrungen eines SV für Neurologie und Psychiatrie 
Zur Zeit des Hilflosenzuschusses entstand eine obergerichtli­
ehe Entscheidung, wonach bei dieser einfachen Materie medi­
zinische Spezialkenntnisse des SV nicht notwendig sind; d. h. 
diese Gutachten können von einem SV für Allgemeinmedizin 
durchgeführt werden. Offiziell ist die Entscheidung sicher nicht 
aufgehoben, die Vertrauensärzte der betroffenen Versiche­
rungen sind zumeist praktische Ärzte, aber auch Internisten. 
Tatsächlich fallen die zu beurteilenden Krankheitsbilder oder 
Defektzustände immer mehr in das Fachgebiet der Neuro­
psychiatrie. Stufe V-VII setzen praktisch einen neuropsychia­
trischen Defekt voraus. Bei den Sozialgerichten wird dem auch 
immer mehr und mehr Rechnung gegeben; in Salzburg werden 
die Begutachtungsaufträge für Pflegegeldeinstufung je etwa 
zur Hälfte an SV für Allgemeinmedizin oder für 
Neuropsychiatrie zugesandt, nur vereinzelt an Augenärzte und 
Internisten. Die Problematik dieser Begutachtungssparte ist 
anhand von 78 Fällen zu besprechen, die 1998 vom 
Sozialgericht Salzburg zugesandt wurden. Einmal handelte es 
sich um ein vierjähriges Kind mit Aicardi-Syndrom; es war 
tetraspastisch mit schweren Schluckstörungen, blind und gei­
stig schwerst behindert. 

Diese 78 Kläger wurden je nach Ausfällen in fünf Gruppen 
unterteilt: 

1. ausschließlich psychiatrisch gestört (24 Fälle), 
2. überwiegend psychiatrisch gestört (24 Fälle), 
3. überwiegend neurologisch gestört (15 Fälle), 
4. ausschließlich neurologisch gestört (11 Fälle), und 
5. fachfremd (4 Fälle). 

Naturgemäß sind in jeder Gruppe unterschiedliche Diagnosen 
enthalten; Gruppe 1 besteht aus psychotischen Defektzustän­
den, chronifizierte Depressionen, senile bzw. präsenile 
Demenzen (Endstadium ausgenommen, das ja dann auch 
neurologische Defizite zeigt) usw. Gruppe 2 besteht vorwie­
gend aus vasculären Demenzen, aber auch Endstufen der 
senilen Demenz, Gruppe 3 Apoplektiker, aber auch Parkinson­
patienten mit relativ geringen psychischen Beeinträchtigungen, 
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Gruppe 4 ebenfalls überwiegend Apoplektikern oder 
Parkinsanpatienten ohne wesentlichen Abbau. Gruppe 5 
waren bezüglich des Begutachtungsauftrages Irrläufer, weil 
keine neurologisch-psychiatrischen, sondern ausschließlich 
orthopädische usw. Behinderungen vorlagen. 

Untersucht wurde die Übereinstimmung in der Beurteilung der 
Behinderungsstufe im Vergleich zum Vorgutachter der beklag­
ten Partei. Daß die eigene Einstufung häufig höher ist, ergibt 
sich durch den Zeitabstand. Die eigene Untersuchung erfolgt 
im allgemeinen mind. ca. ein halbes Jahr nach der 
Voruntersuchung; oftmals aber auch über ein Jahr danach. 
Offenbar besteht die Tendenz, daß die Versicherungsanstalt 
eine Nachuntersuchung nicht veranlaßt, wenn der Betroffene 
unmittelbar nach Zuspruch einer bestimmten Pflegestufe einen 
Verschlimmerungsantrag stellt, sondern es auf die Klage 
ankommen läßt. ln den meisten eigenen Fällen konnte bei 
höherer Einstufung als durch den Vorgutachter auch tatsäch­
lich eine zwischenzeitliche Verschlechterung festgestellt wer­
den. Allerdings zeigten sich auch Auffälligkeiten, die nicht nur 
durch die zwischenzeitliche Verschlechterung erklärbar sind. 
So war bei den vier "fachfremden" Klägern fast völlige Über­
einstimmung mit dem Vorgutachter gegeben, bei den 11 "aus­
schließlich neurologisch Gestörten" in 36%. Immer dann, wenn 
auch psychiatrische Störungen (zumeist Demenz) vorhanden 
waren, war die Übereinstimmung mit dem Vorgutachter nur in 
ca. 10% gegeben, z. T. war die eigene Einstufung um 2-3 
Stufen höher. Bei den Patienten ohne psychische Störungen, 
wenn überhaupt dann nur um eine Stufe höher, wobei zu 
bemerken ist, daß vor allem das akinetische Parkinson­
syndrom Ärzten ohne neurologische Ausbildung offenbar 
Schwierigkeiten verursacht. 

Es zeigt sich, daß Gutachter ohne psychiatrische Ausbildung 
große Schwierigkeiten haben, psychische Störungen nach 
Behinderung einzustufen und bisweilen an Dissimulations­
tendenzen der Betroffenen scheitern, bzw. Außenanamnesen 
zu ungenügend erheben, ohne welche die alltägliche Behin-
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derung durch psychische Defekte nicht beurteilt werden kann 
(siehe abschließendes Fallbeispiel). 

Diese Schwierigkeiten wurden anhand mehrerer Fallbeispiele 
besprochen. Anhand einer Patientin mit Polyneuropathie, die 
an den Rollstuhl gebunden war (Harninkontinenz, Teillähmung 
der Arme waren bereits ausgebildet), wurden die Schwierig­
keiten der Beurteilung von Rollstuhlfahrern besprochen. Der 
entsprechende Paragraph privilegiert Patienten mit fünf ver­
schiedenen Diagnosen als Ursache der Rollstuhlbedürftigkeit 
zu einer diagnosebezogenen Einstufung, bei der die tatsäch­
lich alltäglich wiederkehrenden Behinderungen nicht näher 
bezeichnet werden müssen: "Querschnittlähmung ... bds. 
Beinamputation, Muskeldystrophie, Encephalamyelitis disse­
minata oder ... Cerebralparese." Wie am Fallbeispiel dieser 
schweren Polyneuropathie gezeigt, gibt es aber zahllose ande­
re Krankheiten, die zurn Rollstuhlgebrauch führen können; 
durch den unglücklich formulierten Gesetzestext im § 4 BPGG 
ist eine diagnosebezogene Einstufung dieser (aus anderen 
Gründen) in den Rollstuhl gezwungenen Kläger nicht bzw. 
kaum möglich. 

Fallbeispiel: ein 33jähriger besachwalteter Patient mit (unbe­
handelter) Schizophrenie ignorierte mehrere Ladungen, sodaß 
ein Hausbesuch vorgenommen werden mußte. Er wohnte in 
einem ehemaligen Hotel, das zu Wohnungen umgebaut wurde 
in einer Art Garconniere, Küche war nicht vorhanden, in einem 
Eck war statt dessen ein Kühlschrank mit darauf gestelltem 
kleinen Backrohr. Auf Klopfen und Läuten keine Reaktion, da 
die Türe offen war, war freier Zutritt möglich. Er wurde nackt im 
Bett liegend angetroffen und war über das plötzliche 
Eindringen nicht erbost, das Klopfen oder Läuten habe er nicht 
gehört. Er beteuerte im weiteren eifrig alles selbst zu können, 
er koche sich auch selbst, heute habe er sich ein Henderl 

Primarius Univ.-Prof. Dr. Richard Haller 

gebraten. Den Hinweis, daß er in seinem Backrohr nicht gleich­
zeitig ein Hendel sowie Zuspeisen zubereiten könne, tat er ab. 
Der Kühlschrank war praktisch leer, nur wenige verpackte 
Lebensmittel, das Ablaufdatum z. T. schon überschritten, 
waren vorfindbar. Die Reste des Mahls hätte er schon fortge­
schafft, Besteck usw. abgewaschen und verräumt Die Mutter 
gab im weiteren jedoch telefonisch kontaktiert an, daß er nur 
unregelmäßig ißt, sich hin und wieder etwas im Backrohr auf­
wärmt, ab und zu bringt sie ihm etwas in die Wohnung. 
Fallweise gehe es mit ihm ganz gut, dann verrichte er offenbar 
unter dem Eindruck von Wahnvorstellungen seine Notdurft frei 
am Boden und steige hinein, lege sich unbekümmert mit den 
von Kot beschmutzten Füßen ins Bett, es bereite Mühe, ihn hin 
und wieder zum Duschen bzw. zur Körperpflege zu bewegen, 
er räume nichts weg usw. Vom Vorgutachter wurde ein tatsäch­
licher Pflegebedarf ausgeschlossen. Im eigenen Gutachten 
wurde Stufe 2 vorgeschlagen, da er zur selbständigen 
Zubereitung von Mahlzeiten im gesetzlich definierten Ausmaß 
nicht fähig sei, zumindestans teilweise Hilfe bei der 
Körperreinigung benötige, seine Wohnung usw. nicht versor­
gen könne und auch Mobilitätshilfen im weiteren Sinn benöti­
ge. 

Korrespondenz: 
Univ.-Prof. Dr. Werner Laubich/er 
FA für Neurologie und Psychiatrie 
Allgernein beeideter und gerichtlich zertifizierter 
Sachverständiger 
5412 Puch bei Hallein 
Vollererhofstraße 682 
Telefon 0664/202 46 50 

Allgemein beeideter und gerichtlich zertifizierter Sachverständiger 

Begutachtung von Alkoholproblemen im 
Arbeits- und Sozialgerichtsverfahren 
1. Einleitung 

Alkohol ist die in unserer Gesellschaft am weitesten verbreite­
te Droge und hat eine enorme Bedeutung als Genuß- und 
Rauschmittel, als rituelle Substanz und Arbeitsgetränk, als 
Durstlöscher oder Nahrungsmittel. ln einer Permissivkultur, wie 
sie die unsrige darstellt, leben nur 6% der Bevölkerung ab dem 
16. Lebensjahr abstinent, der überwiegende Teil konsumiert 
Alkohol ohne Probleme, bei 10% treten im Lauf des Lebens 
zumindest einmal alkoholbedingte gesundheitliche Störungen 
auf. Die Prävalenz für behandlungsbedürftige Alkoholiker liegt 
bei 3,7%. 
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Der Verbrauch an alkoholischen Getränken hat seit Beginn des 
Jahrhunderts bis in die späten 80er Jahre zugenommen. 
Seither ist ein Einpendeln bzw. ein leichter Rückgang des Pro­
Kopf-Verbrauchs auf einem hohen Niveau festzustellen. Der 
jährliche Alkohol-Pro-Kopf-Konsum beträgt in Österreich 
gegenwärtig 1 0,5 Liter 100% reinen Alkohols und liegt damit im 
europäischen Spitzenfeld. 

Nachdem Alkohol als wirksames "Pharmakon" Auswirkungen 
auf fast alle Organsysteme des Körpers hat, führt er bei ent­
sprechender Konzentration zu einer Reihe von biochemischen, 
pharmakologischen und morphologischen Veränderungen. ln 
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Begutachtung von Alkoholproblemen im Arbeits- und Sozialgerichtsverfahren 

Tabelle 1: Häufigkeit der wichtigsten Krankheiten bei 
Alkoholismus (aus Ashley et al, 1 997) 

Erkrankung Männer Frauen 
(n = 736) (n = 135) 

n % n % 

Fettleber 351 47,7 37 27,4 
Chron. obstruktive 
Lungenerkrankung 89 12,1 8 5,9 
Trauman (Gesamtzahl) 88 11,4 10 7,4 
Bluthochdruck 64 8,7 9 6,7 
Mangelernährung 57 7,7 12 8,9 
Anämie 31 4,2 18 13,1 
Gastritis 45 6,1 4 3,0 
Knochenbrüche 42 5,7 5 3,7 
Hiatushernie 33 5,7 8 5,9 
Periphere Neuritis 34 4,6 3 2,2 
Leberzirrhose 32 4,4 4 3,0 
Magen-Darm-Geschwüre 30 4,1 5 3,7 
Chronischer Hirnschaden 27 3,7 4 3,0 
Fettsucht 23 3,1 8 5,9 
Kardiamyopathie 20 2,7 6 4,4 
Ischämische Herzkrankheiten 23 3,1 0 0,0 
Lungenentzündung 19 2,6 1 0,7 
Gasireintestinale Blutung 17 2,3 3 2,2 
Epileptische Anfälle 19 2,6 0,7 
Diabetes 18 2,4 0,7 
Harnwegsinfekt 12 1,6 0,7 
Akutes Hirnsyndrom 12 1,6 0,7 
Pankreatitis 6 0,8 0,7 

Tabelle 2: 
Gutachterliches Vorgehen bei Alkoholkranken 

1. Diagnose der Alkoholkrankheit 
2. Feststellung des Krankheitsstadiums 
3. Diagnose von Folge- und Zusatzerkrankungen 
4. Schädigungsgrad des Gehirns 
5. Reversibilität- lrreversibilität 
6. Therapieaussichten 

zu großen Mengen konsumiert, schädigt er direkt und indirekt 
praktisch alle Organsysteme. Genannt seien der Magen-Darm­
Trakt, Bauchspeicheldrüse und Leber oder blutbildende und 
hormonelle Organe (siehe Tab. 1 ). Am folgenschwersten sind 
die Auswirkungen auf das zentrale Nervensystem. Deren 
Palette reicht von vorübergehenden leichten Funktions­
störungen, wie sie sich im Rausch manifestieren, bis zu schwe­
ren Hirnabbausyndromen, als deren klassischer Vertreter das 
Korsakow-Syndrom gilt. Für die Frage der Berufsfähigkeit sind 
insbesondere die mit Alkoholproblemen oft verbundenen 
Anfälle (Entzugsanfälle, Alkoholepilepsie) von Bedeutung. 

Durch die verschiedenartigen, breit gefächerten Schädigungs­
bilder, die Alkoholmißbrauch und Abhängigkeit verursachen, 
sind bei der Beurteilung von alkoholbedingten Folgen auf die 
Arbeits-/Berufsfähigkeit unterschiedlichste medizinische 
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Fachgebiete betroffen. Die Begutachtung richtet sich einerseits 
auf die Frage, ob eine, möglicherweise nicht mehr beein­
flußbare Alkoholabhängigkeit vorliegt und andererseits auf die 
Alkoholfolgesymptome auf neurologischem, internistischem 
oder einem sonstigen Fachgebiet. 

Das gutachterliehe Vorgehen bei Verdacht auf Alkohol­
mißbrauch bzw. -sucht muß sich mit einer verläßlichen 
Diagnose der Alkoholkrankheit, mit einer Feststellung des 
Krankheitsstadiums, mit der Erhebung von Folge- und 
Zusatzerkrankungen, mit dem Schädigungsgrad des zentralen 
Nervensystems und mit den Therapieaussichten befassen 
(siehe Tab. 2). 

II. Gutachterliches Vorgehen 

Bei der Begutachtung von Alkoholproblemen ist zunächst eine 
exakte diagnostische Unterscheidung zwischen Alkoholmiß­
brauch und -abhängigkeit mit Feststellung des Krankheits­
stadiums erforderlich. Das Diagnostische und Statistische 
Manual psychischer Störungen (DSM-IV) definiert als Alkohol­
mißbrauch als ein unangepaßtes Konsummuster, bestehend 
aus fortgesetztem Gebrauch !rotz des Wissens um ein ständi­
ges oder wiederholt auftretendes soziales, berufliches, psychi­
sches oder körperliches Problem, das durch den Gebrauch des 
Alkohols verursacht oder verstärkt wird oder wiederholten 
Gebrauch in Situationen, in denen er eine körperliche Gefähr­
dung darstellt (z. B. Alkohol am Steuer). Alkoholabhängigkeit 
wird hingegen als ein unangepaßtes Muster von Alkohol­
gebrauch beschrieben, das in klinisch bedeutsamer Weise zu 
Beeinträchtigungen oder Leiden führt. Kennzeichnende 
Kriterien sind Toleranzentwicklung, Auftreten von Entzugs­
symptomen, Kontrollverluste, Einengung der Aktivitäten auf die 
Alkoholbeschaffung, Einschränkung sonstiger Aktivitäten und 
fortgesetzter Alkoholmißbrauch !rotz Kenntnis der negativen 
Folgen. 

Im ICD-10. wurde der Begriff des Alkoholmißbrauchs durch 
jenen des "schädlichen Gebrauchs" ersetzt. Dieser wird durch 
ein Konsummuster psychotroper Substanzen, das zu einer 
Gesundheitsschädigung führt, definiert. Beim Abhängigkeits­
syndrom handelt es sich nach ICD-10 um "eine Gruppe kör­
perlicher, Verhaltens- und kognitiver Phänomene", bei denen 
der Konsum einer Substanz für die betreffende Person Vorrang 
hat gegenüber anderen Verhaltensweisen, die von ihr früher 
höher bewertet wurden. Ein entscheidendes Charakteristikum 
ist der oft starke, gelegentlich übermächtige Wunsch, Alkohol 
zu konsumieren. 

Eine Reihe von Erhebungsinstrumentarien lassen verläßliche 
Diagnosen einer Alkoholabhängigkeit zu. Am besten bewährt 
hat sich eine Kombination aus klinischen Untersuchungs­
ergebnissen, Laborbefunden und standardisierten Selbst- und 
Fremdbeurteilungsskalen. 

Als Screening-Tests haben sich der AUDIT (Aicohol Use 
Disorder ldentification Test nach Babor et a/, 1 999), der GAGE 
(Cut down Annoyance Guilty Eye Opener nach Mayfield et a/, 
1 979) und im deutschsprachigen Raum der KFA (Kurz­
Fragebogen für Alkoholgefährdete nach Feuerlein et al, 1989) 
sowie der MALT (Münchner Alkoholismus-Test nach Feuerlein 
et al, 1 979) bewährt. Daneben sind eine Reihe von mehrdi-
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mensionalen Instrumenten zur Erfassung des Schweregrades 
der Alkoholsucht in Verwendung. Für gutachterliehe Unter­
suchungen zu umfangreich ist der ansonsten sehr bewährte 
ASI (Addiction Severity Index nach McLellan et al, 1992), wel­
cher den Schweregrad der Alkoholsucht in verschiedenen 
Bereichen (körperlicher Zustand, Arbeits- und Unterhalts­
situation, rechtliche Situation, Familie und soziale Beziehun­
gen, psychische Störungen) erlaßt. 

An klinisch-chemischen Tests bewähren sich die Parameter 
GGT, GOT, GPT. MCV und in jüngerer Zeit der CDT (carbohy­
drate-deficient transferrin). 

Die Diagnose von Folge- und Zusatzerkrankungen auf interni­
stischern und neurologischem Gebiet machte die Hinzuzie­
hung von Gutachtern aus den entsprechenden Fachgebieten 
erforderlich. Zur Feststellung des Schädigungsgrades des 
Gehirns sind neben den modernen neuroradiologischen 
Methoden spezifische Leistungstests erforderlich. Die Frage 
der Reversibilität bzw. lrreversibilität von alkoholbedingten kör­
perlichen und psychischen Erkrankungen setzt eine breite 
Abklärung, eine genaue Analyse des Verlaufs und eine 
Zusammenschau aller Befunde voraus. Die Grenze zur 
lrreversibilität ist weit unten anzusetzen und erfordert insbe­
sondere die Beachtung von comorbiden Störungen. 

111. Rechtliche Entscheidungen 

Die diversen Instanzen-Entscheidungen beschäftigen sich ins­
besondere mit den Fragen, ob chronischer Alkoholismus als 
Krankheit zu betrachten sei und ob es eine Mitwirkungspflicht 
des Pensionswerbers zur Verhinderung der Invalidität gebe. 
Exemplarisch ist eine Entscheidung des OLG Linz (13. 6. 1989, 
12 Rs 77/89) anzuführen, die wie folgt lautet: "Chronischer 
Alkoholismus als Krankheit: Ein chronischer Alkoholismus ist 
nur dann als Krankheit anzusehen, wenn er selbst bei 
Aufbieten großer Anstrengungen nicht mehr beherrschbar ist 
und ein Stadium erreicht, bei dem der Alkoholabusus bereits zu 
einer abnormen Persönlichkeitsstruktur, zu einer unbeherrsch­
baren Sucht geführt hat, die eine willensmäßige Beeinflussung 
und eine Wiederherstellung der Arbeitsfähigkeit ausschließt. 
Ist dieses unheilbare Endstadium jedoch noch nicht erreicht, ist 
der Versicherte verpflichtet, sich einer notwendigen Kranken­
behandlung, die zur Heilung und Wiederherstellung seiner 
Arbeitsfähigkeit führen würde, zu unterziehen, sofern dies für 
ihn nicht mit unzumutbaren Gefahren verbunden ist; dazu 
gehört aber auch eine Alkoholentziehungskur unter ärztlicher 
Aufsicht." 
Der OGH hat in einer Entscheidung vom 11. 6. 1991 darauf hin-
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gewiesen, daß bei Alkoholismus nicht von vornherein Erwerbs­
unfähigkeit vorliege und ist in wiederholten Entscheidungen 
(z. B. OGH 12. 4. 1938, 10 Ob S 149/87 zur Erkenntnis 
gelangt, daß der Versicherte verpflichtet ist, eine notwendige 
Krankenbehandlung, die zu einer Wiederherstellung seiner 
Arbeitsfähigkeit führen würde, durchzuführen, soferne diese für 
ihn nicht mit unzumutbaren Gefahren verbunden ist, sich also 
etwa unter ärztlicher Leitung einer Alkoholentziehungskur zu 
unterziehen. 

An den Gutachter wird in diesem Zusammenhang meist die 
Frage nach den Aussichten einer ambulanten oder stationären 
Therapie gestellt. Diese sind im Gegensatz zu ihrem Ruf nicht 
so schlecht. Während im Einzelfall immer individuelle 
Prognosen erforderlich sind, ist für das Gericht der Verweis auf 
die globalen Behandlungs- und Evaluationsergebnisse oft hilf­
reich. 

·.·•· 
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Begutachtung von anhaltenden 
somatoformen Schmerzstörungen 
der Wirbelsäule 
Die Beurteilung von anhaltenden Rückenschmerzen stellt ein 
häufiges gutachterliches Problem dar. Rückenschmerzen sind 
ein weitverbreitetes Leiden. 

..,..... Es ist anzunehmen, daß 70% aller Menschen zu irgendeinem 
Zeitpunkt ihres Lebens unter Rückenschmerzen leiden. 

Während akute Wirbelsäulenbeschwerden vorerst keinen 
Anlaßfall für eine Begutachtung darstellen, führen chronische 
Rückenschmerzen häufig zu endlosen, oft auch inversiven the­
rapeutischen Maßnahmen, zu psychischer und sozialer Beein~ 
trächtigung, wiederholten und immer längeren Krankenständen 
und zuletzt zur Frage der Erwerbsfähigkeit. 

Chronische Schmerzsyndrome der Wirbelsäule kommen in 
erster Linie im Rahmen vor Verfahren, bei denen es um die 
Feststellung der Erwerbsfähigkeit geht, zur Begutachtung, in 
einem wesentlich geringeren Maße handelt es sich um die 
Beurteilung hinsichtlich Unfallkausalität bzw. zu entschädigen­
de Verletzungsfolgen. 

Von der Pensionsversicherungsanstalt der Arbeiter wurden 
1998 auf Grund von Wirbelsäulenleiden (ICD 9: 721 bis 724) 
1280 Invaliditätspensionen und 942 vorzeitige Alterspensionen 
wegen geminderter Arbeitsfähigkeit zuerkannt. 

Von der Pensionsversicherungsanstalt der Angestellten wur­
den im Zeitraum Jänner bis November 1999 3339 Berufs· 
unfähigkeitspensionen und 1573 vorzeitige Alterspensionen 
wegen geminderter Arbeitsfähigkeit zuerkannt. 

Im Rahmen von Sozialgerichtsgutachten stellen Rücken· 
schmerzen die häufigsten Beschwerden dar, gefolgt von 
polytopen Schmerzsyndromen, lokalen Schmerzsyndromen, 
primär neurologischen Störungen, Kopfschmerzen und primär 
psychiatrischen Störungen. 

Bei einer Vielzahl von zu beurteilenden Schmerzsyndromen 
lassen sich keine adäquaten organmorphologischen Befunde 
abgrenzen, bzw. stehen subjektive Beschwerden in offener 
Diskrepanz zu sowohl klinischen als auch instrumentellen 
Zusatzbefunden. 

ln solch gelagerten Fällen wird vom neurologisch·psychiatri· 
sehen Sachverständigen nach der klinischen Befunderhebung 
und gegebenenfalls nach Einholung weiterer Zusatzbefunde 
die diagnostische Abgrenzung von somataformen Störungen, 
Verhaltensstörungen mit Entwicklung körperlicher Symptome 
aus psychischen Gründen von einer wiederholt postulierten 
eigenständigen Schmerzkrankheit abzugrenzen sein. 
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Zum Verständnis von anhaltenden Rückenschmerzen ist die 
Kenntnis über zur Chronifizierung führenden Faktoren 
unerläßlich. 

Kausalitätsdenken: Der Glaube an ein Trauma oder an die 
Bandscheibe sind untrennbar mit der Gewebstheorie des 19. 
Jahrhunderts verbunden. 

Während schon im 19. Jahrhundert Wirbelsäulentrauma nach 
Eisenbahnunfällen (Railroad Spine, Erichsen) als Ursache für 
chronische Rückenschmerzen vermutet wurden, spielt die 
Bandscheibe erst eine relativ junge Rolle. Erst Mixton·Barr 
beschrieben 1934 die Bandscheibe als mögliche Ursache für 
chronische Rückenschmerzen. 

Therapie und Schonung: Intensive therapeutische Zuwendung, 
unangemessen langer Krankenstand und Vermeidung körper­
licher Belastung nach akuten Wirbelsäulenschmerzen trägt in 
hohem Maß zu deren Chronifizierung bei. 

Soziale Unsicherheit: insbesondere Arbeitslosigkeit sind in 
hohem Maße mit chronischen Rückenschmerzen verbunden. 

Psychische Faktoren sind prämorbide Persönlichkeitsvarianten 
bis hin zu manifesten Störungen insbesondere histrionischer 
Art, traumatisierende Kindheit mit Mißhandlung, sexuellem 
Mißbrauch und emotionell nicht tragfähiger Beziehung zu den 
Eitern sowie affektive Störungen_ 

Bei der Beurteilung chronischer Rückenschmerzen bei inadä­
quaten Befunden sind aus der Sicht des neurologisch-psychia­
trischen Sachverständigen folgende Differentialdiagnosen zu 
stellen: 

Chronische Schmerzkrankheit, 
somataforme Störungen, 
Verhaltensstörungen (Rentenneurose), 
affektive Störungen (Depression mit Somatisierung). 

Differentialdiagnose chron. Rückenschmerzen 
bei inadequaten Befunden 

Somalaform• Stlorunean 

Anhaltende aomatororllla -SchmarzatCirung 
Hypochondrie 

SomatlalaruneaatCirune 

Affakllva StCirunean 
(Dapra .. lon mit Somatlalarung) 

Varhallanaallorunean 

Entwl~klune kCirperl. 
Symptome aua pay~h. 

OrO.nden 
~Rantannnauroae" 

Tabelle 1 
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Begutachtung von anhaltenden somataformen Schmerzstörungen der Wirbelsäule 

Unter chronischer Schmerzkrankheit versteht man die 
Automatisierung (Verselbständigung) eines Schmerzes in tha­
lamisehen Strukturen mit Entwicklung eines sogenannten 
"Schmerzgedächtnisses". 

Eine willentliche Beeinflußbarkeit solcher sich verselbständi­
gender Schmerzen ist kaum oder nur in geringem Umfang 
gegeben. 

Davon abzugrenzen sind somataforme Störungen, worunter 
man eine neurotische Störung versteht, die zur Entwicklung 
von körperlichen Beschwerden, die in keinem oder zumindest 
keinem ausreichenden Zusammenhang mit einem organischen 
Substrat stehen und zu einer erheblichen Beeinträchtigung 
familiärer und sozialer Funktionen führen können. 

Wesentlichster Punkt ist die Verbindung körperlicher Schmer­
zen oder Beschwerden mit emotionalen oder psychosozialen 
Konflikten. 

Ein zumindest unbewußter Krankheitsgewinn ist dieser 
Störung zu eigen. 

Diagnostische Kriterien für das Vorliegen einer Somatisie­
rungsstörung ICD 10 F 45.0 sind mindestens 2 Jahre anhal­
tende multiple, unterschiedliche körperliche Symptome, für die 
keine ausreichende somatische Erklärung gefunden wurden, 
mit daraus resultierender Beeinträchtigung familiärer und 
sozialer Funktionen, Ablehnung gegenüber der Feststellung, 
daß für die Symptome keine körperliche Erklärung zu finden 
ist. 

Diagnostische Kriterien für die anhaltende somataforme 
Schmerzstörung F 45.4 sind ein andauernder schwerer und 
behindernder Schmerz ohne ausreichende organische 
Ursache in Verbindung mit emotionalen Konflikten oder psy­
chosozialen Problemen. 

Gegenüber den somataformen Störungen ist die Entwicklung 
körperlicher Symptome aus psychischen Gründen ICD 10 F 
68.0 abzugrenzen. Hierbei handelt es sich um eine 
Verhaltensstörung, wobei ein Krankheitsgewinn im Sinne eines 
vermeintlichen Rentenanspruches im Vordergrund steht und 
zur Entwicklung bzw. Aggravation körperlicher Beschwerden 
führt. Diese Gruppe wurde früher als Rentenneurose bezeich­
net. 

Aus eigener Erfahrung findet diese Störung häufiger bei 
Probanden mit einem Begehren nach einer Versehrtenrente 
oder Schmerzensgeld als Invaliditäts- oder Berufsunfähigkeits­
pension. 

Eigenen Untersuchungen zufolge fanden sich bei Leistungs­
werbern (IP, BU, Versehrtenrentel mit chronischen 
Rückenschmerzen somataforme Störungen bei 80% der weib­
lichen Probanden und bei 40% der männlichen Probanden, 
hingegen waren in 25 bzw. 20% der Fälle die Entwicklung kör­
perlicher Symptome aus psychischen Gründen zu diagnosti­
zieren (siehe Tabelle 2). 
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Differentialdiagnose chron. Rückenschmerzen 
bei inadäquaten Befunden 

100% 
~ Tabelle 2 
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Alter: weiblich 44,6 

Zur Frage des gutachterliehen Vorgehens bei chronischen 
Rückenschmerzen 

Inadäquate Befunde, lebensgeschichtliche Daten und psycho­
pathalogische Auffälligkeilen können an das Vorliegen einer 
Somatisierungsstörung denken lassen. Die diagnostische 
Bezeichnung konform dem ICD 1 0 ist gegenüber anderen 
gebräuchlichen Bezeichnungen (konversionsneurotische 
Persönlichkeit, psychogene Überlagerung, Psychoalgie) vorzu­
ziehen. 

Neben einer ausführlichen psychiatrischen Exploration inklusi­
ve Lebensgeschichte und Sozialanamnese ist die Verwendung 
eines Fragebogens zur Erfassung von Somatisierungsstörun­
gen sinnvoll. 

Die Beurteilung reiner Rentenneurosen stellt meist kein gut­
achterliches Problem dar. Hingegen erreichen somataforme 
Schmerzstörungen bereits erheblichen Krankheitswert, der zu 
Beeinträchtigungen im privaten und sozialen Umfeld führt, 
jedoch nur selten Psychosenähe. 

Die Abgrenzung gegenüber Simulation ist problematisch. 
Dementsprechend hat Wölk bereits darauf hingewiesen, daß 
die sogenannten somataformen Schmerzstörungen in wesentli­
chen Punkten dieselben diagnostischen Kriterien erfüllen wie 
die der Simulation. Erfahrungsgemäß legt nur ein geringer Teil 
der zu begutachtenden Leistungswerber eine bewußte Simu­
lation oder eine ausgeprägte, bewußtseinsnahe Aggravation an 
den Tag. Eine Verdeutlichungstendenz mit Betonung der emp- ·_J 
fundenen Beschwerden in der Begutachtungssituation ist je­
doch eher die Regel als die Ausnahme (Widder). Dieser Erfah-
rung wird sich jeder erfahrene Gutachter anschließen können. 

Ob bei maximaler zurnutbarer Willensanspannung ein 
Abstrahieren von körperlichen Beschwerden und ein 
Interessenvollzug noch möglich ist, stellt die Kernfrage der 
Beurteilung dar. 

Zur gutachterliehen Beurteilung dieses Problems sind neben 
einer ausführlichen klinischen Untersuchung, Exploration, 
Fragebogen, Verhaltensbeobachtung vor, während und nach 
der Untersuchung und eine Beurteilung der Beeinträchti­
gungen im familiären und sozialen Umfeld, sowie die Berück­
sichtigung von Art und Umfang bisheriger Behandlungen, ins­
besondere bei multidisziplinären Schmerztherapien von 
Bedeutung. 

Die Tatsache alleine, daß inversive Schmerztherapien keinen 
Erfolg gebracht haben, stellen kein Indiz für das Ausmaß der 
Beeinträchtigung im Erwerbsleben dar. 
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Entschädigungsberechnungen der Nutzungsformen des Grünlandes 
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Erfahrungsgemäß können inversivere Therapiemethoden zu 
einer Chronifizierung beitragen. Ein nach Kriterien gestaffeltes 
gutachterliches Vorgehen ist zu empfehlen (Tabelle 3). 

Kriterien für die Einschätzung des Leistungsvermögens 
bei somataformen Störungen 

I Kriterien ersten Ranges 
Glaubhaftigkeit der Beschwerden 
• Indizien für Aggravation und Simulation 
• kontrontatlve Provokationstests 
Beeinträchtigung Im familiären und sozialen Umfeld 
• Indizienliste 
• Selbsteinschätzungsfragebögen 
• Schmerzskalen 

I Kriterien zweiten Ranges 
(morpholologlsch-)neurolologlsch·psychlatrlsche Dla{lnose(n) 
Biographische Anamnese 
Soziale Situation 
Psychologische Testergebnisse (MMPI, HHI, etc.) 
Bildgebende Hllfsbefunde 

Modifiziert nach B. Widder 

Zusammenfassend kann somit gesagt werden, daß die 
Beurteilung, ob eine somataforme Schmerzstörung eine 
anspruchsbegründende Leistungsminderung herbeigeführt 
hat, in erster Linie auf Grund der Glaubwürdigkeit der Angaben 

a.o. Univ.·Prof. Dr. Karl Ungersböck 

des Probanden und die über das Arbeitsleben hinausreichen· 
de Beeinträchtigung seines Interessenvollzugs zu treffen ist 
(Tabelle 4). 

Gutachterliehe Kriterien für die Begutachtung 
somatoformer Schmerzstörungen 

• Zu mutbare Willensanspannung 

• Psychosenähe 

• Überbewertung von diversen HUfsbefunden vermelden 

• Anwendung von Indizien/Schmerzskalen 

• Muldlszlplinäre Therapie vor Rente 

• Befristete Pensionsgewährung keine Lösung 

• Keine eigenständige Begutachtung durch MSchmerzexperten" 

• Keine "Verlegenheitseinschränkungen• im Leistungskalkül 

• Einordenbarkelt (arbeltskulturelles Verhalten) letztendlich 
ausschlaggebend 

Korrespondenz 
Prim. Dr. Wolfgang Soukap 
Vorstand der Neurologischen Abteilung AöKH Wr. Neustadt 
p. A. 1040 Wien, Wiedner Hauptstraße 36 

Allgemein beeideter und gerichtlich zertifizierter Sachverständiger 

Die Beurteilung des 
Failed Back Surgery Syndroms 
Der Terminus "Failed back surgery Syndrom" (FBSS) bezeich­
net das Auftreten chronischer Schmerzzustände nach 
Bandscheibenoperationen und leitet sich vom "Failed back 
Syndrom" ab, welches weiterumfassend chronische Rücken­
schmerzen nach konservativer oder operativer Bandscheiben­
behandlung beschreibt. Im deutschen Sprachraum werden für 
solcherart persistierende Schmerzzustände häufig die 
Bezeichnungen "Postdiskektomiesyndrom" oder "Postlaminek­
tomiesyndrom" verwendet. Der letztere Terminus findet sich 
sogar gelegentlich in den angeführten Diagnosen, auch wenn 
beim operativen Eingriff eine Laminektomie, also die 
Entfernung des ganzen Wirbelbogens, gar nicht vorgenommen 
wurde. Das mag schon ein Hinweis dafür sein, daß hier in 
erster Linie ein Schmerzbild beschrieben wird und operations­
technische Aspekte eine geringere Rolle spielen. 

Die Diagnose des lumbalen Bandscheibenvorfalls stützt sich 
einerseits auf die Krankheitsanamnese und den neurologi-
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sehen Befund, andererseits auf bildgebende Untersuchungen, 
wobei hier der Magnetresonanztomographie (MRT) die höch­
ste Spezifität zukommt. Unter bestimmten Bedingungen, wie z. 
B. Verknöcherungen von verlagertem Bandscheibengewebe 
oder zur Beurteilung der Weite des Spinalkanals kommt auch 
weiterhin der spinalen Computertomographie eine wesentliche 
Rolle zu. Auf operativ-technischem Gebiet wurde der Schritt 
vom Eingriff ohne optische Unterstützung hin zur mikrochirur­
gischen Operationstechnik vollzogen, gewisse Fälle sind auch 
einer endoskopischen Operationstechnik zugänglich. Wissen­
schaftliche Untersuchungen über die Ergebnisse nach 
Operationen bei Bandscheibenvorfällen an der Lendenwirbel­
säule zeigen gute Ergebnisse in 85-90% der durchgeführten 
Eingriffe. 

Als FBSS wird das chronisches Schmerzproblem bezeichnet, 
das nach literaturangaben in 7 bis 15% der Patienten nach 
Operationen degerativer Wirbelsäulenerkrankungen wie 
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Die Beurteilung des Failed Back Surgery Syndroms 

Eingriffen bei Bandscheibenvorfällen oder bei engem Spinal­
kanal auftreten kann, während bei Patienten nach Tumorope­
rationen im Wirbelkanal solcherart chronische Schmerzzu­
stände nicht beschrieben werden, obwohl bei diesen Eingriffen 
oft mehr an der Biomechanik der Wirbelsäule eingegriffen wird 
als bei Bandscheibenoperationen. Der Terminus FBSS wird 
ausschließlich für die Lendenwirbelsäule, nicht aber für die 
Halswirbelsäule verwendet. Abzugrenzen von diesen chro­
nisch schmerzkranken Patienten sind parioperative Kompli­
kationen wie z. B. Wundheilungsstörungen, Liquorfisteln oder 
Entzündungen des Bandscheibenraumes, die den üblichen 
Krankheitsverlauf verlängern, aber meist nicht zu chronischen 
Schmerzproblemen führen. Auch funktionelle Einschränkun­
gen wie zum Beispiel Lähmungen einzelner oder mehrerer 
Muskelgruppen als Folge der Nervenwurzelkompression und 
das sogenannte Cauda-Syndrom mit Harn- und Stuhlinkonti­
nenz als Folge des Massenvorfalls oder seltener postoperati­
ver Nachblutungen werden nicht unter dem FBSS subsumiert. 

Das Failed back surgery Syndrom kann als Syndrom des viel­
fach und erfolglos operierten Rückens charakterisiert werden. 
Die betroffenen Patienten beschreiben ihre Situation durch 
Aussagen wie "keine Operation hat mir geholfen" oder manch­
mal noch drastischer "es ist immer nur schlimmer geworden", 
drängen aber nicht selten auf weitere Operationen. Die frustra­
nen operativen und konservativen Therapien enden bei man­
chen im chronischen therapieresistenten Rückenschmerz, der 
zum Zentrum des Lebensinhalts zu werden droht. Funktionelle 
Einschränkungen wie Sensibilitätsstörungen oder Paresen tre­
ten dann zunehmend in den Hintergrund. 

Bei der Beurteilung des FBSS ist zunächst abzuklären, ob ein 
morphologisches Substrat vorliegt oder das Schmerzsyndrom 
sich durch die bildgebende Diagnostik nur unbefriedigend 
erklären läßt. 

Ursachen für das Weiterbestehen von Beschwerden nach 
einer Operation können die ungenügende Entfernung des 
Bandscheibenmaterials oder ein disloziertes Sequesterfrag­
ment, Schäden an der Nervenwurzel und zusätzliche knöcher­
ne Kompression der Nervenwurzel sein. Für das Wiederauf­
treten von Beschwerden sind differentialdiagnostisch das echte 
Bandscheibenrezidiv (d. h. ein Vorfall an der gleichen Stelle), 
ein neuer Bandscheibenvorfall in einem anderem Segment, 
das Fecettensyndrom, eine segmentale Instabilität und die 
Spondylodiscitis in Erwägung zu ziehen. 

-----------------------------------

Besondere Vorsicht ist bei der Interpretation postoperativer 
Narben geboten. Durch die MRT mit Kontrastmittelverabrei­
chung ist es zwar sehr oft möglich, zwischen Narbenbildungen 
und Rezidiven zu unterscheiden. Allerdings haben klinische 
Studien gezeigt, daß das Ausmaß postoperativer epiduraler 
Narbenbildung nicht mit der klinischen Symptomatik korreliert. 

ln jenen Gerichtsverfahren, in welchen Schmerzzustände nach 
vorangegangenen Bandscheibenoperationen an der Lenden­
wirbelsäule zu beurteilen sind, nimmt der allgemein beeidete 
und gerichtlich zertifizierte Sachverständige als "Berater'' des 
Richters durch seine chirurgische Fachkunde und wissen­
schaftlichen Kenntnisse eine wesentliche Rolle ein. Da das 
FBSS keine Diagnose, sondern ein Sammelbegriff für eine 
Gruppe von Schmerzzuständen ist, besteht seine Aufgabe 
darin, die Ursache darzulegen, die Auswirkung funktioneller 
Ausfälle und der Schmerzperioden auf das Leistungskalkül zu 
beschreiben und etwaige Verbesserungsmöglichkeiten aufzu­
zeigen. 

Für das Verständnis des FBSS ist die Kenntnis wichtig, daß 
nicht jeder Schmerz durch eine "Gewebeschädigung" erklärbar 
sein muß und nicht jede Gewebeschädigung einen Schmerz 
verursacht. So wird in manche Fällen die Frage lauten: Ist das 
Bandscheibenleiden noch die Ursache des Schmerzsyn­
droms? 
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Korrespondenz 
lng. Ernst Andesner 
Alexander Hrinkow 
Allgemein beeidete und gerichtlich zertifizierte Sachverständige 

Konzept für Fahrradbewertung 
Durch die wachsende Popularität des Radsportes bzw. durch die 
Vielfalt der am Markt befindlichen Produkte, insbesondere durch den 
teilweise bereits hohen Preis der Fahrräder ist die Notwendigkeit ent­
standen, eine möglichst einheitliche Bewertung des Zeit- und 
Wiederbeschaffungswertes {ähnlich wie bei Autobewertungen) von 
Fahrrädern in Österreich zu schaffen. Bei der internen Vorstellung die­
ser Bewertungsmöglichkeit bei einer Sitzung der OÖ Sachverstän­
digen wurde diese Thematik als wichtig erkannt. 

::; Aufgrund einer Anfrage seitens des Landesgerichtes in Steyr, ob es mir 
möglich wäre, mein Sachwissen für dieses Spezialgebiet zur 
Verfügung zu stellen, bin ich nun seit 2 Jahren als Allgemein beeideter 
und gerichtlich zertifizierter Sachverständiger für Sportartikel insbe­
sondere Fahrräder tätig. 

Zusammen mit lng. Ernst Andesner(AIIgemein beeideter und gerichtlich 
zertifizierter Sachverständiger) habe ich ein Konzept für einen Bewer­
tungskatalog ausgearbeitet. Ziel dieser Vorgangsweise ist die Schaffung 
einer möglichst einheitlichen Bewertungspraxis von Fahrrädern in Öster­
reich. Die Definitionen von Zeit- u. Wiederbeschaffungswert können im 
Rahmen dieser Veröffentlichung als bekannt vorausgesetzt werden. 
Vereinfacht dargestellt ist der Zeitwert der Händlereinkaufspreis, der 
Wiederbeschaffungswert der Händlerverkaufspreis. 

ln den nachfolgenden Diagrammen, Zeit- u. Wiederbeschaffungswert, 
wurden den jeweiligen Zuständen die folgenden Kriterien zugrunde 
gelegt. Als Grundvoraussetzungen wurden kein Rahmen- bzw. 
Gabelverzug, ein vorhandener "Geradeauslauf" sowie eine Lenker 
bzw. Lenkervorbau ohne Verschleißmerkmale definiert. 

1. TOPZUSTAND 

neuwertig, kaum benützt 

optisch: 
./ keine Lackschäden 
./ Lack konserviert 
./ Sauberkeit (Rad wurde nach Verwendung immer gereinigt) 

technisch: 
./ Service 1 x jährlich durch Fachwerkstätte belegt 
./ Schaltung funktioniert perfekt 
./ Umwerfer, Schalthebel haben kein Spiel 
./ Kette: Länge und Zustand ok 
./ Bremse: Bremsbacken, Bowdenzüge ok 
,/ Laufräder haben perfekten Rund- und Seitenlauf, Reifen ok 
./ Zahnkränze haben keine Verschleißmerkmale 
./ Lager: sämtliche Lager haben kein Spiel 
./ Sattel: keine Abnützungserscheinungen 
./ Lenkergriffe ok 

2. NORMALZUSTAND 

optisch: 
,/ kleine Lackschäden 
./ geringe Versehrnutzung 

technisch: 
,/ Service 1 x jährlich durch Fachwerkstätte 
./ Schaltung funktioniert gut 
./ Umwerfer, Schalthebel geringfügig, vernachlässigbares Spiel 
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./Kette: ok 

./ Bremse: Bremsbacken, Bowdenzüge ok 

./ Laufräder haben guten Rund- und Seitenlauf, Reifen ok 

./ Zahnkränze haben fast keine Verschleißmerkmale 

./ Lager: sämtliche Lager sind funktionstüchtig 

./ Sattel: geringe Abnützung 

./ Lenkergriffe ok 

3. SCHLECHTER ZUSTAND 

optisch: 
./ gröbere Lackschäden 
./ Verschmutzung, die auch die Technik beeinträchtigt 

technisch: 
./ kein Service oder nicht nach Bedari 
./ Schaltung funktioniert nicht optimal (springt) 
,/ Umwerier Schalthebel haben Verschleißerscheinungen 
./ Kette ausgedehnt, schmutzig 
./ Bremse: Verschleißerscheinungen, Bremsbacken abgeschliffen,­

Bowdenzüge gehen stark 
./Laufräder haben schlechten Rund- und Seitenlauf, Felge sindn 

eingeschliffen, Reifen abgenützt 
./ Zahnkränze haben Verschleißmerkmale 
./ Lager: sämtliche Lager sind nicht ok (Spiel) 
./ Sattel: verschlissen 
./ Lenkergriffe: verschlissen 

Für das Zeitwertdiagramm gelten folgende Definitionen: 

Gelegenheitsradler: 
Einsatz: nur seltene Nutzung, ca. 3-5x pro Jahr 
Freizeitradler: 
Einsatz: zum Wochenende bei Schönwetter 
Hobbyradler: 
Einsatz: 1-3x wöchentlich 
Hobby-Rennsport/er: 
Einsatz: regeJmäßiges Training, teilweise Wettkämpfe, 
teilweise Marathons 
Wettkampfsportler: 
Einsatz: permanentes Training, ständige Rennen 

Wir möchten dieses Konzept im offiziellen Organ des Hauptverbandes 
der allgemein beeideten gerichtlichen Sachverständigen Österreichs 
zur Diskussion stellen und ersuchen Sie um Ihre Mitarbeit bzw. 
Verschläge innerhalb einer 6-Monatsfrist zu nachstehenden Adressen . 
Nach Ablauf dieser Frist sollen die eingegangenen Diskussionspunkte 
bzw. Argumente mit der nun vorliegenden Bewertungsbasis zu einer 
einheitlichen Endfassung zusammengefügt werden. Dies Endfassung 
soll selbstverständlich auf von den zuständigen Organen des 
Hauptverbandes mitgetragen werden. 

Wiederbeschaffungswert 

Jahre 
---- .J 

DER SACHVERSTÄNDIGE 169 



Korrespondenz 
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lng. Ernst Andesner 
LohnsiedelstraBe 1 
4400 Steyr 
Tel.: 07252/52400 
Fax: 07252/46363 

' ' 

e-mail: andesner.sv@aon.at 
http:/ /members.aon. at/andesner 

Komm.-Rat Dr. Richard Rauscher 
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Alexander Hrinkov 
Heiligenstättenstraße 44 
4400 Steyr 
Tel.: 07252/471 56 
Fax: 07252/471 56-20 
e-mail: hrinkow-bike@aon.at 
www.hrinkow-bikes.at 

Allgemein beeideter und gerichtlich zertifizierter Sachverständiger für 
das Immobilienwesen 

Liegenschaftsbewertungsgesetz -
gewichtetes Mittelwertverfahren 

ln der Ausgabe 2/2000, Seite 68 findet sich unter dem Rubrum 
"Korrespondenz" ein Briefwechsel zwischen Kollegen DDipl.-lng. 
Michael H. Müller und Dr. Johannes Stabentheiner, leitender 
Staatsanwalt im BMJ, über die Frage der Anwendbarkeit des soge­
nannten "gewichteten Mittelwertvertahrens" zwecks Feststellung des 
Verkehrswertes einer Ertragsliegenschaft Dieses Verfahren wird in der 
Praxis meist dann angewendet, wenn der Ertragswert wesentlich unter 
dem Sachwert gelegen ist, eine Erscheinung, die infolge der miet­
rechtlichen Ertragsbeschränkungen, relativ häufig anzutreffen ist. Da 
nach allgemeiner Verkehrsübung dem Ertragswert mehr Bedeutung 
als dem Sachwert beizumessen ist, wird bei der vorzunehmenden 
MitteJung der Ertragswert mit mehrfacher Gewichtung angesetzt. Im 
zitierten Briefwechsel sind einige Fragen offen geblieben, weshalb zur 
Klarstellung nachstehend ergänzende Bemerkungen anzubringen 
wären. Da für den Verkehrswert einer Ertragsliegenschaft in der Regel 
sowohl der Sachwert als auch der Ertragswert von ausschlaggebender 
Bedeutung ist, wird es daher im Sinne des § 3 Abs. 2 des 
Liegenschaftsbewertungsgesetzes "zur vollständigen Berücksich­
tigung aller den Wert der Sache bestimmenden Umstände erforderlich 
sein, mehrere Wertermittlungsverfahren anzuwenden", woraus sich 
also gewissermaßen zwingend die Notwendigkeit ergibt, das 
Ertragswert- und Sachwertverfahren anzuwenden. Gemäß § 7 Abs. 2 
LBG "ist aus deren Ergebnissen der Wert unter Berücksichtigung der 
Verhältnisse im redlichen Geschäftsverkehr zu ermitteln". Dem 
Sachverständigen wird damit für die Ermittlung des Verkehrswertes 
aus den zahlenmäßigen Ergebnissen dieser Wertermittlungsverfahren 
ein weiter Spielraum eingeräumt. Das LBG verzichtet bewußt auf eine 
Festlegung beispielshalber in der Weise, daß bei verschiedenen 
Ergebnissen der angewendeten Wertermittlungsmethoden der Wert 
etwa der mathematische Durchschnitt dieser Ergebnisse zu sein hätte. 
(Stabentheiner "Liegenschaftsbewertungsgesetz", Anmerkung 6 zu 
§ 7). Die Anwendung des gewichteten Mittelwertverfahrens beruht also 
nicht auf gesetzlicher Vorgabe, sondern kann lediglich als praktikabler 
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Vorgang im Rahmen des weiten Spielraumes zur Findung des 
Verkehrswertes aus den verschiedenen Ergebnissen angesehen wer-
den und ist nun zu einer verbreiteten Übung geworden. Die theoreti-
sche Wurzel zu diesem Verfahren ist bereits bei "Wolfgang Naegeli, 
Handbuch des Liegenschaftsschätzers - Schulthass Verlag, Zürich, 
vgl. 2 Auflage ex 1980 S 1 OB" zu finden. Dieser Umstand ist insofern 
bezeichnend, als diesem Werk die wirtschaftlichen und rechtlichen 
Gegebenheiten der Schweiz zu Grunde liegen, welche also weitge-
hend liberal und daher ganz anders geartet sind, als in Österreich, wo 
durch die jahrzehntelangen Mietzinsbeschränkungen eine wesentliche 
Minderung der Ertragswerte eingetreten ist. Naegeli geht davon aus, 
daß im Idealfall Real- und Ertragswert sehr nahe beieinander liegen 
und in diesem Fall für die Verkehrswertermittlung das (arithmetische) 
Mittel gezogen werden darf; andernfalls ist der Ertragswert mit mehrfa-
chem Gewicht anzusetzen; dies in der Erkenntnis, daß der Ertragswert 
wesentlich wichtiger ist als der Realwert, denn Bauland und Gebäude 
sind nur soviel wert, als letztlich Nutzen daraus resultiert. ln einem pra­
xiserprobten Schema wird eine gestaffelte Gewichtung dargelegt, wel-
che bei einer Abweichung von Ertrags- zu Realwert etwa von 1 Q-20% 
eine zweifache und von 40% und mehr eine fünffache 
Ertragswertgewichtung vorsieht. Ein ähnliches Beispiel findet sich ...:...;;.:.' 
auch bei "Kranewitter - Liegenschaftsbewertung, Sparkassenverlag 
Wien, 2. Aufl. S 90": Bei einem Sachwert von S 7.850.000,- und einem 
Ertragswert von S 6.600.000,- setzt der Gutachter eine zweifache 
Ertragswertgewichtung an, woraus schließlich ein Verkehrswert von rd. 
S 7.000.000,- resultiert. 

Diese Methode ist also aus der Praxis geboren und soll nicht als 
Lehrmeinung in Richtung einer schematischen Festsetzung des 
Verkehrswertes angesehen werden. Schon gar nicht ist dabei der 
Gewichtungstaktor vorgegeben. Die Wahl dieses Faktors, bzw. des 
Verhältnisses von Sach- und Ertragswert ist der Verantwortlichkeit des 
Sachverständigen überlassen, der im Rahmen des ihm vom Gesetz 
eingeräumten weiten Spielraumes die im redlichen Geschäftsverkehr 
bestehenden Gepflogenheiten unter Zuhilfenahme seiner beruflichen 
Erfahrungen und Marktkenntnisse zu berücksichtigen hat. 

Komm.-Rat Dr. Richard Rauscher 
1130 Wien, Jagdschloßgasse 35 
Telefon: 804 05 38 
Telefax: 804 05 38-22 
Mobil: 0664/510 66 28 
e-mail: rauscher@immobilien.net 

Dlpl.-lng. Erlch Schmldt 
Allgemein beeideter und gerichtlich zertifizierter Sachverständiger für 
Vermessungswesen 

Digitale Katastralmappe 
ln der Anlage: 2 Erhebungen der Digitalen Katastralmappe (DKM) mit 
dem Internet. Der eine Ausschnitt - einem größeren Bereich entnom­
men- wurde am 12. 5. 2000, der zweite wurde am 6. 7. 2000 abge­
fragt. 

Was ist daran beachtenswert. Jeweils in der Mitte der beiden 
Ausschnitte befindet sich ein Grundstück, dessen Figur auf beiden 
Kopien zu sein scheint - und es auch ist, aber einmal heißt die 
Grundstücknummer 1359/7 und dann 1359/10. Warum diese Ände­
rung? 

Es ist keine katastrale Änderung zwischen den beiden Erhebungen 
erfolgt, es war kein Fehler in der lnternetübertragung, auch kein Fehler 
im Auswerteprogramm des Erhebers, es war ein Fehler in den digita­
len Grunddaten, der in der Zwischenzeit behoben wurde. 
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Entschädigungsberechnungen der Nutzungsformen des Grünlandes 
---------------------

Kein Grund die Digitale Mappe, die wir uns- wo es sie schon gibt- so 
einfach ins Büro holen können, zu verteufeln, nein nur in Ansehung der 
Warnpflicht eine Warnung an jene Sachverständigenkollegen (Baufach 
und Liegenschaftschätzung), diese wunderbare Leistung aus dem 
Bundesamt für Eich~ und Vermessungswesen bereits nützen: aufpas­
sen, kontrollieren, eben sachverständig sein. 

Ich möchte vorstehenden Hinweis als Anregung an unseren Verband 
sehen, vielleicht einen Weg der Verbreitung in geeigneter Form zu fin-

MAPPENGLEICHSTÜCK 
Ka\.Gem.: 01603 Danaufeid 
1 1000 

tfl Mappenbl. 7635- 29/2 M=34 2000-07-06 
~ 7635- 30/1. ~ 
~ ~ 

X=34681 0~~------,-----.======~--,): X=34681! 

Rezertifizierung 

den. Ich kann mir nämlcih ein falsches Gutachten, das so entstehen 
könnte, ganz gut vorstellen. 

Dlpl.-lng. Erich Schmidt 
1060 Wien, Linke Wienzeile 118 
Telefon: 596 80 14 
Telefax: 504 95 49 
Mabilbax: 0663 02 79 31 

Gleicher Ausschnitt "'ie oben inls einer Erheblmg von 2000-05-12 

falsch 

nach der durch die Novelle zum Sachverständigen- und Dolmetschergesetz 
BGBI. 11998/168 geschaffenen neuen Rechtslage 

Jede erste Eintragung in die Sachverständigenliste ist mit dem 
Ende des fünften auf die Eintragung folgenden Kalender­
jahres befristet und kann danach auf Antrag um jeweils zehn 
Jahre verlängert werden (§ 6 Abs. 1 SDG). 

• Die Befristung kann verlängert werden, wenn die Voraus­
setzungen der Eintragung - mit Ausnahme der beruflichen 
Tätigkeit und des Bedarfes - nach wie vor gegeben sind. Auf 
die Verlängerung der Befristung besteht kein Anspruch. Der 
Antrag ist frühestens ein Jahr und spätestens drei Monate 
vor Fristablauf zu stellen (§ 6 Abs. 2 SDG). 

• Im Antrag sind die gerichtlichen Verfahren, in denen der 
Sachverständige seit seiner Eintragung, bei häufiger Heranzie­
hung in einem maßgeblichen Zeitraum unmittelbar vor der 
Antragstellung, tätig geworden ist, mit Aktenzeichen und 
Gericht anzuführen. Sofern der Sachverständige dem ent­
scheidenden Präsidenten hinsichtlich seiner Eignung nicht 
ohnehin- besonders wegen seiner häufigen Heranziehung als 
Sachverständiger - bekannt ist, sind schriftliche Steilung­
nahmen der beteiligten Richter einzuholen. Daneben kann der 
listenführende Präsident weitere Ermittlungen anstellen und 
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ein Gutachten der Kommission nach § 4 a SOG einholen 
(§ 6 Abs. 3 SDG). 

• Nach § 16 a SDG gelten alle am 1. Jänner 1999 in eine Liste 
eingetragenen allgemein beeideten gerichtlichen Sachverstän­
digen als allgemein beeidete und gerichtlich zertifizierte 
Sachverständige. Es erfolgt somit eine automatische Überlei· 
tung ohne weiteres Verfahren. Die am 1. Jänner 1999 beste­
henden Eintragungen auf unbestimmte Zeit gelten als mit dem 
Ende des Jahres 2008 befristet. Bestehende befristete 
Eintragungen unterliegen zum ursprünglichen Fristablauf (also 
nach fünf Jahren) der Rezertifizierung. 

• Die in § 9 Abs. 1 Z 2 SDG (alte Fassung) enthalten gewesene 
Verpflichtung des Sachverständigen, mit Ablauf jedes mit der 
Endziffer Null bezeichneten Kalenderjahres schriftlich zu 
erkennen zu geben, ob er weiter in die Liste eingetragen blei­
ben will, wurde durch die SDG·Novelle 1998 beseitigt. 
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Entscheidungen + Erkenntnisse 
bearbeitet von Dr. Harald Krammer, Präsident des LGZ Wien 

Umsatzsteuerpflicht bei anthropologisch-erbbiologischen 
Sachverständigengutachten (§ 31 Z 6 GebAG) 

1. Medizinische Leistungen, die nicht in der medizinischen 
Betreuung von Personen durch das Diagnostizieren 
und Behandeln einer Krankheit oder einer anderen 
Gesundheitsstörung bestehen, sondern auf der auf bio­
logische Untersuchungen gestützten Feststellung einer 
anthropologisch-erbbiologischen Verwandtschaft, fallen 
nicht unter die Umsatzsteuerbefreiung des Art 13 Teil A 
Absatz 1 Ii! c der Sechsten Mehrwertsteuerrichtlinie 
77/388/EWG des Rates vom 17. Mai 1977. 

2. Derartige Leistungen unterliegen der Umsatzsteuer­
pflicht auch dann, wenn sie von einem von einem 
Gericht beauftragten ärztlichen Sachverständigen 
erbracht werden. 

EuGH vom 14. September 2000, C-384/98 (Vorabentschei­
dungsersuchen des LG SI. Pötten) 

1. Das Landesgericht St. Pötten hat mit Beschluß vom 2. Sep­
tember 1998, beim Gerichtshof eingegangen am 26. Oktober 
1998, gemäß Artikel177 EG-Vertrag üetzt Artikel234 EG) zwei 
Fragen nach der Auslegung des Artikels 13 Teil A Absatz 1 
Buchstabe c der Sechsten Richtlinie 77/388/EWG des Rates 
vom 17. Mai 1977 zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern - Gemeinsames 
Mehrwertsteuersystem: einheitliche steuerpflichtige Semes· 
sungsgrundlage (ABI. L 145, S. 1; im Folgenden: Sechste 
Richtlinie) zur Vorabentscheidung vorgelegt. 

2. Diese Fragen stellen sich in einem Rechtsstreit über die 
mehrwertsteuerrechtliche Behandlung des Honorars für eine 
anthropologisch-erbbiologische Untersuchung durch eine ärzt­
liche Sachverständige, die von dem mit einer Klage von D. 
gegen W. auf Feststellung der Vaterschaft befaßten Gericht 
beauftragt worden war. 

Anwendbares Recht 

3. Artikel 13 Teil A Absatz 1 Buchstabe c der Sechsten Richt­
linie sieht vor: 

"(1) Unbeschadet sonstiger Gemeinschaftsvorschriften befrei­
en die Mitgliedstaaten unter den Bedingungen, die sie zur 
Gewährleistung einer korrekten und einfachen Anwendung der 
nachstehenden Befreiungen sowie zur Verhütung von Steuer­
hinterziehungen, Steuerumgehungen und etwaigen Mißbräu­
chen festsetzen, von der Steuer: 

c) die Heilbehandlungen im Bereich der Humanmedizin, die im 
Rahmen der Ausübung der von dem betreffenden Mitgliedstaat 
definierten ärztlichen und arztähnlichen Berufe erbracht wer­
den". 

4. ln Österreich heißt es in § 6 Absatz 1 Ziffern 19 und 27 sowie 
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Absatz 3 des Umsatzsteuergesetzes 1994 wie folgt: 

"Von den unter § 1 Abs. 1 Z 1 und 2 fallenden Umsätzen sind 
steuerfrei: 

19. die Umsätze aus der Tätigkeit als Arzt ... 

27. die Umsätze der Kleinunternehmer. Kleinunternehmer ist 
ein Unternehmer, der im Inland einen Wohnsitz oder Sitz hat 
und dessen Umsätze nach § 1 Abs. 1 Z 1 und 2 im Veranla· 
gungszeitraum 300.000 S nicht übersteigen. 

(3) Der Unternehmer, dessen Umsätze nach § 6 Abs. 1 Z 27 
befreit sind, kann bis zur Rechtskraft des Bescheids gegenüber 
dem Finanzamt schriftlich erklären, daß er auf die Anwendung 
des§ 6 Abs. 1 Z 27 verzichtet ... " 

5. ln Österreich hat ein Sachverständiger, wenn er vom Pro­
zeßgericht mit der Ermittlung des Sachverhalts beauftragt wird, 
Anspruch auf Honorar und, soweit seine Leistungen umsatz­
steuerpflichtig sind, Anspruch auf Ersatz der auf sein Honorar 
entfallenden Steuer. 

6. Das Sachverständigenhonorar wird vom Prozeßgericht 
durch anfechtbaren Beschluß festgesetzt. ln diesem ordnet 
das Gericht die Auszahlung des Honorars aus einem von einer 
Partei eingezahlten Kostenvorschuß, in dessen Ermangelung 
jedoch aus Amtsgeldern, also aus Mitteln des Österreichischen 
Bundesschatzes, an. 

Sachverhalt des Ausgangsverfahrens und Vorabentschei­
dungsfragen 

7. Das Bezirksgericht St. Pötten beauftragte Dr. N. N. als medi· 
zinische Sachverständige aufgrund einer anthropologisch-erb­
biologischen Untersuchung ein Gutachten darüber zu erstat­
ten, ob die Klägerin des Ausgangsvertahrens ein leibliches 
Kind des Beklagten sein kann. 

8. Um den Abzug der Vorsteuer zu ermöglichen, die sie beim 
Kauf des bei ihren Untersuchungen benötigten Materials und 
bei der Bezahlung ihrer Mitarbeiter entrichtet hatte, entschied 
sich Dr. N. N. für die Besteuerung ihrer Tätigkeit und verlangte 
vom Österreichischen Staat neben ihrem Honorar 14.108,60 
ATS Umsatzsteuer. 

9. Nachdem das Bezirksgericht diese Forderung in vollem 
Umfang anerkannt hatte, erhob der Revisor des Bundesschat· 
zes, wozu er zum Schutz der Amtsgelder befugt ist, beim vor­
liegenden Gericht Rekurs gegen den Beschluß über die 
Besteuerung des Sachverständigenhonorars mit der Begrün­
dung, daß die Umsatzsteuerbefreiung ärztlicher Tätigkeiten 
nicht als fakultativ anzusehen sei. 

10. Das Bezirksgericht entschied, daß Sachverständige bei der 
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Entscheidungen + Erkenntnisse 
------------------------------------

Ausübung ihrer Berufstätigkeit als Unternehmer im Sinne von 
§ 1 Abs. 1 Ziffer 1 des Umsatzsteuergesetzes 1994 anzusehen 
seien, sodaß ihr Honorar grundsätzlich der Umsatzsteuer 
unterliege. Da jedoch § 6 Abs. 1 Ziffer 19 des Gesetzes die 
Befreiung der Umsätze aus der Tätigkeit als Arzt vorsieht, fragt 
sich das vorlegende Gericht, ob diese Befreiung auch die von 
einem Arzt als Sachverständigen erbrachten medizinischen 
Leistungen, insbesondere anthropologisch-erbbiologische 
Untersuchungen im Rahmen eines Vaterschattsprozesses, 
erfassen soll. 

11. Unter diesen Umständen hat das Landesgericht St. Pölten 
das Verfahren ausgesetzt und dem Gerichtshof folgende Fra­
gen zur Vorabentscheidung vorgelegt: 

1. Ist Artikel 13 Teil A Absatz 1 Buchstabe c der Sechsten 
Richtlinie des Rates vom 17. Mai 1977 zur Harmonisierung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern 
(77/388/EWG) dahin auszulegen, daß die dort normierte 
Umsatzsteuerbefreiung auch humanmedizinische Leistungen 
erlaßt, die ein Arzt in seiner Eigenschaft als Gerichtssachver­
ständiger im Auftrag des Gerichts erbringt, insbesondere durch 
anthropologisch-erbbiologische Untersuchungen im Rahmen 
eines Vaterschaftsprozesses? 

2. Für den Fall, daß die erste Frage mit Ja beantwortet wird: 
Steht die angeführte Bestimmung der Richtlinie der Anwen­
dung einer Vorschrift des nationalen Rechts entgegen, die es 
(auch) Ärzten unter bestimmten Voraussetzungen ermöglicht, 
auf die angeführte Umsatzsteuerbefreiung wirksam zu verzich­
ten? 

Zu den Vorlagefragen 

12. Mit seiner ersten Frage möchte das vorlegende Gericht 
zum einen wissen, ob Artikel 13 Teil A Absatz 1 Buchstabe c 
der Sechsten Richtlinie dahin auszulegen ist, daß in den 
Anwendungsbereich dieser Bestimmung auch medizinische 
Leistungen fallen, die nicht in der medizinischen Betreuung von 
Personen durch das Diagnostizieren und Behandeln einer 
Krankheit oder einer anderen Gesundheitsstörung bestehen, 
sondern in der auf biologische Untersuchungen gestützten 
Feststellung einer anthropologisch-erbbiologischen Verwandt­
schaft. Zum anderen geht die Frage dahin, ob es insoweit von 
Belang ist, daß der als Sachverständiger tätige Arzt von einem 
Gericht beauftragt worden ist. 

13. Die Österreichische und die niederländische Regierung 
sowie die Regierung des Vereinigten Königreichs sind der 
Ansicht, die Umsatzsteuerbefreiung nach Artikel 13 Teil A 
Absatz 1 Buchstabe c der Sechsten Richtlinie gelte für medizi­
nische Leistungen ohne Unterscheidung nach deren Zweck 
unabhängig davon, ob sie in der Vornahme einer technischen 
Handlung wie einer Laboruntersuchung oder in der Behand­
lung einer Krankheit bestünden und ob sie auf Verlangen eines 
Einzelnen oder im Auftrag einer öffentlichen Stelle erbracht 
würden. Somit sei die von einem gerichtlich beauftragten Arzt 
durchgeführte anthropologisch-erbbiologische Untersuchung 
im Rahmen eines Vaterschaftsprozesses eine umsatzsteuer­
befreite Heilbehandlung, da sie die Ausübung einer ärztlichen 
oder arztähnlichen Tätigkeit umfasse. 
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14. Die Kommission macht demgegenüber geltend, um unter 
die Befreiung zu fallen, müsse es sich bei der medizinischen 
Leistung konkret um eine Heilbehandlung im Bereich der Hu­
manmedizin handeln. Die Vornahme anthropologisch-erbbiolo­
gischer Untersuchungen zum Zweck einer Vaterschaftsfest­
stellung habe jedoch weder die Vorbeugung noch die Diagno­
se oder die Therapie einer Krankheit zum Ziel. Es bestehe 
daher kein Anlaß, derartige Tätigkeiten eines Arztes steuerlich 
anders zu behandeln als die Tätigkeit von Gerichtssachver­
ständigen anderer Disziplinen wie von Buchprüfern, Ingenieu­
ren oder Psychologen. Auch wenn die Tätigkeit eines Sach­
verständigen, der im Auftrag eines Gerichts handele, als dem 
Gemeinwohl dienend angesehen werden könne, reiche dies 
für sich genommen nicht aus, die von ihm erbrachten Leistun­
gen nach Artikel 13 Teil A Absatz 1 Buchstabe c der Sechsten 
Richtlinie von der Mehrwertsteuer zu befreien. 

15. Zunächst einmal sind die Begriffe, mit denen die Steuerbe­
freiungen nach Artikel 13 der Sechsten Richtlinie umschrieben 
sind, eng auszulegen, da sie Ausnahmen von dem allgemei­
nen Grundsatz darstellen, wonach jede Dienstleistung, die ein 
Steuerpflichtiger gegen Entgelt erbringt, der Umsatzsteuer 
unterliegt (u. a. Urteile vom 15. Juni 1989 in der Rechtssache 
348/87, Stichling Uitvoering Financiele Acties, Slg. 1989, 1737, 
Randnr. 13, und vom 12. November 1998 in der Rechtssache 
C-149/97, Institute of the Motor lndustry, Slg. 1998, 1-7053, 
Randnr. 17). 

16. Bei der Frage, ob die anthropologisch-erbbiologische 
Untersuchung zum Zweck einer Vaterschaftsfeststellung unter 
den Begriff der "Heilbehandlungen im Bereich der Humanme­
dizin" im Sinne des Artikels 13 Teil A Absatz 1 Buchstabe c der 
Sechsten Richtlinie fällt, sind die verschiedenen Sprachfassun­
gen dieser Bestimmung miteinander zu vergleichen, wie es die 
einheitliche Auslegung des Gemeinschaftsrechts erfordert. 
Weichen die verschiedenen Sprachfassungen voneinander ab, 
so muß die fragliche Bestimmung außerdem nach dem Zusam­
menhang und dem Zweck der Regelung ausgelegt werden, zu 
der sie gehört (u. a. Urteile vom 27. März 1990 in der Rechts­
sache C-372/88, Cricket St Thomas, Slg. 1990, 1-1345, Rand­
nr. 19, und vom 9. März 2000 in der Rechtssache C-437/97, 
EKW und Wein & Co., noch nicht in der amtlichen Sammlung 
veröffentlicht, Randnr. 42). 

17. Wie der Generalanwalt in Nummer 16 seiner Schlußanträ­
ge ausführt, beziehen sich alle Sprachfassungen des Artikels 
13 Teil A Absatz 1 Buchstabe c der Sechsten Richtlinie mit 
Ausnahme der italienischen Fassung allein auf medizinische 
Leistungen, die die Gesundheit von Menschen betreffen. Ins­
besondere die deutsche, die französische, die finnische und 
die schwedische Sprachfassung verwenden den Begriff der 
therapeutischen Behandlungen oder der Heilbehandlungen im 
Bereich der Humanmedizin. 

18. Daher kann dieser Begriff der "Heilbehandlungen im 
Bereich der Humanmedizin" nicht so ausgelegt werden, daß er 
medizinische Eingrite umfaßt, die zu einem anderen Zweck als 
dem der Diagnose, der Behandlung und, soweit möglich, der 
Heilung von Krankheiten oder Gesundheitsstörungen durchge­
führt werden. 
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19. Gemäß dem Grundsatz, daß sämtliche Bestimmungen zur 
Einführung einer Umsatzsteuerbefreiung eng auszulegen sind, 
müssen daher die Leistungen, die keinem solchen therapeuti­
schen Ziel dienen, vom Anwendungsbereich des Artikels 13 
Teil A Absatz 1 Buchstabe c der Sechsten Richtlinie ausge­
schlossen werden und unterliegen somit der Umsatzsteuer. 

20. Dieser Auslegung kann auch nicht entgegengehalten wer­
den, daß die fraglichen Sachverständigenleistungen mögli­
cherweise dem Gemeinwohl dienende Tätigkeiten sind. Durch 
Artikel 13 Teil A der Sechsten Richtlinie werden nämlich nicht 
alle dem Gemeinwohl dienenden Tätigkeiten von der Umsatz­
steuer befreit, sondern nur diejenigen, die einzeln aufgeführt 
und sehr genau beschrieben sind (Urteil Institute of the Motor 
lndustry, Randnr. 18). 

21. Da die genannten Sachverständigenleistungen aufgrund 
ihrer Natur nicht von der Mehrwertsteuer befreit werden kön­
nen, ist es insoweit ohne Belang, daß ein Gericht sie angeord­
net hat. 

22. ln Anbetracht dessen ist auf die erste Frage zu antworten, 
daß Artikel 13 Teil A Absatz 1 Buchstabe c der Sechsten Richt­
linie dahin auszulegen ist, daß medizinische Leistungen, die 
nicht in der medizinichen Betreuung von Personen durch das 
Diagnostizieren und Behandeln einer Krankheit oder einer 
anderen Gesundheitsstörung bestehen, sondern in der auf bio­
logische Untersuchungen gestützten Feststellung einer anthro­
pologisch-erbbiologischen Verwandtschaft, nicht in den 
Anwendungsbereich dieser Bestimmung fallen. Daß der als 
Sachverständiger tätige Arzt von einem Gericht beauftragt wor­
den ist, ist insoweit ohne Belang. 

23. Im Hinblick auf die Antwort auf die erste Frage braucht die 
zweite Frage nicht beantwortet zu werden. 

Kosten 

24. Die Auslagen der Österreichischen und der niederländi­
schen Regierung, der Regierung des Vereinigten Königreichs 
und der Kommission, die vor dem Gerichtshof Erklärungen 
abgegeben haben, sind nicht erstattungsfähig. Für die Partei­
en des Ausgangsverfahrens ist das Verfahren ein Zwi­
schenstreit in dem bei dem vorlegenden Gericht anhängigen 
Rechtsstreit; die Kostenentscheidung ist daher Sache dieses 
Gerichts. 

Aus diesen Gründen 
hat 

DER GERICHTSHOF (Fünfte Kammer) 

auf die ihm vom Landesgericht SI. Pölten mit Beschluß vom 
2. September 1998 vorgelegten Fragen für Recht erkannt: 

Artikel 13 Teil A Absatz 1 Buchstabe c der Sechsten Richtlinie 
77/388/EWG des Rates vom 17. Mai 1977 zur Harmonisierung 
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Umsatz­
steuern - Gemeinsames Mehrwertsteuersystem: einheitliche 
steuerpflichtige Bemessungsgrundlage ist dahin auszulegen, 
daß medizinische Leistungen, die nicht ·,n der medizinischen 
Betreuung von Personen durch das Diagnostizieren und 
Behandeln einer Krankheit oder einer anderen Gesundheits-
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störung bestehen, sondern auf der auf biologische Untersu­
chungen gestützten Feststellung einer anthropologisch-erbbio­
logischen Verwandtschaft, nicht in den Anwendungsbereich 
dieser Bestimmnng fallen. Daß der als Sachverständiger tätige 
Arzt von einem Gericht beauftragt worden ist, ist insoweit ohne 
Belang. 

Anmerkung: Dieses Urteil des EuGH klärt abschließend, 
daß bei anthropologisch-erbbiologischen Sachverständi­
gengutachten Umsatzsteuer in Rechnung gestellt werden 
kann, die vom Gericht zuzuerkennen ist, auch wenn der Gut­
achter medizinischer Sachverständiger ist. 

in den Punkten 17-22 der Begründung dieses Urteils wird 
aber vor allem betont, daß der in Art 13 Teil A Abs. 1 fit c der 
Sechsten Mehrwertsteuerrichtlinie verwendete Begriff der 
"Hei/behandfungen im Bereich der Humanmedizin" nur thera­
peutische Behandlungen sowie Heilbehandlungen und medi­
zinische Eingriffe umfaßt, die zum Zwecke der Diagnose, der 
Behandlung und, soweit möglich, der Heilung von Krankheiten 
oder Gesundheitsstörungen durchgeführt werden. Weiters wird 
ausgeführt, daß die Tatbestände der Umsatzsteuerbefreiung 
eng auszulegen sind. Die Einbeziehung in die Umsatzsteu­
erbefreiung könne aber auch nicht damit gerechtfertigt wer­
den, daß Sachverständigenleistungen möglicherweise dem 
Gemeinwohl dienende Tätigkeiten sind. 

Aus diesen Ausführungen des EuGH ist daher zweifelsfrei zu 
schließen, daß jegliche ärztliche Sachverständigentätigkeit 
in gerichtlichen Verfahren -also in Straf- und Zivi/verfahren, 
aber auch in arbeits- und sozialrechtlichen Verfahren- von der 
Umsatzsteuerbefreiung der Sechsten Mehrwertsteuerrichtli­
nie nicht betroffen ist. Für ärztliche Gerichtsgutachtertätig­
keit kann daher- ohne jede Einschränkung - nach § 31 Z 6 
GebAG Umsatzsteuer in Rechnung gestellt werden. 

Lediglich Privatgutachtertätigkeit zur Erstellung einer Dia­
gnose oder zur Erörterung von Behandlungsmöglichkeiten im 
Rahmen einer Heilbehandlung fällt weiterhin unter die 
Umsatzsteuerbefreiung. Ärztliche Privatgutachtertätigkeit 
zur Prozeßvorbereitung oder zur Überprüfung oder 
Bekämpfung eines ärztlichen Gerichtsgutachtens ist 
jedoch nicht umsatzsteuerbefreit. Auch bei diesen Privatgut­
achten kann Umsatzsteuer in Rechnung gestellt werden. 

Für jede ärztliche Sachverständigentätigkeit ist dieses Urteil 
des EuGH daher von grundsätzlicher Bedeutung und ver­
dient größte Beachtung! 

Harald Krammer 
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Ökonomie des Sachverständigenbeweises 
(§ 25 Abs. 1 GebAG, §§ 332 Abs. 2, 365 ZPO, § 3 GEG) 
1. Die Warnpflicht des § 25 Abs. 1 GebAG verfolgt den 

Zweck, Sachverständigengebühren in unerwarteter 
Höhe zu vermeiden. 

2. Gibt der zunächst vom Gericht bestellte Sachverständi­
ge im Rahmen seiner Warnpflicht die voraussichtliche 
Gebührenhöhe - ausgehend von einem Stundensatz 
von 4500 S - mit 239.000 S an, während die Parteien 
Kostenvoranschläge von Sachverständigen - ausge· 
hend von einem Stundensatz von 1560 S - mit voraus­
sichtlichen Gesamtbeträgen von 59.000 S bzw. 
99.000 S vorlegen und eine Umbestellung des Sachver­
ständigen beantragen, hat das Gericht diesen Umbe­
stellungsantrag zu prüfen. 

3. Zunächst wird eine ausführliche Stellungnahme des 
zuerst bestellten Sachverständigen einzuholen sein. 

4. Entscheidend wird sein, ob durch die Umbestellung des 
Sachverständigen die Qualität des Sachverständigen­
beweises in unvertretbarem Ausmaß leidet. 

OLG Wien vom 30. Juni 2000, 17 R 139/00 m 

Der Kläger begehrt die Bezahlung des restlichen Werklohnes 
von S 2,121.093,95 und brachte vor, die Beklagte habe der 
Gemeinschuldnerin den Auftrag erteilt, ein Doppelhaus in 
Baden zu errichten. Die Beklagte habe die vorzeitige Bauein­
stellung verfügt. Bis zur Baueinstellung habe die Gemein­
schuldnerin Leistungen im Wert von S 3,192.453,95 erbracht, 
abzüglich der von der Beklagten geleisteten Zahlungen seien 
S 2,121.093,95 noch zu bezahlen. 

Die Beklagte bestritt und wendete im wesentlichen ein, die Lei­
stungen der Gemeinschuldnerin hätten einen festgestellten 
Wert von S 983.386,50. Diesem Betrag stünde eine Zahlung 
der Beklagten von S 1,179.360,- gegenüber, weshalb der Klä· 
gerkeinerlei Ansprüche mehr besitze. 

Das Erstgericht faßte einen Beweisbeschluß über die Behaup­
tungen der Parteien dies ohne den Sachverständigenbeweis in 
den Beweisbeschluß aufzunehmen. Es trug den Parteien auf, 
binnen 4 Wochen je S 20.000,- zwecks Beiziehung eines 
Sachverständigen aus dem Baufach zu erlegen. Mit Beschluß 
vom 27. 3. 2000 bestellte das Erstgericht Dipl.-lng. N. N., Archi­
tekt, zum Sachverständigen mit dem Auftrag die Schlußrech­
nung auf ihre Angemessenheil zu überprüfen, ebenso die 
Angemessenheil der Höhe der verrechneten Materialkosten 
sowie zur Frage der Mängel in der Ausführungsplanung. Die­
ser Beschluß wurde den Parteienvertretern am 17. 4. 2000 
zugestellt. Am 12. 5. 2000 teilte der Sachverständige dem Erst­
gericht mit, die voraussichtlichen Gebühren für das zu erstat­
tende Gutachten würden rund S 239.000,- betragen. Dabei 
legte der Sachverständige einen Stundensatz von S 4.500,­
laut AHA, Gebührenklasse 3 zugrunde. 
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Die Parteien beantragten die Beiziehung eines anderen Sach­
verständigen und legten Kostenvoranschläge von anderen 
Sachverständigen vor, denen zufolge auf Grundlage eines 
Stundensatzes von S 1.560,- die Gebühren mit rund 
S 59.000,- bzw. rund S 99.000,- jeweils ohne USt geschätzt 
werden. 

Das Erstgericht trug den Parteien auf, binnen 14 Tagen je 
einen weiteren Kostenvorschuß von S 100.000,- zu erlegen. 

Dagegen richtet sich der Rekurs der Beklagten. 

Der Rekurs ist berechtigt. 

Mit Rücksicht auf die Höhe der aufgetragenen Kostenvor­
schüsse wäre das Erstgericht verhalten gewesen, vom Sach­
verständigen Dipl.-lng. N. N. eine Stellungnahme zu den von 
den Parteien vorgelegten Kostenvoranschlägen anderer Sach­
verständiger einzuholen. Insbesondere wird zu klären sein, 
warum der Sachverständige Dipl.-lng. N. N. einen Stundensatz 
für Mühewaltung von S 4.500,- netto zu begehren beabsich­
tigt, während die beiden Sachverständigen Architekt A. und 
Prof. Dipl.-lng. Dr. B. jeweils für Mühewaltung pro Stunde 
S 1.560,- veranschlagen. Erst nach Vorliegen einer ausführli­
chen Stellungnahme des Sachverständigen Dipl.-lng. N. N. 
wird das Erstgericht über die Anträge der Parteien neuerlich zu 
entscheiden haben. 

Da die in § 25 Abs. 1 GebAG verankerte Warnpflicht den 
Zweck verfolgt, Sachverständigengebühren in unerwarteter 
Höhe zu vermeiden, wird das Erstgericht auch zu überlegen 
haben, ob diesem Regelungszweck der von beiden Parteien 
gestellte Antrag auf Umbestellung des Sachverständigen ent­
spricht, ohne daß darunter die Qualität des Sachverständigen­
beweises in unvertretbarem Ausmaß leidet. 

Dem Rekurs war daher Folge zu geben. 

Gemäß § 41 Abs. 3 GebAG findet ein Kostenersatz nicht statt. 

5. Die Abweisung des von den Parteien gestellten Antrags 
auf Bestellung eines anderen Sachverständigen ist 
anfechtbar, weil der gleichzeitig ergangene Beschluß, 
mit dem einer Partei der Erlag eines weiteren Kosten­
vorschusses aufgetragen wurde nach § 332 Abs. 2 ZPO 
abgesondert anfechtbar ist. 

6. Die Erfüllung der Warnpflicht verschafft den Parteien die 
erforderliche Information, um allenfalls aus wirtschaftli­
chen oder anderen anderen Gründen auf den Sachver­
ständigenbeweis zu verzichten (§ 363 Abs. 1 ZPO). Es 
sollen aber auch solche Gutachten vermieden werden, 
die mit ihrer besonders ausführlichen und wissen­
schaftlichen Arbeit weit darüber hinausgehen, was von 
einem Sachverständigen im Prozeß erwartet wird. 

7. Im Hinblick auf die personenbezogene Honorierung von 

DER SACHVERSTÄNDIGE 175 



Entscheidungen + Erkenntnisse 

Gerichtssachverständigen (§ 34 Abs. 1 GebAG) muß 
den Parteien die Möglichkeit eingeräumt werden, Sach­
verständige namhaft zu machen, die geringere 
Gebühren beanspruchen, ohne daß dadurch die Qua­
lität des Gutachtens in unvertretbarem Ausmaß leidet. 

8. Die Bestellung eines anderen Sachverständigen hat 
nicht nur im Fallle seiner Befangenheit (§ 356 Abs. 2 
ZPO) oder seiner fehlenden Kompetenz zu erfolgen, 
sondern auch wenn der Sachverständige besonders 
hohe Gebühren verrechnet, insbesondere wenn es die 
Parteien beantragen. § 351 Abs. 2 ZPO räumt dem 
Gericht die Möglichkeit zur Umbestellung ohne jede 
Einschränkung ein. 

OLG Wien vom 6. Oktober 2000, 17 R 158/00 f 

Die Klägerin begehrt als aushattenden Werklohn den Betrag 
von S 2,000.000,-. 

Der Beklagte bestritt das Klagebegehren, beantragte Klagsab­
weisung und wendete im wesentlichen Mängel, die einen 
Kostenaufwand von S 955.548,- erfordern, e'1n. 

Mit Beschluß vom 5. 5. 2000 bestellte das Erstgericht den 
Sachverständigen Architekt Dipl.-lng. N. N. zum Sachverstän· 
digen mit dem Auftrag "umgehend Befund hinsichtlich der im 
Objekt 2340 Mödling, Xstraße 00, entstandenen, der Klägerin 
zuzuordnenden Mängeln, insbesondere des zuletzt im Keller· 
bereich eingetretenen Wasserschadens aufzunehmen und ein 
Gutachten in 3facher schriftlicher Ausfertigung binnen 8 Wo· 
chen über die im angeführten Objekt bestehenden, der Kläge· 
rin zuzuordnenden Mängel, deren Umfang sowie deren Behe­
bungskosten, weiters die vom Beklagten vorgelegten Rech· 
nungen hinsichtlich der bereits vorgenommenen Ersatzvornah­
me bezüglich ihrer Anordnung und Zuordnung zu allfällig 
ursprünglich vorhandenen Mängeln der Arbeit der Klägerin zu 
erstatten." 

ln der Folge teilte der Sachverständige mit, daß aus dem 
Beschluß eine verhältnismäßig umfangreiche Tätigkeit des 
Sachverständigen zu erkennen sei und er unter Betrachtung 
der Streitsumme von S 2,000.000,- einen verminderten Stun­
densatz laut AHA-Gebührenklasse 3 von S 4.500,- exklusive 
Mehrwertssteuer verrechnen werde. Unter diesen Gegeben­
heiten erscheine der vorgeschriebene Kostenvorschuß von 
S 30.000,- jedenfalls nicht ausreichend. ln der Folge führte der 
Sachverständige ergänzend aus, daß voraussichtliche Auf­
wendungen von S 171.879,- entstehen würden, wobei für die 
Befundaufnahme 2 Stunden und für die Gutachtenserstattung 
30 Sachverständigenstunden erforderlich wären. 

Zu den veranschlagten Gebühren des Sachverständigen 
Dipl.-lng. N. N. erklärte die Klägerin, sie sei mit den voraus­
sichtlichen Gebühren nicht einverstanden. Die prognostizierten 
Kosten entsprächen in keiner Art und Weise dem zu erwarten­
den Aufwand der gegenständlichen Gutachtenserstattung. Sie 
stimme dem vom Beklagten angekündigten Antrag zu, einen 
anderen Sachverständigen zu bestellen. Der Beklagte wandte 
sich sowohl hinsichtlich des Stundenansatzes als auch insbe-
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sondere hinsichtlich der veranschlagten Stundenanzahl gegen 
die vom Sachverständigen angekündigte Gebührensumme 
von brutto über S 200.000,-, weil diese weit überhöht sei. 
Weder das Ausmaß der Mängel noch die Anzahl und der 
Umfang der vorliegenden Rechnungen über schon vorgenom­
mene Mängelbehebungsarbeiten rechtfertigten den vom Sach­
verständigen veranschlagten Aufwand. Er beantrage daher, 
den Sachverständigen Dipl.-lng. N. N. zu entheben und einen 
anderen Sachverständigen zu bestellen, der zur Erstattung von 
Befund und Gutachten im Sinne des Gerichtsauftrages zu 
einem dem tatsächlich notwendigen Aufwand entsprechenden 
angemessenen Gebührenbetrag bereit sei. 

Mit dem angefochtenen Beschluß hat das Erstgericht 

1. den Beklagten aufgetragen, einen weiteren Kostenvorschuß 
in der Höhe von S 142.000,- binnen 14 Tagen zwecks Einho­
lung des beantragten Sachverständigengutachtens aus dem 
Baufach zu erlegen; 

2. auf die "Fragen" der §§ 365 iVm § 332 Abs. 2 ZPO bei Nicht­
erlag des aufgetragenen weiteren Kostenvorschuß verwiesen und 

3. von der Befundaufnahme durch den Sachverständigen bis 
zur Rechtskraft des Beschlusses bzw. zum Erlag des aufgetra­
genen weiteren Kostenvorschusses Abstand genommen; dies 
mit der Begründung, daß die Äußerung der Parteien eine 
Abstandnahme vom beantragten Sachverständigenbeweis 
oder sachliche Einwände gegen die Person des Sachverstän­
digen nicht erkennen ließen. Die von den Parteien reisvierten 
Fragen der Gebührenhöhe werde allenfalls bei Bestimmung 
der nach durchgeführtem Auftrag verzeichneten Sachverstän­
digengebühren zu klären sein. Eine Umbestellung des Sach­
verständigen sei dadurch nicht gerechttertigt. 

Gegen die (inhaltliche) Abweisung des Antrages auf Bestellung 
eines anderen Sachverständigen (damit hilfsweise aber auch 
gegen die Höhe des Kostenvorschusses) richtet sich der 
Rekurs des· Beklagten mit dem Antrag, dem Erstgericht die 
Bestellung eines anderen Sachverständigen aus dem Baufach 
aufzutragen. 

Der Rekurs ist berechtigt. 

Es schadet im Einzelfall nicht, wenn das Erstgericht irrtümli­
cher Weise über einen Antrag nur in den Gründen seiner Ent­
scheidung, nicht aber auch im Spruch abgesprochen hat, 
sofern sein Entscheidungswillen aus der Begründung unzwei­
felhaft hervorgeht (vgl. RZ 1999/34 u. a.). Da die Klägerin sich 
mit dem Antrag des Beklagten, im Hinblick auf die unverhält­
nismäßig hoch veranschlagten Kosten des Sachverständigen 
Dipl.-lng. N. N. einen anderen Sachverständigen zu bestellen, 
einverstanden erklärte, beide Parteien sich gegen die Höhe der 
veranschlagten Kosten ausgesprochen haben und das Erstge­
richt in seiner Begründung für die Umbestellung keinen Grund 
sah, kann nicht zweifelhaft sein, daß es den vom Beklagten 
gestellten Antrag auf Bestellung eines anderen Sachverständi­
gen abgewiesen hat. Die Frage der abgesonderten Anfecht­
barkeil eines die Umbestellung eines Sachverständigen ableh­
nenden Beschlusses braucht hier nicht näher geprüft zu wer­
den, weil der Beschluß über den Auftrag des Kostenvorschus­
ses gemäß der ausdrücklichen Bestimmung des § 332 Abs. 2 
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letzter Satz ZPO abgesondert anfechtbar ist und daher auch 
die Ablehnung der Umstellung im Zusammenhang mit dem 
Erlagsauftrag jedenfalls angefochten werden kann. 

Vorauszuschicken ist zunächst, daß der Sachverständige 
unrichtig von einer Bemessungsgrundlage von S 2,000.000,­
(= Klagsbetrag) ausging, sein Gutachtensauftrag aber lediglich 
die Mängel betrifft, die nach den Behauptungen des Beklagten 
einen Behebungsaufwand von nicht ganz S 1,000.000,- erwar­
ten lassen. Damit ergibt sich aber, daß die Bemessungsgrund­
lage für die Gebühr nichtS 2,000.000,- sondern S 1,000.000,­
darstellt, was auch zu einer Reduzierung der Kosten führt. 
Betragen die Kosten pro Stunde nach den AHR bei einer 
Bemessungsgrundlage von S 2 Mio S 5.274,- so sind bei 
S 1,000.000,- die Kosten mit S 4.746,- angesetzt. Damit ergibt 
sich aber, daß der vom Sachverständigen geschätzte Aufwand 
zufolge Reduktion der Bemessungsgrundlage geringer wäre. 

Die Warnpflicht des Sachverständigen nach § 25 Abs. 1 
GebAG hat nach seiner Entstehungsgeschichte nicht nur den 
Zweck, den Parteien die Möglichkeit zu geben (Einfügung der 
Red.), aus wirtschaftlichen oder anderen Gründen gemäß 
§ 363 Abs. 1 ZPO auf den Sachverständigenbeweis überhaupt 
zu verzichten, sondern auch solche Gutachten zu vermeiden, 
die mit ihrer besonders ausführlichen und wissenschaftlichen 
Arbeit weit über dasjenige hinausgehen, was von einem Sach~ 
verständigen im Zivilprozeß allgemein oder doch im konkreten 
Verfahren erwartet wird (vgl. OLG Wien 2. 4. 1987, 13 R 23/87 
= WR 289 mwN). Da § 34 Abs. 1 GebAG die Gebührenbe­
messung durch die Orientierung an den Privateinkünften per­
sonenbezogen gestaltet, muß aufgrund der Warnung des 
Sachverständigen vor den zu erwartenden Gebühren den Par­
teien die Möglichkeit eingeräumt werden, Sachverständige 
(hier etwa einen Baumeister) namhaft zu machen, der seine 
Gebühren deutlich geringer verzeichnet, ohne daß dadurch die 
Qualität des Gutachtens in unvertretbarem Ausmaß leidet. 

Die Bestellung eines anderen Sachverständigen war schon 
bisher nicht nur im Falle einer Befangenheit des Sachverstän­
digen vorzunehmen ( § 356 Abs. 2 letzter Satz ZPO), sondern 
auch, wenn der Sachverständige aus fachlichen Gründen nicht 
dem Auftrag zur Gutachtenserstattung entsprechen konnte. 
Daher muß auch im Falle besonders hoher Gebühren des 
Sachverständigen eine Umbestellung möglich sein, insbeson­
dere wenn dies die Parteien beantragen, nachdem § 351 
Abs. 2 ZPO dem Gericht die Möglichkeit zur Umbestellung 
ohne jede Einschränkung einräumt. Will man die Warnpflicht 
nicht auf einen inhaltsleeren Formalakt reduzieren, so ist die 
Möglichkeit der Bestellung eines anderen Sachverständigen, 
der ohne unvertretbare Abstriche von der Qualität des Gutach­
tens von deutlich geringeren Kosten ausgeht, mit den Parteien 
zu erörtern und deren Vorschläge zu berücksichtigen, bevor 
über den Antrag auf Umbestellung oder die Höhe des Kosten­
vorschusses entschieden wird, wie dies das Rekursgericht in 
einem vergleichbaren Fall entschieden hat (vgl. 17 R 139/00m 
in 57 Cg 19/00h des LGZ Wien). 

Dem Rekurs war daher Folge zu geben und der angefochtene 
.,, Beschluß zur Gänze aufzuheben. 
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Die Kostenentscheidung gründet sich auf§ 41 Abs. 3 GebAG, 
wonach ein Kostenersatz im Zusammenhang mit Sachverstän­
digengebühren nicht stattfindet. 

Anmerkung: Gedanken über die Ökonomie des Sachver­
ständigenbeweises haben die GebAG-Novel/e 1994, BGBI 
623, maßgeblich beeinflußt. Es ist besonders bemerkens­
wert, daß diese Überlegungen nun auch zunehmend in die 
Rechtsprechung einfließen. in meinem Aufsatz "Das Ent­
gelt bei Privatgutachten - Wechselwirkungen zwischen § 
1152 ABGB und den Bestimmungen des GebAG", SV 
1997/3, 9-13, habe ich bereits verschiedene Erwägungen über 
die Preisregelungswirkung des "Marktes des Fachwis­
sens" angestellt. Ich habe dabei auch auf die Wichtigkeit des 
Wettbewerbes hingewiesen und ausgeführt, daß eine ange­
messene, marktkonforme Honorierung von Gerichtsgutachten 
nur dann erzielt werden kann, wenn genügend viele qualifizier­
te Gutachter in Konkurrenz treten (Krammer a. a. 0., 9 f). 

Die beiden oben abgedruckten Entscheidungen machen nun -
meines Erachtens zurecht - mit dem Wettbewerb auch in 
Gerichtsverfahren im Bereich der hoheitlichen Beauftragung 
von Sachverständigen ernst. Die starke Einbindung der Par­
telen in die Sachverständigenbestellung halte ich im Hinblick 
auf einen richtig verstandenen Dispositionsgrundsatz im 
Zivilprozeß für zutreffend. Die Parteien bestimmen durch ihr 
Sach- und Beweisvorbringen den Prozeßstoff; es muß ihnen -
zumindest in einem gewissen Ausmaß - auch eine Einfluß­
nahme auf die "Tiefe" der Beweiserhebung durch Bestim­
mung der Qualifikation des beizuziehenden Sachverständigen 
eingeräumt werden, die letztlich ihren Niederschlag im Honorar 
findet. Das heißt aber nicht, daß die Parteien den Sachver­
ständigen auswählen; sie können aber zu der von ihnen 
gewünschten Qualifikation des Sachverständigen ein auch 
für den Verhandlungsrichter maßgebliches Vorbringen erstat­
ten und damit auf den letztlich von ihnen zu tragenden Kosten­
aufwand des Prozesses Einfluß nehmen. 

Andererseits kann jede Partei auch Vergleichsangebote 
gleich qualifizierter allgemein beeideter und gerichtlich zerti­
fizierter Sachverst!Jndiger dem Gericht vorlegen. Der Richter 
muß sich mit diesen Vergleichsangeboten inhaltlich ausein­
andersetzen, wobei nicht der "billigste" Sachverständige zu 
bestellen ist, sondern der für die anstehendeSachfrage qua­
lifizierteste, unter gleich qualifizierten Sachverständigen aller­
dings jener, dessen Gutachterarbeit für das Verfahren die 
geringste Kostenbelastung bedeutet. 

Die Bestellung einer bestimmten Person zum gerichtlichen 
Sachverständigen - also der entscheidende Hoheitsakt- muß 
selbstverständlich dem Richter allein vorbehalten bleiben 
(§ 351 ZPO). 

Harald Krammer 
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Rekursfrist - Rekurs­
verfahren (§ 41 GebAG), 
Beweisführer beim Anspruch 
nach § 2 Abs. 2 GEG 
1. Nach § 41 Abs. 1 GebAG ist der Rekurs gegen den 

Gebührenbestimmungsbeschluß zwar an den überge­
ordneten Gerichtshof zu erheben, aber nach § 520 Abs. 1 
ZPO bei jenem Gericht einzubringen, dessen Beschluß 
angefochten wird. 

2. Die Rekursfrist ist nach § 89 GOG gewahrt, wenn der 
Rekurs am letzten Tag der Frist zur Post gegeben wird, 
dies aber nur, wenn der Schriftsatz an das richtige 
Gericht adressiert Ist. Bei unrichtiger Adressierung 
(etwa an das Rekursgericht) kommt es für die Rechtzei­
tigkeil darauf an, wann der Rekursschriftsatz beim 
zuständigen Gericht (dem Erstgericht) eingelangt ist. 

3. Im Rekursverfahren gilt das Neuerungsverbot. Der Ein­
wand der Partei, der Sachverständige habe nicht sofort 
nach Aultragserteilung auf seine Befangenheit hinge­
wiesen, hätte im erstgerichtlichen Verfahren geltend 
gemacht werden müssen. 

4. Nach § 2 Abs. 2 GEG ist die Zahlungspflicht der Partei 
aufzuerlegen, die den Sachverständigenbeweis bean­
tragt und damit allein veranlaßt hat. Ob das Gutachten 
auch im Interesse der anderen Partei aufgenommen 
wurde, ist nicht zu prüfen. 

OLG lnnsbruck vom 22. Mai 2000, 2 R 117/00 y 

Der Kläger begehrt von der Beklagten die Auszahlung eines 
Bankguthabens, dessen Höhe diese bestreitet. Nach einem 
aufgrund beiderseitiger Beweisanträge aufgenommenen Gut­
achten eines Buchsachverständigen beantragte die klagende 
Partei ein weiteres Gutachten aus dem Bankwesen mit dem 
Spezialgebiet Wertpapiere und DevisenhandeL 

Das Erstgericht gab diesem Antrag statt und bestellte Mag. N. 
N. zum Sachverständigen, der ein schriftliches Gutachten 
erstattete und dafür Gebühren von S 448.564,20 begehrte. 
Dabei stellte er sich auf den Standpunkt, daß er den Auftrag 
erhalten habe, das bereits erstattete Gutachten eines Buch­
sachverständigen auf seine Richtigkeit zu überprüfen, sodaß 
ihm die doppelte Gebühr gemäß der Gebührennote dieses 
Sachverständigen zustehe. 

Beide Parteien erhoben Einwendungen gegen die Höhe der 
begehrten Gebühr. 

Noch vor Bestimmung dieser Gebühr wurde der Sachverstän­
dige enthoben, weil er sich in anderen beim Erstgericht gegen 
die beklagte Partei anhängigen Verfahren mit ähnlichem Pro­
zeßgegenstand für befangen erklärt hatte. 
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Mit dem angefochtenen Beschluß bestimmte das Erstgericht 
die Gebühren des Sachverständigen Mag. N. N. mit 
S 266.577,- und sprach im Sinne des§ 2 Abs. 2 GEG aus, daß 
"beide Streitteile beweisführende Parteien" seien. 

Diesen Beschluß bekämpfen beide Parteien und der Sachver­
ständige mit Rekurs. 

Der Rekurs des Sachverständigen ist als verspätet zurückzu­
weisen. Der angefochtene Beschluß wurde ihm am 21. 3. 2000 
zugestellt, sodaß die 14tägige Rekursfrist am 4. 4. 2000 ende­
te. Am 3. 4. 2000 gab der Sachverständige einen an das Ober­
landesgericht lnnsbruck adressierten, als "Beschwerde" 
bezeichneten Rekurs zur Post, der am 5. 4. 2000 dort einlang­
te und am selben Tag dem Landesgericht lnnsbruck weiterge­
leitet wurde. 

Nach § 41 Abs. 1 GebAG ist der Rekurs gegen den Beschluß, 
mit dem eine Sachverständigengebühr bestimmt wird, zwar an 
den übergeordneten Gerichtshof zu erheben, aber nach § 520 
Abs. 1 ZPO bei jenem Gericht einzubringen, dessen Beschluß 
angefochten wird. 

Die Bestimmung des § 89 GOG, wonach eine Rechtsmittelfrist 
gewahrt ist, wenn das Schriftstück am letzten Tag der Frist zur 
Post gegeben wird, kommt nur dann zur Anwendung, wenn der 
Schriftsatz an das richtige Gericht adressiert ist. Bei unrichtiger 
Adressierung kommt es darauf an, wann der Schriftsatz bei 
dem zuständigen Gericht eingelangt ist (Kodek in Rechberge I' 
Rz 7 vor § 461 ZPO mit Nachweisen aus der Rechtspre­
chung). 

Im vorliegenden Fall gilt der Rekurs des Sachverständigen 
somit als am 5. 4. 2000, dem Tag des Eintangens beim Erst­
gericht, als eingebracht, somit nach Ablauf der 14tägigen 
Rechtsmittelfrist des§ 41 Abs. 1 GebAG, sodaß er als verspä­
tet zurückzuweisen war. 

Der Rekurs. des Klägers ist nicht berechtigt. Er macht geltend, 
daß jene Befangenheitsgründe, die der Sachverständige nach 
Erstattung des schriftlichen Gutachtens bekanntgegeben habe, .. ·. 
bereits zum Zeitpunkt der Auftragserteilung vorgelegen seien 0J 
und vom Sachverständigen pflichtgemäß zur Kenntnis 
gebracht hätten werden müssen. Aufgrund seiner schuldhaften 
Unterlassung stehe dem Sachverständigen kein Gebührenan­
spruch zu, sodaß die Abänderung des angefochtenen 
Beschlusses dahingehend beantragt werde, daß der Antrag 
des Sachverständigen auf Bestimmung von Gebühren abge­
wiesen werde. 

Dem ist entgegenzuhalten, daß nach ständiger Rechtspre­
chung auch im Rekursverfahren das Neuerungsverbot gilt 
(Kodek a. a. 0. Rz 3 zu § 526 mit Nachweisen aus Lehre und 
Rechtsprechung). Den Parteien wurde die Befangenheitsan­
zeige des Sachverständigen bei der Tagsatzung zur mündli­
chen Streitverhandlung am 7. 2. 2000 zur Kenntnis gebracht; 
auch der Kläger hätte daher alle sich daraus ergebenden Ein­
wendungen noch in erster Instanz vortragen können und müs­
sen, zumal das Erstgericht im Anschluß an die Enthebung des 
Sachverständigen die Beschlußfassung über dessen 
Gebühren ankündigte. Die erstmals im Rekurs vorgetragene 
Behauptung eines pflichtwidrigen Verhaltens des Sachverstän-

HEFT 4/2000 



:,: 

..... 

Entscheidungen + Erkenntnisse 

digen ist somit eine Neuerung, auf welche das Rekursgericht 
nicht eingehen kann. 

Dem Rekurs der klagenden Partei war somit nicht Folge zu 
geben. 

Berechtigt ist hingegen der Rekurs der beklagten Partei. 

Nach § 2 Abs. 1 GEG sind Sachverständigengebühren, die 
nicht durch Kostenvorschuß abgedeckt und aus Amtsgeldern 
zu entrichten sind, dem Bund von der Partei zu ersetzen, die 
nach den bestehenden Vorschriften hiezu verpflichtet ist. Nach 
ständiger Rechtsprechung (Tschugguei-Pötscher Gerichtsge­
bühren' E 29 zu § 2 GEG) ist die Frage, wer die im Zivilprozeß 
entstandenen Kosten zunächst zu tragen hat, nach § 40 Abs. 1 
ZPO zu lösen. Danach hat jede Partei die durch ihre Pro­
zeßhandlungen verursachten Kosten selbst zu bestreiten. Im 
vorliegenden Fall hat- nur- der Kläger die Einholung des Gut­
achtens aus dem Bereich des Kredit- und Bankwesens bean-

.·.i ,·tragt und damit allein veranlaßt; in einem solchen Fall ist nicht 
zu prüfen, ob das Gutachten auch im Interesse der anderen 
Partei aufgenommen wurde (VwGH 29. 3. 1990, ÖStZB 1991, 
342). 

Die von der beklagten Partei angefochtene Grundsatzent­
scheidung nach § 2 Abs. 2 GEG war daher dahingehend 
abzuändern, daß die klagende Partei den nicht durch Kosten­
vorschuß abgedeckten Teil der Gebühren des Sachverständi· 
gen Mag. N. N. dem Bund zu ersetzen hat. 

Nach § 41 Abs. 3 GebAG findet in einem die Sachverständi· 
gengebühren betreffenden Rekursverfahren ein Kostenersatz 
nicht statt; darunter fällt auch das Verfahren gegen einen 
Beschluß nach § 2 GEG, weil es sich dabei um ein dem 
GebAG gleichwertiges Annexverfahren handelt (OLG Wien in 
WR 235, 373, 469; OLG lnnsbruck 4 R 220/93, 2 R 31 3/94 u. a.). 

Der Revisionsrekurs ist nach § 528 Abs. 2 Z 5 ZPO jedenfalls 
unzulässig, hinsichtlich des Verfahrens nach § 2 GEG auch 
nach § 528 Abs. 2 Z 3 ZPO (EFSig 64.667 = RZ 1990/118; 
5 Ob 541/94). 

Zahlungspflicht für 
Sachverständigengebühren 
(§ 54 Abs. 2 ZPO) 
1. Die Zahlungspflicht für Sachverständigengebühren gilt 

mit dem Ausspruch der Ersatzpflicht nach § 2 Abs. 2 
GEG als entstanden (§ 54 Abs. 2 ZPO). Der Zeitpunkt der 
tatsächlichen Zahlung ist daher im allgemeinen ohne 
Bedeutung, ebenso die Zustellung einer Zahlungsauf­
forderung. 

2. Wurde die Zahlungspflicht einer Partei für Sachverstän­
digengebühren, die aus Amtsgeldern zu zahlen sind, 
nach § 2 Abs. 2 GEG ausgesprochen, so hat die Partei 
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die sie belastenden Sachverständigengebühren in ihre 
vor Schluß der Verhandlung zu legende Kostennote auf­
zunehmen. 

3. Eine nachträgliche Kostenbestimmung nach § 54 Abs. 2 
ZPO ist unzulässig. 

OLG Wien vom 30. Oktober 2000, 11 R 152/00 d 

Mit Beschluß vom 9. 3. 1994 wurden die Gebühren des Sach· 
verständigen Prof. Dr. N. N. mit S 8.902,- bestimmt und aus· 
gesprochen, daß die Ersatzpflicht gemäß § 2 Abs. 2 GEG für 
die aus Amtsgeldern ausbezahlten Gebühren die beklagte Par· 
tei trifft. Dieser Beschluß erwuchs in Rechtskraft. Einer vom 
Kläger erhobenen Berufung gegen das Urteil des Erstgerichtes 
vom 25. 6. 1999 wurde mit Berufungsentscheidung vom 24. 11. 
1999 nicht Folge gegeben. Eine vom Kläger erhobene außer­
ordentliche Revision wurde vom OGH mit Beschluß vom 3. 2. 
2000 zurückgewiesen. 

Am 28. 6. 2000 beantragte die Beklagte auf Grund einer am 
15. 6. 2000 ergangenen Z?hlungsaufforderung des Kostenbe· 
amten des Erstgerichtes, welcher die Beklagte am 21. 6. 2000 
durch Einzahlung nachkam, ihr 86% von S 8.902,- (Sachver· 
ständigengebühren für den Sachverständigen Dr. N. N.) im 
Sinne des § 54 Abs. 2 ZPO zuzuerkennen. Im ersten Verfah­
rensabschnitt, auf den sich diese Sachverständigenkosten 
bezögen, sei der Kläger nur mit 14% seines Anspruches durch­
gedrungen. Die Beklagte habe daher Anspruch auf 86% der 
nun von ihr bezahlten Sachverständigengebühren. 

Mit dem angefochtenen Beschluß wies das Erstgericht diesen 
Antrag mit der Begründung ab, daß eine ergänzende 
Kostenentscheidung im Sinne des § 54 Abs. 2 ZPO nur dann 
möglich sei, wenn die Zahlungspflicht nach dem Schluß der 
Verhandlung entstanden sei. Die tatsächliche Zahlung sei ohne 
Bedeutung. 

Gegen diesen Beschluß wendet sich der Rekurs der beklagten 
Partei mit einem Abänderungsantrag. 

Im Rekurs vertritt die Beklagte die Auffassung, daß eine Zah· 
lungspflicht für Sachverständigengebühren, die aus Amtsgel· 
dern bezahlt worden seien, erst mit der Zustellung der Zah· 
lungsaufforderung entstehe. 

Dieser Ansicht schließt sich das Rekursgericht nicht an. 

Aus § 54 Abs. 2 ZPO ergibt sich, daß die dort vorgesehene 
Ergänzung der Kostenentscheidung nur dann möglich ist, 
wenn die Zahlungspflicht nach dem Schluß der Verhandlung 
entstanden ist. Die tatsächliche Zahlung ist dabei (abgesehen 
von solidarischer Verpflichtung mit dem Gegner) ohne Bedeu­
tung. Die Zahlungspflicht ist daher betreffend die Gebühren 
des Sachverständigen Prof. Dr. N. N. bereits mit der erwähn· 
ten Beschlußfassung des Erstgerichtes vonm 9. 3. 1994 ent­
standen. Die Beklagte hätte somit die sie belastenden Sach­
verständigengebühren bereits in der vor Schluß der Verhand· 
lung zu legenden Kostennote verzeichnen müssen. 

Zu Recht hat daher das Erstgericht in Übereinstimmung mit der 
Entscheidung des OLG Wien vom 4. 5. 1999, 16 R 64/99w, den 
Kostenbestimmungsantrag abgewiesen. 
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Zeugengebühren -
Bestätigung über die 
Zuverlässigkeit der 
Flugzeugbenützung 
(§ 10 GebAG) 
1. Die Bestätigung des Gerichts über die Zulässigkeil der 

Benützung eines Flugzeuges durch einen Zeugen ist ein 
in Beschlußform zu erfolgender Akt der Rechtspre­
chung. 

2. Ergeht ein solcher Beschluß im Berufungsverfahren (im 
Zuge einer Beweiswiederholung), so ist ein Rekurs an 
den OGH unzulässig (Rechtsmittelbeschränkung des 
§ 519 Abs. 1 ZPO). 

OGH vom 15. September 2000, 7 Ob 176/00 h 

Das Landesgericht für Zivilrechtssachen Graz hat als Beru· 
fungsgericht in dem zu 2 C 603/97x beim Bezirksgericht Voits· 
berg anhängig gewesenen, nunmehr bereits rechtskräftig ent· 
schiadenen Rechtsstreit im Zuge einer Beweiswiederholung 
Hellmut S., der von seinem Wohnsitz in der Schweiz mit dem 
Flugzeug angereist war, als Zeugen vernommen. Mit dem 
angefochtenen Beschluß sprach der Vorsitzende des Beru­
fungssenats - im Sinne einer Bestätigung der Voraussetzung 
für die Vergütung der Benützung des Flugzeugs gemäß § 1 0 
GebAG- aus, daß dem Zeugen die Anreise mit dem Flugzeug 
bewilligt werde. 

Der von der beklagten Partei dagegen erhobene Rekurs an 
den Obersten Gerichtshof mit dem Antrag, den Beschluß dahin 
abzuändern, daß dem Zeugen die Anreise mit dem Flugzeug 
nicht bewilligt werde; in eventu, daß der angefochtene 
Beschluß aufgehoben und dem "Erstgericht" eine neuerliche, 
nach Ergänzung des Verfahrens zu fällende Entscheidung auf­
getragen werden möge; ist unzulässig. 

Die angefochtene, für die gemäß§ 20 Abs. 1 GebAG im Justiz· 
verwaltungsweg vorzunehmende Bestimmung der Zeugenge· 
bühr wohl präjudizielle (vgl. die zur Bestätigung der Notwen· 
digkeit einer Begleitperson gemäß § 2 Abs. 2 letzter Halbsatz 
GebAG ergangene Entscheidung des Verwaltungsgerichtsho· 
fesvom 9. 2. 1990,89/17/0220 = ÖStZB 1991, 341) Entschei· 
dung ist zwar ein Akt der Rechtsprechung (vgl. neuerlich 
ÖStZB 1991, 341). Es handelt sich dabei aber um einen im 
Berufungverfahren (nicht etwa in einem über Parteienantrag 
eingeleiteten Zwischenstreit - vgl. Fasching Komm IV 406 f; 
derselbe ZPR' Rz 1979) ergangenen Beschluß des Beru­
fungsgerichtes, der nur unter den - hier nicht vorliegenden -
Voraussetzungen des§ 519 Abs. 1 Z 1 und 2 ZPO angefoch· 
ten werden kann (vgl. Kodek in Rechbergef Rz 2 zu § 519 
ZPO). Die gegenständlich angefochtene Entscheidung ist etwa 
mit einem im Berufungsverfahren gelaBten Sachverständigen-
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Gebührenbestimmungsbeschluß des Berufungsgerichts vor 
Novaliierung des § 41 Abs. 1 GebAG BGBI 1994/623 ver· 
gleichbar, hinsichtlich dessen nach ständiger oberstgerichtli· 
eher Rechtsprechung (AIS-Justiz RS0017159) der Rekurs an 
den Obersten Gerichtshof unzulässig war. Erst durch die 
Novaliierung des § 41 Abs 1 GebAG wurde eine Ausnahme 
von der Rechtsmittelbeschränkung des § 519 Abs 1 ZPO sta· 
tuiert (vgl. 7 Ob 2056/96w; 7 Ob 148/97h; 6 Ob 144/98i; zuletzt 
2 Ob 177/98p = RZ 1999/24; Danzl, Der Weg zum OGH nach 
der WGN 1997, ÖJZ·Sonderheft 1998/5A, 14). Eine solche 
Ausnahmeregelung sieht das Gesetz hinsichtlich der (in 
Beschlußform zu erfolgenden- vgl. Fasching Zivilprozeßrecht' 
Rz 1377 und 1586, s. auch Rechbarger in Rechbergef Rz 1 ff 
zu § 425 ZPO) Bestätigung des Gerichts im Sinne des § 10 
GebAG jedoch nicht vor. Daß nach dem Wortlaut der genann-
ten Bestimmung die Bestätigung vom Vorsitzenden des Beru· 
fungsgerichts allein zu erteilen ist, ändert nichts daran, daß es .. ·. 
sich dabei um einen im Berufungsverfahren ergehenden _J; 
Beschluß des Berufungsgerichts im Sinne des § 519 Abs. 1 
ZPO handelt. 

Der Rekurs an den Obersten Gerichtshof ist daher unzulässig 
und war deshalb zurückzuweisen. 

HOB - neue Sätze 
(ab 1. 9. 2000) 
Unverbindliche Verbandsempfehlung gem. § 31 KartG 

Auf Grund der Anmeldung einer unverbindlichen Verbands­
empfehlung der Bundesinnung der Baugewerbe hat das Ober­
landesgericht Wien als Kartellgericht die Eintragung der Ver­
bandsempfehlung in das Kartellregister, Abteilung V, gemäß "-"" 
§ 31 Kartellgesetz zur Registerzahl V 20 bewilligt. 

Der Beschluß des Oberlandesgerichtes Wien 25 Kt 234/00·3 
trägt das Datum 30. 8. 2000. 

Die Eintragung in das Kartellregister betrifft: 
Die Erhöhung des Zeitgrundhonorars (Zeitgrundentgeltes). 
Es beträgt ab 1. 9. 2000 je Stunde ATS 783,-. 
Die Kostenvergütung für Schreibarbeiten ist gleich geblieben 
(für die Urschrift ATS 52,-, für die Durchschrift ATS 37,-). 

Anmerkung: Die letzte Verlautbarung von Änderungen der 
HOB erfolgte im Heft SV 1999/4,176 (davor SV 1997/2, 32, 
SV 1995/4, 33, SV 199513, 49, SV 1993/1, 34 und 
SV 1991/3, 22). 
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Berichte 

Landesverband für Oberösterreich und 
Salzburg 

Neubesetzung des Vorstandes 

Durch den allzufrühen und überraschenden Tod unseres Vor­
sitzenden Arch. Dipl.-lng. Helmut SCHIMEK war eine Neube­
setzung im Vorstand des Landesverbandes für Oberösterreich 
und Salzburg notwendig. Als neuer Vorsitzender konnte wie­
derum Dr. Oswald KRATOCHWILL gewonnen werden, die 
Funktion des Vizepräsident übernimmt Univ.-Prof. Dr. Walter 
HERBINGER. Seide Persönlichkeiten waren schon in der Ver­
gangenheit viele Jahre sehr erfolgreich für den Landesverband 
Oberösterreich und Salzburg sowie für den Hauptverband tätig 
und werden dies in diesem Sinne auch künftig tun. 

Gi~Seminare 
Hauptverband der allgemein beeideten und 
gerichtlich zertifizierten Sachverständigen 
Osterreichs 
1010 Wien, Doblhoffgasse 315 Tel. 405 45 46-0, Fax 406 11 56 

INTERNATIONALE FACHSEMINARE 2001 
in BAD HOFGASTEIN, SALZBURG 

14. Jänner bis 26. Jänner 2001 

Im Jahr 2001 veranstaltet der Hauptverband der allgemein 
beeideten und gerichtlich zertifizierten Sachverständigen 
Österreichs zusammen mit der Vereinigung der Österreichi­
schen Richter die Internationalen Fachseminare für Sachver~ 
ständige und Juristen zum ersten Mal im Kongreßzentrum 
BAD HOFGASTEIN, Tauernplatz 1. (Von 1978 bis 2000 fan­
den diese Seminare im Kongreßzentrum in Bad Gastein statt). 
Außerdem wurde die Seminarreihe um das Fachseminar 
"Uhren und Juwelen" erweitert. 

". Bauwesen für Sachverständige und Juristen 
14. 1. bis 19.1. 2001 

Eröffnung Sonntag, 14. 1. 2001, 19 Uhr (Übergabe der 
Tagungsunterlagen ab 17.30 Uhr) 
Vorträge mit anschließender Diskussion: Montag 15. 1. bis 
Donnerstag 18. 1. 2000 jeweils von 9.00 bis 11.00 Uhr und 
17.00 bis 19.00 Uhr, Freitag, 19. 1. 2000 von 9.00 bis 11.00 Uhr. 

Seminarleiter: Dr. Ernst MARKEL, Senatspräsident des Ober­
sten Gerichtshofes 

Vortragende und Themen: 
Dr. Harald KRAMMER, Präsident des Landesgerichtes für ZRS 
Wien: "Einwände gegen Sachverständigengebühren und ihre 
Behandlung" 

Dr. Gerhart A. BERTOLDI, Geschäftsführer Technominerai­
Baufys Ges.m.b.H., Graz, allgemein beeideter und gerichtlich 
zertifizierter Sachverständiger: "Die Bewertung von Fassaden­
rissen und ihre Sanierung, unter besonderer Berücksichtigung 
des Vergleichs von Fertigputz und baustellengemischten Pro­
dukten" 
Prof. Dipl.-lng. Julius K. NATTERER, Eidgenössische Techni-
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sehe Hochschule Lausanne, Schweiz, Internationales Entwick­
lungszentrum für Holzkonstruktionen und Ingenieurbüro in 
Saulburg/Wiesenfelden, Deutschland: "Neue Techniken des 
Ingenieurholzbaues für moderne Architektur' 

Dipl.-lng. Erwin SCHWARZMÜLLER, Energie Tlrol Beratung­
Forschung-Förderung, lnnsbruck: "Niedrigenergiehäuser -
Vermeidung von Wärmebrücken und Luftundichtigkeit - als 
Voraussetzung des geplanten Ergebnisses und zur Vermei­
dung von Bauschäden im Massiv- wie im Leichtbau" 

WORKSHOP zum Thema: "Befundaufnahme - Beteiligten­
befragung umd ihre Grenzen" 
Themenexposition: Dr. Jürgen SCHILLER, Präsident des Lan­
desgerichtes für ZRS Graz 
Arbeitskreisleiter: 
Dr. Gerald COLLEDANI, Vizepräsident des Oberlandes­
gerichtes lnnsbruck 
Dr. Helmut HUBNER, Präsident des Oberlandesgerichtes Linz 
Dr. Jürgen SCHILLER, Präsident des Landesgerichtes für ZRS 
Graz 
Mag. Dr. Anton SUMERAUER, Richter am Oberlandesgericht 
Wien 

Dipl.-lng. Dr. Kurt JUDMANN, Universitätslektor Institut für 
Computertechnik, Technische Universität Wien, allgemein 
beeideter und gerichtlich zertifizierter Sachverständiger: "EDV 
für Sachverständige- Internet und Datenbanken" 

o. Univ.-Prof. Dipl.-lng. Dr. Horst GAMERITH, Vorstand Institut 
Hochbau & Industriebau, Technische Universität Graz, allge­
mein beeideter und gerichtlich zertifizierter Sachverständiger: 
"Die Sicherheit von Fassadenverankerungen" 

Dipl.-lng. Friedrich BAUER, Lehrbeauftragter für Liegen­
schaftsbewertung Technische Universität Graz, allgemein beei­
deter und gerichtlich zertifizierter Sachverständiger: "Der Einfluß 
von Dienstbarkeilen auf den Verkehrswert von Liegenschaften" 

Die Seminar.e "Gebäudetechnik" (14. bis 17. 1. 2001) und 
"Juwelen und Uhren" (18. 1. bis 19. 1. 2001) finden parallel 
zum Seminar "Bauwesen" statt. Die Programme bieten von 
Montag 15. 1. bis Freitag 19. 1. 2001 jeweils von 14.00 bis 
16.00 Uhr Vorträge an, die aufgrundder Themen und des Zeit­
plans sowie zu vergünstigten Preisen auch von Teilnehmern 
des Bauseminars besucht werden können. Die Seminare 
"Bauwesen" und "Gebäudetechnik" werden am 
14. 1. 2001 gemeinsam eröffnet. 

Gebäudetechnik für Sachverständige und 
Juristen 
14. 1. bis 17. 1. 2001 

Eröffnung Sonntag, 14. 1. 2001, 19 Uhr (Übergabe der 
Tagungsunterlagen ab 17.30 Uhr) 
Vorträge mit anschließender Diskussion: Montag 15. 1. bis 
Mittwoch 17. 1. 2000 jeweils von 9.00 bis 11.00 Uhr, 14.00 bis 
16.00 (Kaffeepause 16.00 bis 17.00) und 17.00 bis 19.00 Uhr. 

Seminarleiter: Hofrat Dr. Rainer GEISSLER, Vizepräsident 
des Handelsgerichtes Wien 
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Vortragende und Themen: 
Dr. Wolfgang NIETSCHE, Staatliche Versuchsanstalt für Elek­
trotechnik und Elektronik, Wien: "Korrosionseffekte an Hei­
zungsrohren in Gebäuden im Zusammenhang mit dem elektri­
schen Hauptpotentialausgleich" 

w. Hofrat Dipl.-lng. Peter PFEILER, Steirische Landesregie­
rung, allgemein beeideter und gerichtlich zertifizierter Sachver­
ständiger, Graz: "Das öffentliche Auftragsvergabewesen, aktu­
elle Entscheidungen von Vergabekontrollinstanzen" 

Waller TILLINGER, Winterthur Versicherungs AG, Wien: 
"Sicherheitsüberwachung in Gebäuden" 

Dipl.-lng. Heribert HAMMER, Zivilingenieur für Gas- und Feue­
rungstechnik, allgemein beeideter und gerichtlich zertifizierter 
Sachverständiger, Wien: ,,Wärme und Luft- die unsichtbaren 
Elemente. Physikalische Grundsätze und praktische Erfahrun­
gen aus dem Gebiet der Heizung und Lüftung" 

Bernhard MAYR, Prokurist Beltor Austria GmbH, Wien: "Brand­
schadensanierung" 

Dr. Elfriede DVORAK, Richterin am Handelsgericht Wien: 
"Befund und Gutachten in der richterlichen Praxis" 

ao. Univ.-Prof. Dipl.-lng. Dr. Wolfgang HADRIAN, Institut für 
elektrische Anlagen, Technische Universität Wien: "Das neue 
Blitzschutzkonzept nach ENV 61024" 
ao. Univ.-Prof. Dipl.-lng. Dr. Stephan PACK, Institut für Hoch­
spannungstechnik, Technische Universität Graz, allgemein 
beeideter und gerichtlich zertifizierter Sachverständiger: "Blitz­
schutz und Schutzzonenkonzepte als Bestandteil der Planung" 

Dipl.-lng. Michael HIRSCH, selbständiger Elektrotechniker, all­
gemein beeideter und gerichtlich zertifizierter Sachverstän­
diger: "Der elektrische Anlagenerder im Sinne der Nullungsver­
ordnung - zeitgemäße Maßmethoden und Meßeinrichtungen 
in verbauten Gebieten (,global earthing system'), Bestimmung 
der Schleifenimpedanz in elektrischen Anlagen" 

Straßenverkehrsunfall und 
Fahrzeugschaden 
21. 1. bis 26.1. 2001 

Eröffnung Sonntag, 14. 1. 2001, 19 Uhr (Übergabe der 
Tagungsunterlagen ab 17.30 Uhr) 
Vorträge mit anschließender Diskussion: Montag 15. 1. bis 
Donnerstag 18. 1. 2000 jeweils von 9.00 bis 11.00 Uhr und 
17.00 bis 19.00 Uhr, Freitag, 19.1. 2000 von 9.00 bis 11.00 
Uhr. 

Seminarleiter: Dr. Günter WORATSCH, Präsident des Lan­
desgerichtes für Strafsachen Wien 

Vortragende und Themen: 
Hofrat lng. Heribert BÜRGER, allgemein beeideter und gericht­
lich zertifizierter Sachverständiger, Wien: "Fotografie von Ver­
kehrsunfallspuren und Fahrzeugschäden unter besonderer 
Berücksichtigung digitaler FotoverJahren und Übertragung der 
Bilder im Internet" 

Hofrat Dr. Peter BAYJONES, Vorstand des Verkehrsamtes, 
Bundespolizeidirektion Wien: "Erwerb und Verlust der Lenk-
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berechtigungen unter teilweiser Berücksichtigung der EU­
Richtlinien" 

Dipl.-lng. Dr. Friedrich KAMELREITER, Zivilingenieur für 
Maschinenbau, allgemein beeideter und gerichtlich zertifizierter 
Sachverständiger, Wien und Dipl.-lng. Franz KERSCHE, allge­
mein beeideter und gerichtlich zertifizierter Sachverständiger, 
Wien: "Wer hätte das gedacht? Unerwartetes, Überraschendes 
und Außergewöhnliches in der Verkehrsunfallrekonstruktion" 

Dr. Rainer SCHMID, Facharzt für Anästhesie und lntensivmedi­
zin, Wilhelminenspital- Abteilung lntensivmedizin, Wien: "Medi­
zinisches Notfallmanagement für Ersthelfer in Unfallsituationen" 

lng. Dr. Christian DEUTSCHER, Allianzzentrum für Technik, 
lsmaning, Deutschland: "Auffahrunfall mit HWS-Syndrom" 

Dr. Erik EYBL, Schadensdirektor für Österreich, Generali Ver­
sicherungs AG, Wien: "Zukünftige Schadensabwicklung" 

Dipl.-lng. Thomas LANGE, DEKRA Automobil AG, Stuttgart, '.j.: 
Deutschland: "Fahrzeugbrand" 

lng. Siefan KLAUS, Bundesinnung der Kraftfahrzeugtechniker, 
Wien: "Pyrotechnische Sicherheitseinrichtungen im Kraftfahr­
zeugbau" 

Otto PLANER, Geschäftsführer der ÖAMTC Betriebs­
ges.m.b.H. - KFZ-Technik, Wien, allgemein beeideter und 
gerichtlich zertifizierter Sachverständiger: "Prämissen bei der 
Gebrauchtwagenbewertung nach den neuen Erfordernissen 
der ÖNORM" 

Juwelen und Uhren 
18. 1. bis 19. 1. 2001 

Eröffnung Donnerstag, 18. 1. 2001, 10.00 Uhr (Übergabe der 
Tagungsunterlagen ab 9.30 Uhr) 
Vorträge mit anschließender Diskussion: Donnerstag 18. 1. 
2000 1 0.30 bis 12.00 Uhr, 14.00 bis 15.30 Uhr ( Kaffeepause 
15.30 bis 16.00 Uhr) 16.00 bis 18.00 Uhr, 18.00 bis 19.00 Uhr, 
Freitag 19. 1. 2000 9.00 bis 10.30 Uhr, 10.30 bis 12.00 Uhr, ... , 
14.00 bis 15.30 Uhr ( Kaffeepause 15.30 bis 16.00 Uhr) 16.00 \J 
bis 18.00 Uhr, 18.15 bis 19.00 Uhr. 

Seminarleiter: Hofrat Dr. Rainer GEISSLER, Vizepräsident 
des Handelsgerichtes Wien 

Vortragende und Themen: 
Prof. Walter MICAN, Gold- und Silberschmiedemeister, 
Geschäftsführer Gemmologisches Labor Austria GmbH, allge­
mein beeideter und gerichtlich zertifizierter Sachverständiger, 
Wien: "Methoden zur Bestimmung der Lichtbrechung hoch­
lichtbrechender Edelsteine mit praktischen Demonstrationen" 

Dr. Harald KRAMMER, Präsident Landesgericht für ZRS Wien: 
"Eintragungsveriahren und Bildungspaß für Sachverständige" 

Josef STEFAN, Gold- und Silberschmiedemeister, Gemmologi­
sches Labor Austria GmbH, allgemein beeideter und gericht­
lich zertifizierter Sachverständiger, Wien: "Diamant - qua 
vadis? Neuester Stand über natürliche Diamanten - Synthe­
sen/Imitationen- Behandlungen" 

Prof. Waller MICAN, Gold- und Silberschmiedemeister, 
Geschäftsführer Gemmologisches Labor Austria GmbH, allge­
mein beeideter und gerichtlich zertifizierter Sachverständiger, 

HEFT 4/2000 



'•: 

Wien: "Schätzgutachten mit stark überhöhten Wertangaben 
und deren Folgen" 
Dr. Vera M. F. HAMMER, Naturhistorisches Museum Wien, Mine­
ralogisch-Petrographische Abteilung, Staatliches Edelstein­
institut: "Die Faszination schwarzer Edel- und Schmucksteine" 
Dr. Christian LENGAUER, Universität Wien, Institut für Mine­
ralogie und Kristallographie: "Perlen im Röntgenlicht" 
Dr. Markus THOMA, Richter am Handelsgericht Wien, Vize­
präsident der Österreichischen Richtervereinigung: "Die Haf­
tung des Sachverständigen" 
Peter KOSTELECKY, Uhrmachermeister, allgemein beeideter 
und gerichtlich zertifizierter Sachverständiger, Wien: "Proble­
matik eines Sachverständigen im Bereich Zeitmeßtechnik, 
anhand authentischer Fälle" 
Prof. Waller MICAN, Gold- und Silberschmiedemeister, 
Geschäftsführer Gemmelogisches Labor Austria GmbH, allge­
mein beeideter und gerichtlich zertifizierter Sachverständiger, 
Wien, und Josef STEFAN, Gold- und Silberschmiedemeister, 
Gemmelogisches Labor Austria GmbH, allgemein beeideter 
und gerichtlich zertifizierter Sachverständiger, Wien: "Schau­
stellung von Edelsteinsynthesen und Imitationen mit Diskussi­
on" 

Seminarkostenbeiträge: 
Für jedes der drei Seminare (Bauwesen, Gebäudetechnik, 
KFZ) beträgt der Seminarkostenbeitrag ATS 6.240,- pro Teil­
nehmer (ATS 5.200,- + 20% MWSt. ATS 1.040,-). Dieser 
Betrag beinhaltet die Seminarunterlagen, Mineralwasser bei 
jedem Vortrag, den Empfang im Kursaal (Kongreßzentrum) mit 
Musik, Buffet, Rot- und Weißwein, Bier, div. antialkoholische 
Getränke und Kaffee. Jedes Seminar hat 9 Vorträge. Im Preis 
für das Gebäudetechnikseminar ist auch die Bewirtung (Kaf­
fee, Tee, Plunderteiggebäck) in der "Kaffeepause" um 16.00 
Uhr enthalten. 

ATS 420,- für jede Begleitperson (ATS 350,- plus 20% 
MWSI. ATS 70,-). Dieser Betrag beinhaltet die Teilnahme an der 
Eröffnung und am vorbeschriebenen Empfang im Kursaal 
(Bauwesen, Gebäudetechnik, KFZ). 

ATS 540,- für jeden zusätzlichen Vortrag (ATS 450,- plus 
20% MWSI. ATS 90,-) (Montag bis Freitag jeweils von 14.00 
bis 16.00 Uhr). Dieser Betrag beinhaltet die Seminarunterlage 
für den jeweiligen Vortrag, Mineralwasser und Kaffee, Tee und 
Plunderteiggebäck in der Pause um 16 Uhr. 

Auch für Teilnehmer des Seminars "Gebäudetechnik", die ihren 
Aufenthalt verlängern, besteht die Möglichkeit zusätzliche Vor­
träge zu buchen (für Vorträge ohne Kaffeepause ATS 500,­
inkl. MWSt). 

Der Kostenbeitrag für das Seminar "Juwelen und Uhren" 
beträgt ATS 3.960,- pro Teilnehmer (ATS 3.300,- plus 20% 
MWSt. ATS 660,-). Dieser Betrag beinhaltet die Seminarunter­
lagen, Mineralwasser bei jedem Vortrag und die Bewirtung in 
der "Kaffeepause" um 16.00 Uhr (Kaffee, Tee, Plunderteig­
gebäck). 

Wir freuen uns, Sie in Bad Hofgastein begrüßen zu können 
und danken im voraus für die Unterstützung der Organisation 
durch Ihre rechtzeit'1ge Anmeldung (Hotelinformationen und 
Anmeldeunterlagen werden Ende September 2000 versandt). 
Für Rückfragen stehen wir jederzeit gerne zur Verfügung. 
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Tel.: 01/405 45 46 oder 01/406 32 67, Fax 01/406 11 56, email: 
hauptverband@vienna.at. Wir bitten um Verständnis, daß eine 
gültige Anmeldung nur bei Eingang des Seminarbetrages bis 
zum 12. Dezember 2000 (Anmeldeschluß) auf unserem 
Konto Nr. 0049-57536/00 bei der CA, BLZ 11000, vorliegt. 

Starnierungen können nur dann akzeptiert werden, wenn sie 
spätestens 3 Wochen vor Seminarbeginn bei uns einlangen. 
Bei Nichterscheinen am Veranstaltungsort muß die volle Teil­
nahmegebühr verrechnet werden. Ein(e) Ersatzteilnehmer(in) 
kann gerne genannt werden. 

Programmänderungen vorbehalten. 

Landesverband für Wien, Niederösterreich 
und Burgenland 
1010 Wien, Doblhoffgasse 3/5 Tel. 405 45 46·0, Fax 406 11 56 

Für alle Seminare des Landesverbandes für Wien, Nieder­
österreich und Burgenland gelten folgende allgemeine Ge­
schäftsbedingungen: 

Anmeldungen sind nur schrittlieh an das Sekretariat des Lan­
desverbandes an Fr. Smetacek (Tel. 01/405 45 46-0, Fax 
01/406 11 56, e-mail: smetacek.hauptverband@vienna.at) zu 
richten. Wir weisen darauf hin, daß die Anmeldungen der 
Reihe nach entgegengenommen werden, da die Teilnehmer­
zahlen beschränkt sind! 

Wegen allfälliger Zimmerbestellungen wird gebeten, selbst mit 
dem Berghotel Tulbingerkogel, Tel 02273n3 91, Verbindung 
aufzunehmen. 

Es wird darauf aufmerksam gemacht, daß wir gezwungen sind, 
einen Teilbetrag von ATS 500,- für Verwaltungskosten einzu­
behalten, falls jemand trotz Anmeldung und ohne vorherige 
Absage nicht am Seminar teilnehmen sollte. 

Intensivseminar 
für bereits eingetragene Sachverständige 

Dieses Seminar bietet praktisch tätigen Gerichtssachver­
ständigen aller Fachgebiete eine Auffrischung und Vertiefung 
der für Sachverständige wichtigen Vorschriften, insbesondere 
werden Fragen der Kommunikation bei der Gutachterarbeit, 
Probleme der Haltung des Sachverständigen und Honorie­
rungsfragen (GebAG, Honorar für Privatgutachten) erörtert. 
Vor allem wird es Gelegenheit zur ausführlichen Diskussion 
von Detailproblemen geben. 

Seminarleiter: Dr. Harald KRAMMER 
Landesgericht für ZRS Wien 

Termin: Dienstag, 24. April 2001 
9.00 bis 17.00 Uhr 

Tagungsort: Berghotel Tulbingerkogel, 3001 Mauerbach bei Wien 

Preis: inklusive einer schriftlichen Unterlage für dieses Semi­
nar, Mittagessen, Pausengetränke, sowie 20% MwSI. 
ATS 2.640,- für Mitglieder mit aktuellen Skripten des Grundse­
minars, ATS 2.340,- für Mitglieder ohne Skripten 
ATS 3.400,- für Nichtmitglieder mit aktuellen Skripten des 
Grundseminars, ATS 3.000,- für Nichtmitglieder ohne Skripten 
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Liegenschaftsbewertungsseminar 
Thema: Liegenschaftsbewertungsgesetz (Schätzung im allge­
meinen, Festsetzung des Nutzwertes nach dem Wohnungs­
eigentumsgesetz 1975, mietrechtliche Bestimmungen, Werter­
mittlungsmethoden) 

Vortragende: 
Mag. Dr. Ernst SCHÖDL, Richter des ASG Wien 
SV Brigitte JANK 
SV Dipl.-lng. Werner BÖHM 
SV DDipl.-lng. Michel H. MÜLLER 

Termin: Donnerstag, 26. April, und Freitag, 27. April 2001, von 
9.00 bis ca. 17.00 Uhr 

Tagungsort: Berghotel Tulbingerkogel, 3001 Mauerbach bei Wien 

Preis: inklusive zweier Mittagessen, umfangreicher Skripten 
sowie der 20%igen MWSt. 
ATS 5. 700,- für Nichtmitglieder, ATS 4.500,-- für Mitglieder des 
Landesverbandes 

Anmeldungen für dieses Seminar sind nur schriftlich an das 
Sekretariat des Landesverbandes (Frau Smetacek, e-mail: 
smetacek.hauptverband@vienna.at) zu richten. 

Wegen allfälliger Zimmerbestellungen wird gebeten, selbst mit 
dem Berghotel "Tulbingerkogel", Tel. 02273/7391, Verbindung 
aufzunehmen. 

Es wird darauf aufmerksam gemacht, daß der Landesverband 
gezwungen ist, einen Teilbetrag von ATS 500,- für Verwal­
tungskosten einzubehalten, falls jemand !rotz Anmeldung und 
ohne vorherige Absage nicht am Seminar teilnehmen sollte. 

Dieses Seminar ist nicht nur für allgemein beeidete und 
gerichtlich zertifizierte Sachverständige offen, sondern auch für 
jene, die sich für diese Tätigkeit interessieren, jedoch 
hauptsächlich für den Personenkreis aus dem Baufach und 
lmmobilienbereich. 

Der Sachverständige in der gerichtlichen Praxis 
praxisorientiertes Aufbauseminar 

Dieses in 3 Abschnitten durchgeführte Seminar soll Sachver­
ständigen nach Ablegung des Sachverständigeneides die Pra­
xis eines Gerichtssachverständigen (richtig aufgebautes und 
nachvollziehbares Gutachten zur Unterstützung der Justiz in 
fachlicher Hinsicht, richtiges Verhalten des Sachverständigen 
bei Gericht etc.) näher bringen. Auch allgemein beeideten und 
gerichtlich zertifizierten Sachverständigen mit Gerichtserfah­
rung, die an der Diskussion von praxisorientierten Fällen und 
an der Lösung von Problemstellungen zur Erarbeitung von 
qualitativ hochwertigen Gutachten für die Rechtsprechung 
interessiert sind, steht dieses Seminar offen. 

Mittwoch, 28. 2. 2001 
18.00 bis ca. 20.30 Uhr (einschließlich Kaffeepause) 
Impulsreferate und Diskussion 

,.Die Praxis der Gutachtenserstellung im Zivil- und Strafver­
fahren" 

Referenten: 
Hofrat Mag. Dr. Rudolf SCHREIBER 
Präsident des Landesgerichtes Wr. Neustadt 
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Hofrat Dr. Rainer GEISSLER 
Vizepräsident des Handelsgerichtes Wien 

Mittwoch, 7. 3. 2001 
18.00 bis ca. 20.30 Uhr (einschließlich Kaffeepause) 
Impulsreferat und Diskussion 

,.Die verfahrensrechtlichen Rahmenbedingungen für Sachver­
ständige und die Verantwortung des Sachverständigen" 
Referent: 
Dr. Markus THOMA 
Richter HG Wien 
Vizepräsident der Österreichischen Richtervereinigung 

Freitag, 16. 3. 2001 
14.00 bis ca. 18.00 Uhr (einschließlich Kaffeepause) 

"Die Anforderungen an den Sachverständigen in der Gerichts­
verhandlung" 

Reduktion von Spannungen, selbstsicheres Auftreten, Agieren, • 
richtiges Reagieren des Sachverständigen bei Gutachtens­
erörterungen in der Gerichtsverhandlung 

1. Streßbewältigung: Copingstrategien in praktischen Übungen 
Trainer: Dr. Eva WIEDERMANN, Psychologin 
Dr. Erwin RÖSSLER, Psychologe 

2. Realitätssimultane Gerichtsverhandlung - kurzes Rollen­
spiel, Umgang mit Störungen 
Unter Mitwirkung der Referenten und Trainer 
Hofrat Mag. Dr. Rudolf SCHREIBER 
Hofrat Dr. Rainer GEISSLER 
Dr. Markus THOMA 
Dr. Eva WIEDERMANN 
Dr. Erwin RÖSSLER 

Trainiert wird in zwei Gruppen in zwei getrennten Räumen. 
Maximale Teilnehmerzahl 20 Personen 

Tagungsort: 1180 Wien, Währinger Straße 145/13 (beim 
Aumannplatz) 

Preis: inklusive Seminarunterlagen, Pausengetränke und 20% 
MWSt. 
ATS 3.600,-- für Mitglieder, ATS 4.800,-- für Nichtmitglieder 

Anmeldungen: nur schriftlich an das Sekretariat des Landes­
verbandes (Fax 01/406 11 56 oder per e-mail hauptver­
band@vienna.at). Aufgrund der begrenzten Teilnehmerzahl 
bitten wir um Verständnis, daß die Berücksichtigung in der Rei­
henfolge des Einlangens der Anmeldungen (Zahlungen) 
erfolgt. 

Internet für Sachverständige 
EDV-Seminar über die Techniken und die Nutzung des lnter­
nets. Dabei wird auf spezielle Aufgaben in Sachverständigen­
büros eingegangen. 

Vorausgesetzt werden Grundkenntnisse, wie sie z. B. im 
Seminar "Aktuelle EDV im Büro des Sachverständigen" vermit­
telt werden. 
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Teilnehmer sollen die Möglichkeiten und Vorteile der Internet­
nutzung für ihre Tätigkeit erkennen und einschätzen lernen. 

Themen und Vortragende: 

1. Technische Grundlagen des Internet: 
Strukturen, Normen- Adressen, Namen- Anschlußformen­
Dienste: e-mail, www, ftp 

Vortragender: Univ.-Lektor Dipl.-lng. Dr. Kurt JUDMANN 
Zivilingenieur für Elektrotechnik 
allgemein beeideter und gerichtlich zertifizierter Sachverstän­
diger, Wien 

2. Nutzung im SV-Büro 
e-mail - e-business: elektronische Beratung, Literaturdienste, 
Bestellen über Internet, Zahlungsmethoden - Sicherheit: Ver­
schlüsselung, Authentifizierung, Berechtigungen, Zugangs­
sicherheit- Informationsdarstellung - Suchen im Internet 

· .. \.,vortragender: Friedrich KOFLER 
~-' 

ATIX Software Marketing 
allgemein beeideter und gerichtlich zertifizierter Sachver­
ständiger, Wien 

3. Praktische Umsetzung im SV-Büro 

Internet-Zugang - Möglichkeiten, Kosten und Kostenfallen -
Aufbau einer strukturierten Informationssammlung - wichtige 
Informationsanbieter für SV im Internet 

Vortragender: Dr. Christian LÜRZER 
Dr. Lürzer Unternehmensberatung, Bad Vöslau 
allgemein beeideter und gerichtlich zertifizierter Sachver­
ständiger 

4. Rechtliche Aspekte des Internet 

Einstieg- Rechtsbeziehung zum Provider- Rechte und Pflich­
ten als "User" im Internet - Wettbewerb und Werkschutz bei 
schöpferischer Leistung 

Vortragender: Hofrat Dr. Otto CAP, Landesgerichtspräsident i.R. 

Tagungsort: Österreichischer Gewerbeverein 
.,, 1010 Wien, Eschenbachgasse 11 (1. Stock/Exner-Saal) 

Termin: Freitag, 2. 3. 2001 von 14.00 bis ca. 19.00 Uhr 

Preis: inklusive Seminarunterlagen, Pausengetränke und 20% 
Mwst. ATS 1.920,- für Mitglieder, ATS 2.520,- für Nichtmit­
glieder 

Bei Buchung beider Seminare (aktuellem EDV- und Internet­
Seminar) bieten wir folgendes Kombi-Angebot an: ATS 3.360,­
beide Seminare für Mitglieder, ATS 4.560,- beide Seminare für 
Nichtmitglieder. 

Anmeldung: bitte nur schriftlich an den Landesverband für 
Wien, Niederösterreich und Burgenland (Fax, e-mail) 

Da die Teilnehmerzahl auf 40 Personen beschränkt ist, erfolgt 
die Reihung nach Eingang ihrer Anmeldung. Den Zahlschein 
erhalten sie umgehend nach ihrer Seminaranmeldung. Wir bit­
ten um Verständnis, daß eine gültige Anmeldung nur dann vor­
liegt, wenn der Seminarbeitrag bis zum 15. 2. 2001 (Kombian­
gebot bis 1. 2. 2001) auf unserem Konto Nr. 00492653100 
(BLZ 11 000) bei der CA eingelangt ist. Sternierungen können 
nur bis zu diesem Zeitpunkt akzeptiert werden. 
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Aus gegebenen Anlaß weisen wir darauf hin, daß eine Teil­
nehmerbestätigung nur dann ausgegeben werden kann, wenn 
das Seminar auch tatsächlich besucht wurde. 

Aktuelle EDV im Büro des Sachverständigen 

Teilnehmer werden duch dieses Seminar in die Lage versetzt, 
die für sie relevante Hard- und Software auszuwählen, und glo­
bale Beurteilungskriterien und Lösungsmöglichkeiten zu erken­
nen. 

Themen und Vortragende: 
1. Technische Grundlagen: 
PC Server/Workstations - Netzwerke - Mobile Computing -
PC-Peripherie: Scanner, Drucker, digitale Fotografie - Soft­
ware - Betriebssysteme - Datensicherung 

Vortragender: Dipl.-lng. Dr. Heinz PANGRATZ 
Institut für Computertechnik, TU Wien 

2. Anwendungen im Büro des Sachverständigen: 

Textverarbeitung- Layout- Spracheingabe- Digitales Archiv 
- Bildbearbeitung - Kaufmännische Software: E/A-Rechnung, 
Lohnverrechnung, Fakturierung - Fachspezifische Programme 

Vortragender: Friedrich KOFLER 
ATIX Software Marketing 
allgemein beeideter und gerichtlich zertifizierter Sachverstän­
diger, Wien 

3. Internet: 

Grundlagen - Anwendungen - Info-Beschaffung und Präsen­
tation: www - Kommunikation: e-mail, conferencing, andere 
Dienste, e-business 

Vortragender: Univ.-Lektor Dipl.-lng. Dr. Kurt JUDMANN 
Zivilingenieur für Elektrotechnik 
allgemein beeideter und gerichtlich zertifizierter Sachverstän­
diger, Wien 

4. Technische Umsetzung: 
Horne Office oder mobiles Büro? - Konfigurationsbeispiele -
Systembeschaffung - Zugang zum Internet - Risiken und 
Gefahren 

Vortragender: Dr. Christian LÜRZER 
Dr. Lürzer Unternehmensberatung, Bad Vöslau 
allgemein beeideter und gerichtlich zertifizierter Sachver­
ständiger 

Tagungsort: österreichischer Gewerbeverein 
1010 Wien, Eschenbachgasse 11 (1. Stock/Exner-Saal) 

Termin: Freitag, 16. 2. 2001, von 14.00 bis ca. 19.00 Uhr 

Preis: inklusive Seminarunterlagen, Pausengetränke und 20% 
Mwst. ATS 1.920,- für Mitglieder, ATS 2.520,- für Nichtmit­
glieder 

Bei Buchung beider Seminare (aktuellem EDV- und Internet­
Seminar) bieten wir folgendes Kombi-Angebot an: ATS 3.360,­
beide Seminare für Mitglieder, ATS 4.560,- beide Seminare für 
Nichtmitglieder. 

Anmeldung: bitte nur schriftlich an den Landesverband für 
Wien, Niederösterreich und Burgenland (Fax, e-mail) 
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Da die Teilnehmerzahl auf 40 Personen beschränkt ist, erfolgt 
die Reihung nach Eingang ihrer Anmeldung. Den Zahlschein 
erhalten sie umgehend nach ihrer Seminaranmeldung. Wir bit­
ten um Verständnis, daß eine gültige Anmeldung nur dann vor­
liegt, wenn der Seminarbeitrag bis zum 15. 2. 2001 (Kombian­
gebot bis 1. 2. 2001) auf unserem Konto Nr. 00492653100 
(BLZ 11 000) bei der CA eingelangt ist. Starnierungen können 
nur bis zu diesem Zeitpunkt akzeptiert werden. 

Aus gegebenen Anlaß weisen wir darauf hin, daß eine Teil­
nehmerbestätigung nur dann ausgegeben werden kann, wenn 
das Seminar auch tatsächlich besucht wurde. 

Landesverband für Oberösterreich 
und Salzburg 
4020 unz, Robert-Stolz-Straße 12 Tel. (0732) 66 22 19, Fax (0732) 65 24 62 

11. Fortbildungsseminar am Brandlhof 

Der Landesverband für Oberösterreich und Salzburg veran­
staltet in Zusammenarbeit mit dem Hauptverband der allge­
mein beeideten und gerichtlich zertifizierten Sachverständigen 
Österreichs auch heuer wieder ein Seminar mit dem Gene­
ralthema: Liegenschaftsbewertung 

Termin: 4.-6. Mai 2001 

Diesmal mit Blick über die Grenzen unseres Landes hinaus in 
Richtung neuer Märkte, neue Chancen. 

Der interessierte Sachverständige versucht, sich schon heute 
darauf einzustellen, was ihn morgen erwartet und ist bemüht, 
auch benachbarte, europäische Bewertungspraktiken kennen­
zulernen. 

Es bleibt natürlich jedem Einzelnen überlassen, auf eigenen 
Wegen die fremden (neuen) Methoden zu studieren; unter Auf­
bietung prominenter internationaler Fachleute bietet aber der 
Landesverband die Gelegenheit, konzentriert in einem Semi­
nar das "Fenster" in die Zukunft für den Bewertungs­
sachverständigen zu öffnen. 

Grundseminar für Sachverständige 
Themen: Gericht!. Verfahren (Zivilprozeß, Strafprozeß), 
Gerichts- und Privatgutachten, Schadensanalysen, Schemata 
für Gerichtsgutachten im Zivil- und im Strafprozeß, Schiedswe­
sen, Beweissicherung, Verhalten als SV vor Gericht, Schaden­
ersatzrecht ... 

Seminarleiter: Dr. Helmut HUBNER, OLG Linz 
Mag. Waller HAUNSCHMIDT, LG Weis 

Tagungsorte und Termine: 
Landwirtschaftskammer für OÖ 
4020 Linz, Auf der Gugl 3 
Tel: 0732/6902/460 
Fax: 0732/6902-48 
GS 1/0Ö 2. und 3. März 2001 
GS 4/0Ö 9. und 1 0. November 2001 
oder 
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Landgasthof Holznerwirt 
5301 Eugendorf, Dorfstraße 4 
Tel: 06225/8205 
Fax: 06225/8205-19 
GS 2/Sbg. 30. und 31. März 2001 
GS 3/Sbg. 21. und 22. September 2001 

Seminarbeginn: Freitag, 14.00 Uhr, Samstag 9.00 Uhr; 
Seminarende: jeweils ca. 18.00 Uhr 

Sollten Sie übernachlen wollen, wenden Sie Sich bitte direkt an 
die oben angeführten Seminaradressen. 

Kosten: 
ATS 5.700,- inkl. MWSt., 1 Mittagessen und Skripten 
ATS 4.500,- inkl. MWSt., nur für Mitglieder und Anwärter des LV 
(Erlagschein wird Ihnen nach Anmeldung zugesandt) 

Anmeldung: nur schriftlich an das Büro des Landesverbandes 
Robert-Siolz-Sir. 12, 4020 Linz, Fax: 0732/65 24 62 .. , 

Die Anzahl der Teilnehmer ist beschränkt! Die Anmeldungen ..::.;;· 
werden in der eingegangenen Reihenfolge berücksichtigt. 
Wenn Sie nach Anmeldung ohne vorherige Absage am Semi-
nar nicht teilnehmen sollten, würde der Landesverband für die 
Administration einen Betrag von ATS 500,- einbehalten. 

Dieses Seminar ist für alle Damen und Herren, die sich für die 
Sachverständigentätigkeit interessieren, offen. 

Landesverband für Steiermark und Kärnten 
8020 Graz, Hanuschgasse 6 Tel. (0316) 7i iO 18, Fax (0316) 71 iO 18-4 

Für alle Seminare des Landesverbandes für Steiermark und 
Kärnten gelten folgende allgemeine Geschäftsbedingungen: 
Anmeldungen richten Sie bitte schriftlich an das Sekretariat des 
Landesverbandes, 8020 Graz, Hanuschg. 6 (Fax 0316/71 10 18-4, 
e-mail: sekretariat.graz@sachverstaendige.at), Fr. Mag. Eva 
Baumgartner. 
Wegen allfälliger Zimmerbestellungen wird gebeten, sich direkt 
mit dem jeweiligen Tagungsort in Verbindung zu setzen: 
Gutsverwaltung des Schlosses Seggau, in 8430 Leibnitz, Tel. ~'' 
03452/82 43 40 oder mit dem Tourismusverband Leibnitz, Tel. 
03452/768 11, Fax 03452/715 60. Hotel Tennisparadies, 8054 
Graz, Straßganger Straße 380 b, Tel. 0316/28 21 56-0 

Es wird darauf aufmerksam gemacht, daß wir gezwungen sind, 
einen Teilbetrag von ATS 500,- für Verwaltungskosten einzu­
fordern, falls jemand trotz Anmeldung und ohne vorheriger 
Absage nicht am Seminar teilnimmt. 

Grundlagenseminar für Sachverständige 
Jahr 2001 
Thema: Einführung in die Sachverständigentätigkeit, insbe­
sondere bei Gericht: Eintragung in die Liste, Bearbeitung des 
Auftrages, Aufbau des Gutachtens, Verhalten vor Gericht, 
Gebührenanspruch etc., Grundbegriffe des Schadenersatz­
rechtes, Schadensanalyse, Gerichtsorganisation u. a. 

Zielgruppe: Alle, die an der Eintragung in die Liste der allge-
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mein beeideten und gerichtlich zertifizierten Sachverständigen Ll"teratUF 
interessiert sind; alle Sachverständigen, die ihr Wissen um die ----------------------­
Themenkreise auffrischen oder vertiefen wollen. 

Seminarleiter: Dr. Jürgen SCHILLER, Präsident des LG für 
ZRS, Graz 
Zwei Termine stehen zur Auswahl: 
3. Termin: Samstag, 03. und Sonntag, 04. März 2001 
4. Termin: Samstag, 17. und Sonntag,18. März 2001 

Tagungsort: Kongreß- und Tagungszentrum Schloß Seggau 
bei Leibnitz, 8430 Leibnitz, Steiermark, Tel. 03452/82 43 50-0 
Seminarkosten: Mitglieder des Verbandes ATS 4.500,- (inkl. 
20% MWSt.) 
NichtmitgliederATS 5.700,- (inkl. 20% MWSt.); im Preis ent­
halten sind die Unterlagen sowie 2 Mittagessen, Pausenge­
tränke, Kaffee und Obst. 

Sonstige Seminare 

Verlag Österreich Seminare 
1037 Wien, Rennweg 16 Tel. (01) 797 89-523 DW, Fax (01) 797 89·602 

Wiener Wohnbauförderung und Wohnhaussanierung 
Burghart Bart/, SR Dr. Peter Heindl, Arch. Dipl.-lng. Michae/a 
Trojan 

13. Februar 2001 
Der Architektenvertrag aus der Sicht des Bauherrn 
Dr. Wolfgang Löhnert 
1. März 2001 

Die Haftung nach dem EKHG 
Prof. HR Dr. Franz Hart/, VPräs. Dr. Horst Schlosser 
7. März 2001 

Büromanagement für Sekretärinnen rechtsberatender Berufe 
Mag. C/audia Fischi-Lubinger 
13. März 2001 

Die Seminare finden -wenn nicht anders angegeben- in Wien 
statt. 
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Landwirtschaftliche Taxationslehre 
Von Kähne Manfred, 3., neubearbeitete Auflage - Berlin, 
Wien, Parey, 2000 ISBN 3·8263-3311-X 

Die nunmehr vorliegende dritte Auflage der landwirtschaftli· 
chen Taxalienslehre behandelt wiederum wichtige Taxaliens­
anlässe und Taxationsobjekte in der Landwirtschaft. Der 
Schwerpunkt der Ausführungen liegt dabei auf der Erläuterung 
der Taxationsmethoden anhand von Beispielen, deren monetä­
re Größen bereits in Euro dargestellt sind. Da das vorliegende 
Werk auf wesentliche Anlässe und Vermögensgegenstände in 
Verbindung mit landwirtschaftlichen Betrieben beschränkt 
wurde, wird die Bewertung anderer Vermögensteile, wie Haus· 
rat und Kunstgegenstände nicht behandelt. Ebenfalls ausge­
klammert werden rein steuerliche Bewertungszwecke, aussch­
ließlich forstliche Bewertungen, der Bereich der Fischerei und 
spezielle Fragen des Gartenbaues. Allerdings finden sich im 
vorliegenden Werk für den an diesen Bereichen interessierten 
Leser umfangreiche Literaturhinweise, so daß das Fehlen die­
ser Taxaliensobjekte keinesfalls als Nachteil gesehen werden 
kann. 

Nach einem methodischen Teil wird ausführlich auf die Bewer­
tung landwirtschaftlicher Nutzflächen einschließlich der Bewer­
tung von Rechten und Belastungen (z. 8. Wohn-, Pacht-, Wege­
rechte) eingegangen. Die Ermittlung von Entschädigungs­
beträgen bei Nutzungsbeeinträchtigungen und beim Land­
entzug stellt einen weiteren umfassend dargestellten Bereich 
dar. Die Bewertung von Flächen vor und in außer­
landwirtschaftlicher Nutzung (z. B. Golfgelände, Abbauland, 
Flächen für Windenergieanlagen, Campingplätzen), mehrere 
Möglichkeiten zur Bewertung von Jagden, die Bewertung von 
Lieferrechten und von Dauerkulturen werden ausführlich dar­
gestellt. Die Taxation von mit landwirtschaftlichen Betrieben in 
Zusammenhang stehenden Wohn- und Wirtschaftsgebäuden, 
von Landmaschinen, von Nutztieren und von Feldinventar 
samt Vorräten leitet zu den verschiedenen Anlässen der Unter­
nehmensbewertung über. Abgeschlossen wird das vorliegende 
Werk mit Hilfsmitteln zur Taxation (z. B. Wertbegriffe, finanz­
mathematische Faktoren). 

Schwerpunktmäßig bezieht das vorliegende Werk deutsche 
Rechtsgrundlagen und die daraus entwickelte Rechtsspre­
chung bei der Darstellung der Taxationsanlässe und Taxati­
ansobjekte mit in die Ausführungen ein. Aus Sicht der land­
wirtschaftlichen Betriebswirtschaft in Österreich sind - unter 
Berücksichtigung der unterschiedlichen Rechtslagen - die dar­
gestellten betriebswirtschaftliehen Überlegungen und Lösungs­
ansätze auf Österreichische Verhältnisse durchaus - wenn 
auch gelegentlich aufgrund der anderen Rechtslage leicht 
abgewandelt - übertragbar und daher anwendbar. 

Inhaltlich stellt die nunmehr vorliegende dritte Auflage der 
"Landwirtschaftlichen Taxationslehre" ein auf Praxisanforde­
rungen ausgerichtetes Kompendium dar, welches sämtlichen 
im Bereich der Taxation in der Landwirtschaft tätigen Personen 
bestens als fundierte Fachgrundlage empfohlen werden kann. 

Univ.-Prol. Dipl.-lng. Dr. Helmut Halmböck 

DER SACHVERSTÄNDIGE 187 



', 

·.· .. 

Literatur 

Mehrkostenforderungen beim Bauvertrag 
Kropik-Krammer, Wirtschaftsverlag, 432 Seiten 

Die Geltendmachung und die Behandlung von Mehrkostenfor­
derungen im Zusammenhang mit Bauverträgen setzen 
bekanntlich technisches Verständnis, betriebswirtschaftliches 
Denken und rechtliche Kenntnisse voraus. Anders als in 
Deutschland gab es in Österreich bisher keine disziplinüber­
schreitende und damit wirklich umfassende Darstellung dieses 
für die Praxis so wichtigen Themas. 

Das vor kurzem erschienene Buch von Dipl.-lng. Dr. techn. 
Andreas Kropik, allgemein beeideter und gerichtlich zertifizier­
ter Sachverständiger und Mitarbeiter der Bundesinnung des 
Baugewerbes, sowie Dipl.-lng. Dr. techn. Peter Krammer, Mit­
arbeiter des Konzerns der Bau Holding AG, schließt diese 
Lücke. 

Das Buch erläutert im t. Teil vertragsrechtliche Aspekte, wie 
die Verbindlichkeit einer Preiszusage bei unterschiedlichen 
Vertragstypen, die Rechtsgrundlagen für Leistungsänderungen 
und rechtliche Sonderprobleme (Irrtum, vorvertragliche Prüf­
und Warnpflicht etc.). Diese Darstellung wird durch eine 
Sammlung und Kommentierung der oberstgerichtlichen Judi­
katur ergänzt. 

Die Autoren dürften in diesem rechtlichen Teil über weite 
Strecken den schmalen Weg zwischen einem zu knapp 
bemessenen, damit unvollständigen Abriß und einer weitge­
laBten aber für den Nichtjuristen unüberschaubaren Darstel­
lung des Themas gefunden haben. Die im Baubereich vielfach 
entscheidenden Bestimmungen der Ö-Normen (insb. Ö-Norm 
B 2110) werden ausführlich behandelt. 

Der 2. Teil beleuchtet die Grundlagen der Baukalkulation 
soweit diese für eine Nachweisführung von Kostenänderungen 
notwendig sind. 

Im 3. Teil ist anhand von zahlreichen Beispielen der Zusam­
menhang zwischen rechtlicher Basis, kalkulatorischer Grundla­
ge und der eigentlichen Forderung nach Vergütungs­
änderungen dargestellt. 

Insgesamt ist es den beiden Autoren gelungen, die Thematik 
auf hohem Niveau und doch für den Praktiker verständlich dar­
zustellen. Ein ungewöhnlich detailliertes Inhaltsverzeichnis (18 
Seiten) und ein Stichwortverzeichnis ermöglichen es dem 
Anwender, im Bedarfsfall rasch die bezughabenden Textstellen 
zu finden. Größten Gewinn aus dem Buch wird jedoch nur der 
ziehen, der sich ausreichend Zeit nimmt, die einzelnen Kapitel 
in Ruhe zu lesen. 

Es ist zu hoffen, daß das neue Buch nicht nur einen prakti­
schen Arbeitsbehelf für die Auftragnehmerseite darstellt, son­
dern auch das Verständnis für Mehrkostenforderungen bei Auf­
traggebern und Gerichten fördert. 

Dr. Gert Larcher 
Vorsitzender des Rechtsausschusses der VIBÖ 
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Praxishandbuch Evaluierung 
Von Dipl.-lng. Waller Hutterer, erschienen 1999 im Verlag 
WEKA Verlag Wien, ISBN 3-7018-4074-1, ATS 1.815,- (inkl. 
Mwst.) 

Das gegenständliche Werk gliedert sich in einen Band im DIN 
A5 Format, in einem Ordner. 

Es handelt sich hierbei um einen Leitfaden zur Ermittlung, 
Beurteilung und Dokumentation betrieblicher Gefahren nach 
dem Arbeitnehmerlnnenschutzgesetz. 

Das gegenständliche Werk ist wie folgt gegliedert: 

• Inhalt und Verzeichnisse 

• Grundlagen 

• Evaluierung 

• Evaluierungsverfahren ' . ._j;~J 

• Beispiele 

Dem genannten Werk liegt eine CD·Rom bei mit der größten 
Sammlung nationaler und internationaler Sicherheitskenn­
zeichen und Piktogramme aus den diversen Bereichen. 

Dem Werk liegt ein persönlicher Freischaltcode bei und eine 
Diskette für die Evaluierungsformulare. 

Das gegenständliche Werk ist äußerst umfangreich und geht 
auf die Österreichischen Verhältnisse und auf die Gegebenhei­
ten der allgemeinen Unfallversicherungsanstalt ein. 

Sämtliche Dateien sind entweder im Format Ward for Windows 
2.0 und höhere als DOC. Dateien und auch Excel 4.0 und 
höher als xls. Dateien abgespeichert. 

Um mit diesen Dateien arbeiten zu können, wird also das Pro· 
gramm Microsoft Ward oder Microsoft Excel benötigt. 

Jedem, der sich mit dem Arbeitnehmerlnneschutzgesetz oder 
mit der Dokumentation betrieblicher Gefahren oder Beurteilung 
beschäftigt, wird dieses Werk wärmstens empfohlen, so sehr,. · . 
daß man meint, es müsse auf seinem Schreibtisch, nicht nurJ 
als Lehrbuch, sondern auch als Nachschlagewerk Platz finden. 

BR hc Dipl.-lng. Dr. techn. Peter STELZL 

HEFT 4/2000 


